














































































































49 

Nur Rußland könnte bei einem Wegfall des GUS-Wirtschaftsraums rela­
tiv ungeschoren davonkommen. Anfang 1991 machte sein Handel mit den 
anderen Unionsrepubliken 18 Prozent des materiellen Nettoprodukts aus. 
In allen anderen Republiken lag der Anteil über 30 Prozent. Am höchsten 
war er in den baltischen und transkaukasischen Republiken (etwa 60 Pro­
zent) und in Weißrußland (etwa 70 Prozent). Zudem verfügt nur Rußland 
mit seinen gewaltigen Naturschätzen über die Möglichkeit, auf dem 
Weltmarkt Exportgüter gegen harte Währung abzusetzen. Damit auch die 
anderen Staaten zu solchen Deviseneinnahmen kommen, müßte der 
Westen seine Einfuhrbeschränkungen (z.B. bei Agrarerzeugnissen) spür­
bar lockern. Da sich· die Marktpreise zunehmend auf den Handel inner­
halb der GUS auswirken, verändert sich das Handelsvolumen beträchtlich 
zugunsten Rußlands und zu Lasten der anderen Staaten. 

Die Frage, ob die gesamte ehemalige Sowjetunion in der "Rubelzone" ver­
bleiben sollte, wird durch den Gang der Ereignisse beantwortet. Estland 
hat bereits offiZiell die "Rubelzone" verlassen, und andere werden diesem 
Beispiel folgen. Es geht dabei zum einen um nationale Eigenständigkeit, 
zum anderen aber auch um das Bemühen, die von der russischen Födera­
tion ausgehenden inflationären Tendenzen einzudämmen und die wirt­
schaftliche Bedeutung von lokalen russischen Militärstützpunkten und 
Elementen des militärisch-industriellen Komplexes zu vermindern. Dies 
heißt natürlich nicht, daß die Einführung einer eigenen Währung für die 
betreffenden Staaten keine negativen Folgen hat, zumal die Bevölkerung 
und sogar die Entscheidungsträger in den nichtrussischen Staaten von der 
unrealistischen Vorstellung ausgehen, damit ließen sich makroökonomi­
sche Probleme lösen. 

Makroökonomische Stabilisierung 
Von allen Mitgliedstaaten der GUS hat bisher nur Rußland ein umfas­
sendes und radikales Programm zur wirtschaftlichen Umgestaltung vor­
gelegt. In der ersten Hälfte des Jahres 1992 kam es zu einer in zwei Etap­
pen erfolgenden Freigabe der Preise und daraufbin zu einer Hyperinfla­
tion, die in den ersten fünf Monaten eine Rate von 740 Prozent erreichte. 
Bei dieser Zahl ist ebenso wie bei allen anderen Angaben in diesem Ab­
schnitt Vorsicht und sogar Skepsis geboten, da die für Rußland verfügba­
ren statistischen Daten (und erst recht jene für die anderen GUS-Staaten) 
alles andere als zuverlässig sind. 
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Es gibt Anzeichen für eine Verbesserung des Warenangebots, doch ist 
dies angesichts der Tatsache, daß die Realeinkommen seit 1991 um die 
Hälfte gesunken sind, für die wenigsten ein Lichtblick. Die Krise, in der 
sich Rußland befmdet, läßt sich am Rückgang des BSP um schätzungs­
weise 40 Prozent im Zeitraum von 1990 bis 1993 ablesen. Hinzu kommen 
ein Absinken der Exporte um 29 Prozent und der Importe um 46 Prozent 
sowie eine Auslandsverschuldung in Höhe von etwa 40 Milliarden Dollar. 
Die Krise ist deshalb so tiefgreifend, weil in Rußland die Abkehr von der 
Kommandowirtschaft bereits lange vor der Schaffung neuer Strukturen 
vollzogen wurde. Es wird nun frühesten für 1994 mit den ersten Zeichen 
eines Aufschwungs gerechnet. Allerdings stehen die Chancen für Rußland 
langfristig gesehen gar nicht so schlecht, da das Land über große Reser­
ven an natürlichen Ressourcen verfügt und somit als einziger GUS-Staat 
heute und künftig einen deutlichen Exportüberschuß zu erzielen vermag. 

Die Massenarmut, die sich überall in der GUS ausbreitet, behindert die 
Einführung marktwirtschaftlicher Strukturen. Es fehlen die Nachfrage der 
privaten Haushalte und die erforderliche Kapitalakkumulation zur Förde­
rung von Investitionen. Im Jahre 1992 ist das Investitionsniveau in der 
GUS nur noch halb so hoch wie 1990. 

Die anderen GUS-Staaten haben kaum damit begonnen, Strategien für 
den Übergang zu marktwirtschaftliehen Verhältnissen auszuarbeiten. 
Einige von ihnen - darunter die Ukraine, Weißrußland und Kasachstan -
wollen die Umgestaltung (allerdings nicht so rasch wie in Rußland), 
andere hingegen (darunter die meisten Staaten in Mittelasien) halten bis 
auf weiteres an zentralisierten Wirtschaftsstrukturen fest. Weißrußland 
hat starke Bindungen an die russische Volkswirtschaft und vorerst wenig 
Aussicht auf Handel mit dem Westen. Die ebenfalls stark von russischen 
Energielieferungen abhängige Ukraine betrachtet die wirtschaftliche 
Eigenständigkeit als untrennbaren Bestandteil ihrer politischen Unabhän­
gigkeit und erhofft sich eine Verbesserung der Beziehungen zum Westen. 
Dies könnte sich aber als gefährliche Illusion erweisen. Die Staaten in 
Mittelasien weisen die geringste Wirtschaftskraft aller GUS-Staaten, aber 
einen starken Bevölkerungszuwachs auf. Durch eine Umorientierung auf 
den Iran und die Türkei ließe sich die Abhängigkeit der mittelasiatischen 
Staaten von Rußland mildern, aber nicht völlig beseitigen. 
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Konversion 
Die Umstellung der Rüstungswirtschaft von militärischer auf zivile Pro­
duktion gilt als bedeut~amer Schritt auf dem Weg zu marktwirt­
schaftliehen und demokratischen Verhältnissen in den GUS-Staaten, na­
mentlich in Rußland und der Ukraine mit ihrem riesigen militärisch-indu­
striellen Komplex. Wenn es gelingen würde, diese Industriezweige mit 
ihren kompetenten Führungskräften, ihrem geschultem technischen Per­
sonal und ihrer hochwertigen Ausrüstung auf die Herstellung von 
Konsum- und Investitionsgütern umzustellen, dann könnten die GUS­
Staaten - so die Überlegung - im Hinblick auf ihre globale Wettbewerbs­
fähigkeit (von der bei zivilen Industrieerzeugnissen gegenwärtig kaum die 
Rede sein kann) einen qualitativen Sprung vollziehen. Die Konversion 
erfordert jedoch eine gewaltige Menge an Kapital, das innerhalb der GUS 
nicht vorhanden ist. Es ist auch nicht sicher, ob es sich im Westen be­
schaffen ließe. Um sinnvolle Konversionsprogramme durchführen zu kön­
nen, muß der WPK daher weiterhin Gewinne erwirtschaften. Dies ist nur 
denkbar, wenn noch auf Jahre hinaus Waffensysteme entwickelt, herge­
stellt und verkauft werden (möglichst gegen harte Währung auf dem 
Weltmarkt). Dadurch aber wird im Wirtschaftsgefüge der GUS die Stel­
lung des WPK in seiner alten Form gestärkt. 

DIE BALTISCHEN STAATEN 

Innerhalb der GUS, aber auch im Westen war die Ansicht weitverbreitet, 
. daß die drei baltischen Staaten nach Erlangung der Unabhängigkeit im 
Gefolge des gescheiterten Putschs vom August 1991 als eine Art 
"Versuchslabor" für die Umgestaltung des sowjetischen Systems fungieren 
könnten. Russische Demokraten bezeichneten Litauen, Lettland und 
Estland als "nasch sapad" (unseren Westen) und erhofften sich von dieser 
Region eine Brückenfunktion zwischen Buropa und Rußland. Die Führer 
der großen Reformbewegungen in den baltischen Staaten verwiesen gern 
auf die (noch recht junge) demokratische Tradition ihrer Länder und 
nährten damit die Illusion, daß ihr Übergang zum "europäischen System" 
nicht schwieriger als in Ländern wie Polen und Ungarn zu bewerkstelligen 
wäre. Im Vergleich zu Ost-/Mitteleuropa steckt ihr politisches System al­
lerdings noch in den Anfängen, ihre Wirtschaft ist weitaus stärker von den 
Entwicklungen in der GUS abhängig, und innerhalb der neuen politischen 
Führungsschicht kommt es zunehmend zu scharfen Auseinandersetzungeil 
über Grundfragen. Die wirtschaftliche Erneuerung hat eine ebenso desta-
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bilisierende Wirkung wie in den anderen postkommunistischen Staaten. 
Es besteht also wenig Anlaß zu Optimismus. 

Außenwirtschaftlich gesehen sind die baltischen Republiken in einer gün­
stigeren Lage als die anderen Gliedstaaten der ehemaligen Sowjetunion. 
Sie bemühen sich um enge Beziehungen zu ihren skandinavischen Nach­
barn im Europäischen Wirtschaftsraum. Dennoch ist die Industriepro­
duktion im Baltikum weiterhin auf Absatzmöglichkeiten in der GUS an­
gewiesen, so daß man von dauerhaften Wirtschaftsverbindungen zwischen 
den baltischen Staaten und der GUS ausgehen kann. 

Eine sehr gefährlich~ Entwicklung ist die Verschlechterung des Verhält­
nisses zu Rußland, dem wichtigsten und möglicherweise unersetzbaren 
Handelspartner. Zumindest bei den russischen Demokraten, die bereits 
vor dem August 1991 für die Unabhängigkeit der Balten eingetreten wa­
ren, löste dies Überraschung und Enttäuschung aus. Während die balti­
schen Staaten gute Beziehungen zu fast allen EG-Ländern und zu den 
USA hergestellt haben, ist das "besondere Verhältnis" zu Rußland mitt­
lerweise so problematisch und von gegenseitigem Mißtrauen gekenn-

. zeichnet, daß man gewaltsame Auseinandersetzungen nicht ausschließen 
kann. Die Hauptfragen dabei sind innenpolitische Probleme der Umge­
staltung, die fortwährende Anwesenheit russischer Truppen und die Stel­
lung der russischen Minderheit. 

Tendenzen der politischen Umgestaltung 

Mehr noch als in anderen Staaten der ehemaligen Sowjetunion und in 
Ost-/Mitteleuropa besteht in allen drei baltischen Staaten eine weite Kluft 
zwischen den Erwartungen der Bevölkerung im Jahre 1991 und der realen 
Situation im Jahre 1992. Es wurde wohl vielfach angenommen, daß Unab­
hängigkeit und Souveränität an sich schon die Lösung der in den drei 
Ländern bestehenden politischen, sozialen, wirtschaftlichen und ethni­
schen Probleme ein ganzes Stück näherbringen würden. Auch sah man in 
staatlichen Maßnahmen wie der Einführung einer eigenen Währung häu­
fig so etwas wie ein ZaubermitteL Die Erkenntnis, daß viele dieser Hoff­
nungen auf Sand gebaut waren, hat daher zu einem tiefen Gefühl der 
Enttäuschung oder gar Verzweiflung unter den Bürgern der baltischen 
Staaten geführt. 
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Die Entwicklung pluralistischer politischer Strukturen ist in der Regel 
nicht so weit gediehen wie in Ost -/Mitteleuropa. Die Bildung politischer 
Parteien steckt noch in den Anfängen, und die neue politische Führungs­
schicht kann sich nicht wie in Ost-/Mitteleuropa oder in großen Teilen 
Südosteuropas ·auf bestehende Strukturen und Verwaltungen von Staaten 
stützen, die zumindest der Form nach unabhängig waren. 

Die fortdauernde Präsenz russischer Truppen 

Unmittelbar nach der formellen Anerkennung der Unabhängigkeit Litau­
ens, Lettlands und Estlands durch die UdSSR im September 1991 for­
derten die Repräsentanten der baltischen Staaten den Abzug aller sowje­
tischen Truppen bis spätestens Ende 1992. 

Nach vorsichtigen Schätzungen ist die Nordwestgruppe der Streitkräfte 
(ehemals der Baltische Militärbezirk) etwa 130 000 Mann stark und stellt 
somit in einem 174 000 km großen Gebiet mit annähernd acht Millionen 
Einwohnern einen beträchtlichen Faktor dar. Zu diesen 130 000 Mann 
zählen etwa 35 000 Offiziere und Unteroffiziere. Genaue Zahlenangaben 
über die Stärke und Zusammensetzung der militärischen Einheiten im 
Baltikum wurden selbst nach Aufnahme der Verhandlungen über den 
Truppenabzug nicht bekannt. Es gibt keinerlei Vereinbarungen zur Re­
gelung der Truppenpräsenz. Vielmehr sind schwerbewaffnete Kontin­
gente ·über die gesamte Region verteilt und in fast jeder größeren Stadt 
anzutreffen. Alle unter direkter militärischer Kontrolle stehenden Gebiete 
sind nicht zugänglich, auch nicht für die Behörden der baltischen Staaten. 
Der litauische Präsident Vytautas Landshergis erklärte unlängst: "Diese 
Armee bestimmt selbst, wo und wann ·Truppenbewegungen stattfmden. 
Sie verhält sich wie eine Besatzungsstreitmacht; nicht wie eine Armee in 
einem souveränen Staat." 

Von Anfang an behaupteten die sowjetischen Militärbehörden, daß nur 
ein ganz allmählicher Abzug möglich sei und dieser erst 1994 nach Ab­
schluß der Truppenrückführung aus Deutschland und Polen beginnen 
könne. Ihr mangelnder Eifer läßt sich zum Teil durch die Bedeutung be­
stimmter militärischer Einrichtungen in den baltischen Staaten für die 
globalstrategische Konzeption der Sowjetunion und jetzt Rußlands erklä­
ren. Nach der Gründung der GUS und der Sch~ng eines russischen 
Verteidigungsministeriums erlangten die bislang sowjetischen Einheiten in 
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den baltischen Republiken offiZiell den Status russischer Streitkräfte. 
Doch damit änderte Moskau nicht seine Haltung zur Abzugsproblematik. 
Der russische Verteidigungsminister erklärte im Mai 1992, daß im Zeit­
raum von 1992 bis 1994 nur 40 Prozent der stationierten Truppen abgezo­
gen werden könnten. Der in den baltischen Hauptstädten vorgebrachte 
Einwand, daß die fortdauernde Anwesenheit dieser ausländischen Streit­
kräfte völkerrechtswidrig sei, ließ ihn offensichtlich unbeeindruckt. Unter 
starkem internationalen Druck versprach Präsident Jelzin, den Abzug zu 
beschleunigen, doch konnte er keinen genauen Zeitplan vorlegen. Die 
Anfang September 1992 zwischen Litauen und Rußland ausgehandelte 
(aber nicht sofort unterzeichnete) Vereinbarung über den Truppenabzug 
ist ein Hoffnungsschimmer. 

Nach zuverlässigen Berichten sirid die russischen Truppen im Baltikum 
stark demoralisiert. Die Bevölkerung verhä1t sich ihnen gegenüber zu­
meist feindselig, und es kommt immer häufiger zu schweren Zwischenfä1-
len, an denen baltische Radikale und russische Soldaten beteiligt sind. 
Generaloberst Waleri Mironow, der Befehlshaber der Nordwestgruppe 
der Streitkräfte, warnte von seinem Hauptquartier in Riga aus vor der 
Gefahr, daß derartige Vorkommnisse zu bewaffneten Zusammenstößen 
führen können, wie dies in Moldawien bereits der Fall war. Beunruhigend 
ist auch das aufrührerische Verhalten gewisser Gruppen von russischen 
OffiZieren in den baltischen Staaten. Sie haben Moskau ultimativ auf­
gefordert, vor ihrem Abzug konkrete Zusicherungen über ihre künftige 
soziale Absicherung zu geben. 

Je länger die Präsenz russischer Truppen andauert, desto größer ist die 
Wahrscheinlichkeit, daß die noch relativ friedlichen baltischen Staaten 
durch diese Anwesenheit zu einem instabilen Konfliktgebiet werden. Dar­
aus ergeben sich nicht nur für die baltischen Staaten selbst Gefahren, 
sondern auch für die reformorientierte russische Regierung, da jegliche 
Zunahme der Spannungen den nationalistischen Kräften in Moskau Vor­
schub leistet. 

Die Lage der russischen Minderheiten 

In Lettland und Estland macht die russische Minderheit 48 bzw. 38 Pro­
zent der Bevölkerung aus. In Litauen beträgt der Anteil 10 Prozent. Die 
Angst der Letten und Esten, im eigenen Land in eine Minderheitenrolle 
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gedrängt zu werden, spielte im Kampf um nationale Unabhängigkeit eine 
bedeutsame Rolle. In den Hauptstädten Riga und Ta11inn waren und sind 
die Letten und Esten bereits in der Minderheit. In beiden Ländern wer­
den einige Städte völlig von Russen dominiert. Bei den Volksbefragungen 
stimmten die dort ansässigen Russen zu großen Teilen ebenso wie die 
baltische Bevölkerungsmehrheit für die Unabhängigkeit, da sie sich einen 
rascheren Übergang zu Demokratie und Marktwirtschaft außerhalb der 
Sowjetunion erhofften. Die von den neuen baltischen Behörden eingelei­
teten Maßnahmen waren für sie aber schnell ernüchternd. In Estland und 
Lettland werden den Russen die vollen Bürgerrechte verwehrt. Durch die 
Entscheidung aller drei baltischen Staaten, Russisch nicht länger als 
Amtssprache anzuerkennen, wurde den Russen ein weiterer Schlag ver­
setzt, da sie während der Sowjetära nie genötigt waren, die Sprache der 
einheimischen Bevölkerung zu erlernen. Eine besonders mißliche Lage 
ergibt sich in stark "russiflzierten" Gebieten wie der Narva-Region im 
Nordosten Estlands, die zu 90 Prozent von Russen bewohnt ist und ein 
Zentrum der Schwerindustrie darstellt. Die wirtschaftliche Umgestaltung 
wird gerade in diesen Regionen zu Massenentlassungen führen, so daß 
Nationalitätenkonflikte vorprogrammiert sind. Die dort lebenden Russen 
haben bereits damit gedroht, eine "Narvaflußrepublik" auszurufen und 
sich der Russischen Föderation anzuschließen. Dadurch wurde der estni­
sche Nationalismus zusätzlich geschürt. 

Die russische Regierung bemüht sich, die Lage der Russen im Baltikum 
zu verbessern, allerdings nur mit geringem Erfolg. Moskau hat ein Memo­
randum zu · "Menschenrechtsverletzungen" in Litauen, Lettland und. Est­
land an den Europarat gerichtet. Fortschrittliche russische Intellektuelle 
protestierten gegen die ihrer Meinung nach gegen unschuldige Russen 
praktizierte Diskriminierung. Sie weisen mahnend darauf hin, daß eine 
aggressive Variante des baltischen Nationalismus, den sie selbst während 
des Unabhängigkeitskampfes unterstützten, der Sache der Demokratie in 
der gesamten ehemaligen Sowjetunion großen Schaden zufügt und nur die 
Position reaktionärer und imperialistischer Kräfte in Rußland stärkt. Li­
tauen hat mit der russischen Minderheit anscheinend weniger Probleme, 
durchlebte aber eine Phase ernster politischer Spannungen mit Polen. Da 
die in Litauen lebenden Polen, die acht Prozent der Bevölker1,111g ausma­
chen, sich vor der Unabhängigkeitserklärung kulturell· in einer besseren 
Lage befanden als danach, entstand ein polnisch-litauisches Problem, des­
sen Lösung noch nicht in Sicht ist. 
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Die Lage der russischen Minderheiten diente bestimmten russischen Po­
litikern und Generälen als Argument für eine Verschiebung des Truppen­
abzugs, woraufhin Präsident Jelzin im Oktober 1992 dessen Unterbre­
chung verkündete. Die größte Gefahr besteht darin, daß russische Solda­
ten in der Region den bewaffneten Schutz ihrer Landsleute übernehmen 
und damit in einen offenen Konflikt mit den baltischen Behörden geraten 
könnten. Zudem sehen es nun in Lettland und Estland einflußreiche poli­
tische Gruppierungen als ihre Hauptaufgabe an, die Landesgrenzen von 
1920 wiederherzustellen. Sie erheben auf einige nicht sehr bedeutende 
Gebiete Anspruch, die 1940 bei der Annexion durchStalinan Rußland 
fielen. Moskau weigert sich aber, diese Ansprüche zu erörtern und wird 
dabei von Litauen unterstützt, das die bei der Auflösung der UdSSR be­
stehenden Grenzen erhalten sehen möchte. Radikale Elemente der politi­
schen Führung in Rußland und noch mehr in den baltischen Staaten 
sehen nun aufgrund dieser Nationalitätenkonflikte ihre Stunde gekom­
men. Das Problem der russischen Minderheiten wird mit großer Wahr­
scheinlichkeit zur Ablenkung von der wirtschaftlichen und sozialen Krise 
hochgespielt werden, was gefährliche Folgen haben dürfte. 

SCHLUSSFOLGERUNGEN 

In allen vier Regionen des ehemaligen Ostblocks vollzieht sich die Abkehr 
vom Kommunismus keineswegs so reibungslos wie erwartet. Erstens ist 
die allgemeine Zustimmung oder gar Euphorie einer weitverbreiteten 
Enttäuschung gewichen, und das Vertrauen in die Fähigkeit der demo­
kratischen Strukturen zur Lösung der akuten Probleme des postkommuni­
stischen Osteuropas ist geschwunden. Dies ist weitgehend darauf zurück­
zuführen, daß zweitens der Übergang zu marktwirtschaftliehen Verhält­
nissen- unabhängig vom eingeschlagenen Kurs der einzelnen Regierun­
gen- wesentlich länger dauert, als man dies vorhersah. Drittens sieht sich 
die neue Führungsschicht bei der Anpassung an die Erfordernisse institu­
tioneller und administrativer Reformen mit schwerwiegenden Problemen 
konfrontiert. Viertens haben es die politischen Parteien in den meisten 
Ländern nicht vermocht, stabile Strukturen aufzubauen und damit die 
Funktion der Parteien in westlichen Demokratien auszufüllen. In man­
chen Ländern kann man kaum von Parteien sprechen. Überdies ist bisher 
kein dauerhafter gesellschaftlicher Konsens über die Grundlagen der de­
mokratischen Strukturen und der Marktwirtschaft erzielt worden. 
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Bei der in diesem Kapitel vorgenommenen geographischen und politi­
schen Unterteilung ergibt sich im einzelnen ein differenzierteres Bild. In 
Ost-/Mitteleuropa ist die politische und wirtschaftliche Umgestaltung ein­
deutig am weitesten fortgeschritten. In diesen beiden Punkten haben die 
Länder der Region schon soviel geleistet, daß Assoziierungssahkommen 
mit der EG gerechtfertigt sind. Aber selbst in diesem Fall enthalten die 
politischen und wirtschaftlichen Probleme reichlich Konfliktstoff. Daher 
kann nicht völlig ausgeschlossen werden, daß nationalisti­
sche/populistische Kräfte die Oberhand gewinnen und der Übergang zur 
Marktwirtschaft gestoppt wird. 

Teile Südosteuropas werden gegenwärtig von einem Krieg heimgesucht, 
der in den direkt beteiligten Ländern den Umgestaltungsprozeß fast zum 
Erliegen brachte und die gesamte Region erfassen könnte. Selbst in den 
bisher nicht unmittelbar betroffenen Staaten verläuft die Umgestaltung 
wesentlich langsamer als in Ost-/Mitteleuropa. Das Wiederaufleben von 
einander feindlich gesonnenen Staatenkoalitionen im Zusammenhang mit 
dem Krieg im ehemaligen Jugoslawien könnte eine neue "Balkanisierung" 
der Region zur Folge haben. Südosteuropa wird also auf Jahre hinaus ein 
Krisengebiet bleiben. 

Die GUS sieht einer ungewissen politischen Zukunft entgegen und befin­
det sich am Rande des wirtschaftlichen Zusammenbruchs. Angesichts der 
Hinterlassenschaft von 70 Jahren Kommunismus wird die Umgestaltung 
dort ungleich schwieriger sein als in allen anderen Regionen des einst 
kommunistischen Teils Europas, und dabei hat sie im Vergleich zu diesen 
kaum begonnen. Die weitere Entwicklung Rußlands ist für die gesamte 
GUS von ausschlaggebender Bedeutung. Der wirtschaftliche und soziale 
Kollaps oder eine Rückkehr zu autoritären Herrschaftsformen würde ein 
Krisengebiet riesiger Ausdehnung entstehen lassen, auch wenn West­
europa von diesem durch eine Reihe reformfreudigerer Staaten getrennt 
ist. Deren eigene Stabilität könnte aber durch Kriege oder andere drama­
tische Ereignisse in der GUS gefährdet werden. Die Möglichkeit weiterer 
Kriege innerhalb der GUS-Staaten und zwischen diesen ist unübersehbar. 

Die baltischen Republiken verfügen über bessere Voraussetzungen für 
den Erneuerungsprozeß als die meisten GUS-Staaten, aber auch siebe­
fmden sich in einer schweren Wirtschaftskrise. Durch ihre noch auf ab­
sehbare Zeit bestehende ökonomische Abhängigkeit von Rußland und die 
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akute Gefahr ethnischer Konflikte ergeben sich dort für die Umgestaltung 
spezielle Probleme. Wenn sich diese Probleme als lösbar erweisen, könn­
ten die baltischen Staaten mittelfristig den gleichen Stand der Erneuerung 
wie Ost-/Mitteleuropa erreichen. 

Die Gesamtbilanz 1992 der Entwicklungstendenzen in Osteuropa ist nicht 
gerade ermutigend. Trotz mancher Fortschritte beim Übergang zu De­
mokratie und Marktwirtschaft nimmt die Gefahr weiterer Krisen und 
Auseinandersetzungen ständig zu. Die Auswirkungen wären nicht auf die 
östliche Hälfte Europas begrenzt, sondern würden die Stabilität und 
Prosperität des gesamten Kontinents gefährden. Die Risiken und Gefah­
ren, die sich für Westeuropa aus den gegenwärtigen Tendenzen ergeben, 
werden im nächsten Kapitel näher beleuchtet. 
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111. KONSEQUENZEN UND GEFAHREN FÜR DENWESTEN 

Die Folgen des Zusamm~nbruchs der kommunistischen Regime in Ost­
europa sind wohl kaum Zu überschätzen. Häufig bergen sie Risiken in 
sich, denen nicht nur die uninittelbar betroffenen Länder, sondern auch 
ihre europäischen Nachbarn ausgesetzt sind. In bestimmtem Umfang er­
geben sich daraus auch direkte oder indirekte Gefahren für den Westen. 
Zum einen kommt es zu einer Verschärfung von Problemen, die bereits zu 
Zeiten des Kommunismus bestanden. Zum anderen ergeben sich die Ge­
fahren unmittelbar aus dem Zusammenbruch der staatlichen und gesell­
schaftlichen Strukturen in Osteuropa. Diese betreffen den politischen und 
militärischen Bereich, wirtschaftliche Fragen, die Energieversorgung, die 
Wanderungsbewegungen und ökologische Probleme. 

Politische Konsequenzen und Gefahren 

Durch den Wegfall der besonderen Art von Stabilität, den die kommuni­
stische Herrschaft dem östlichen Teil Europas aufnötigte, wurden soziale 
Energien freigesetzt, die dem ganzen Kontinent politischen Schaden zufü­
gen können, wenn sie nicht in die richtigen Bahnen gelenkt werden. Der 
Krieg in Kroatien und jetzt in Bosnien-Herzegowina hat deutlich gemacht, 
daß mit der bestehenden europäischen Sicherheitskultur einem brutalen 
Krieg nicht beizukommen ist, und dies zu einem Zeitpunkt, da Buropa im 
Begriff ist, die westlichen Sicherheitsinstitutionen zu vertiefen und zu er­
_weitern. Dadurch erhöht sich die Gefahr einer Aushöhlung der europäi­
schen Institutionen, die eine Abnahme und nicht eine Zunahme der Si­
cherheit zur Folge hätte. 

Die gleiche Konsequenz ergibt sich möglicherweise aus künftigen Kon­
flikten in Osteuropa und auf dem Territorium der ehemaligen So­
~etunion. Wenn die Konfliktparteien - und dies wird die Regel, nicht die 
Ausnahme sein - sich im Verlaufe solcher Konflikte über grundlegende 
Normen der europäischen Sicherheitsstruktur, vor allem der KSZE, hin­
wegsetzen, gefährdet eine Politik der Gleichgültigkeit das europäische Si­
cherheitsgefüge zusätzlich. Auch wenn diese Auseinandersetzungen 
zunächst Westeuropa nicht direkt berühren, haben sie in mehrfacher Hin­
sicht weitreichende Folgen für die Sicherheitsinteressen des Westens:. 
durch die unvermeidlichen Nebeneffekte osteuropäischer Konflikte in 
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Form von Flüchtlingsströmen und Wanderungsbewegungen nach West­
europa, die Gefahr der Nachahmung gewaltsamen Vorgehensund die all­
gemeine Untergrabung der Bereitschaft zur friedlichen Beilegung von 
Konflikten. Vor diesem Hintergrund ist nicht klar, wie die EG eine ge­
meinsame Außen- und Sicherheitspolitik konzipieren, geschweige denn 
umsetzen will. 

Angesichts des Verfalls der. Sicherheitskultur gerät möglicherweise 
Buropa als Ganzes in ein immer ärgeres Dilemma. Zum einen läßt sich 
der so hoch im Kurs stehende Grundsatz der Selbstbestimmung immer 
weniger mit dem westlichen Interesse an Stabilität vereinbaren. Zum an­
deren könnte die Nichtahndung von Verstößen gegen die in der neuen 
europäischen Sicherheitsordnung verankerten Prinzipien zu einer 
Schwächung der KSZE führen, während energische Maßnahmen und 
empfindliche Sanktionen möglicherweise nic~t zum gewünschten Ergebnis 
führen, wenn damit die Konflikte angeheizt imd nicht eingedämmt wer­
den. Sollte kein Ausweg aus diesem Dilemma gefunden werden, ist eine 
weitere Destabilisierung der GUS-Staaten nicht auszuschließen. Diese 
wiederum kann sich auch weiter westlich bemerkbar machen und Ost­
europa politischen Schaden zufügen. Für Mittel- und Westeuropa ergäben 
sich dann gleichfalls ernste Konsequenzen. 

Die Machtübernahme durch autoritäre Regime in Osteuropa könnte Kri­
sen und Konflikte auslösen, deren Folgen nicht auf die jeweiligen Länder 
beschränkt blieben. Hierdurch kommt es gegebenenfalls zu einer Desta­
bilisierung des ganzen strategische Umfelds (z.B. wenn Rußland und die 
Ukraine oder Rußland und Kasachstan betroffen wären) sowie zu einer 
offenen Mißachtung von Verträgen, Normen und Verhaltensregeln. 
Denkbar sind auch länderübergreifende Auswirkungen wie Massenflucht­
bewegungen, die Ausweitung der Konflikte auf Minderheiten in anderen 
Ländern, schädliche Folgen für die Nachbarstaaten und die Auslösung 
eines Prozesses, der zu einer direkten Aggression gegen angrenzende 
Länder führt. In diesem Kontext sind zwei Fragen zu untersuchen. 
Erstens: Wie lassen sich europäische Sicherheitsregelungen erfolgreich 
durchsetzen? (Darauf gibt es keine Optimismus erweckende Antwort). 
Zweitens: Wie gewährleistet man im Umgang mit autoritären Regimen 
das Recht der Nachbarstaaten auf eine sichere Umwelt und speziell den 
Schutz. vor havarieanfälligen Industrieanlagen und Einrichtungen wie 
Atomreaktoren? 
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Schließlich könnte die ganze Europäische Gemeinschaft ernsten politi­
schen Schaden nehmen, da sie nicht darauf vorbereitet ist, sich mit diesen 
beunruhigenden demokratiefeindlichen Tendenzen auseinanderzusetzen. 

Im übrigen kann Europa durch seine Haltung auch die Entstehung auto­
ritärer Regime begünstigen. Die Länder Osteuropas haben sich nach der 
Befreiung von der kommunistischen Herrschaft nicht zuletzt deshalb für 
einen demokratischen Weg entschieden, weil sie erwarteten, von ihren 
neuen westlichen Partnern ·die für den Anschluß an Buropa notwendige 
Unterstützung zu erhalten. Da· sich in den Augen der osteuropäischen 
Staaten und Völker diese Hoffnungen nicht erfüllt haben, wächst neben 
den wirtschaftlichen und politischen Schwierigkeiten auch die Enttäu­
schung. Dies kann sehr wohl zu einer weiteren Schwächung der jungen 
Demokratien führen, deren soziale Basis ohnehin sehr brüchig ist. Das 
gleiche gilt für die Nachfolgestaaten der Sowjetunion, die sich westliche 
Hilfe zur Überwindlll:lg der Krise erhofften. Die Bürger dieser Staaten 
haben ebenso wie große Teile der politischen Führungsschicht das Ge­
fühl, daß ihre Hoffnungen nicht erfüllt wurden. Eine politische Neuorien­
tierung könnte sehr wohl die Folge sein. Vor allem Rußland könnte einen 
neuen Kurs einschlagen und entweder eine Isolationspolitik betreiben 
oder sich stärker nach Süden und Osten orientieren, d.h. eine eurasische 
Linie verfolgen, die ihrem Wesen nach antiwestlich ist. 

Militärische Konsequenzen und Gefahren 

Die verbleibende Bedrohung des Westens durch die ehemalige Sowjetarmee 
Mitte 1992 war die von der GUS ausgehende unmittelbare militärische 
Bedrohung des Westens (die neben dem notwendigen Potential auch be­
stimmte Absichten voraussetzt) als mjnimal einzuschätzen. Offen bleibt 
dabei allerdings die Möglichkeit, daß Rußland einen Kurswechsel voll­
zieht und erneut versucht, die Staaten Mitteleuropas oder des Baltikums, 
für die der Westen (bisher) keine direkte sicherheitspolitische Verant­
wortung hat, militärisch zu dominieren. Rußland wird daneben auf abseh­
bare Zeit über ein mächtiges Kernwaffenpotential verfügen, das weiterhin 
eine mögliche militärische Bedrohung für Westeuropa darstellt. Vorstell­
bar ist auch, daß die Russische Föderation nach einer Phase der Verän­
derung, Reorganisation und Aufwärtsentwicklung in einigen J ahr~ehnten 
wieder zu einer militärischen Großmacht wird, die sich erneut ihre Nach­
barn untertan machen will. Aus diesen Gründen hat der Westen ein ein-



62 

deutiges Interesse an der RatifiZierung und Verwirklichung der bestehen­
den Vereinbarungen zur Rüstungskontrolle, insbesondere des Vertrags 
über die Reduzierung der konventionellen Streitkräfte in Buropa (KSE­
Vertrag) und des Vertrags über die Begrenzung der strategischen Waffen 
(START). Die Ratifizierung dieser Verträge wird den Weg für weitere 
Schritte zur Rüstungskontrolle sowie für vertrauens- und sicherheitsbil­
dende Maßnahmen ebnen. 

Die Weitergabe von Kernwaffen innerhalb der GUS gefährdet ernsthaft 
die weitergehenden Interessen des Westens. Die Möglichkeit des Aufstieg 
der Ukraine und Kasachstans zu Atomwaffenmächten stellt zwar für den 
Westen ein Risiko dar, dürfte aber eher die Beziehungen innerhalb Ost­
europas beeinträchtigen, da beide Republiken deutlich gemacht haben, 
daß ihre Befürchtungen nicht dem Westen, sondern Moskau gelten. Eine 
weitere ernsthafte Bedrohung fÜr den Westen ist die indirekte Weitergabe 
nuklearen Materials durch Atomexperten der GUS, die ihre Fachkennt­
nisse anderen interessierten Ländern verkaufen. Das gleiche gilt für die 
riesigen Mengen (70 bis 80 Tonnen) Plutonium aus Atomwaffen, die im 
Rahmen von Abrüstungsmaßnahmen verschrottet werden. Gegenwärtig 
besteht keine Möglichkeit, größere Mengen davon für Brennelemente zu 
verwenden. Wer ein Interesse an spaltbarem Material für nukleare Waf­
fen hat, könnte daher versucht sein, sich dieses gewaltsam aus Zwischen­
lagern für Atommüll zu beschaffen. 

Die Weitergabe von chemischen Waffen ist gleichfalls mit Risiken ver­
bunden. Im Verlauf eines offenen Konflikts oder Krieges in der GUS oder 
in Rußland könnten solche Waffen zum Einsatz gelangen, was letztendlich 
Auswirkungen auf ganz Buropa hätte. Dabei liegt auch hier die Gefahr 
vornehmlich im personellen Bereich, also in der Bereitschaft von 
Chemiewaffenexperten, ihr Know-how an Regime in der Dritten Welt zu 
verkaufen. 

Im Hinblick auf das Nuklearpotential der ehemaligen Sowjetunion be­
dürfen noch zwei weitere Risiken der Erwähnung. Sie ergeben sich aus 
der zunehmenden politischen Entropie, die Gegenstand des vorangegan­
genen Kapitels war, und nicht aus bewußtem politischen oder militäri­
sche~ Kalkül Rußlands oder der GUS gegenüber dem Westen. Die erste 
Gefahr besteht darin, daß zahlenmäßig kleine, aber verzweifelte oder gar 
unzurechnungsfähige Elemente in den GUS-Streitkräften ein Chaos aus-
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zulösen versuchen könnten, indem sie ohne Ermächtigung strategische 
Kernwaffen zum Einsatz bringen. Die zweite Problematik betrifft den 
eventuellen Verlust der Kontrolle über die mehr als 9 000 taktischen 
Kernwaffen auf dem Gebiet der ehemaligen UdSSR. Diese Möglichkeit 
läßt sich nicht ausschließen, zumal wenn Rußland im Chaos versinkt. Eine 
besondere Art des Kontrollverlusts könnte sich ergeben, wenn der physi­
sche Verschleiß der Waffen zum Austritt radioaktiver Strahlung führt, 
was Folgen für den Westen wie auch für Osteuropa selbst hätte. Zur De­
montage des Kriegsgeräts stehen nicht genügend Fachleute zur Verfü­
gung, und so kann es zu Explosionen mit der Freisetzung radioaktiven 
Materials kommen. Auch die Entsorgung der flüssigen und festen Treib­
stoffe, die sich in den laut START-Vertrag zu vernichtenden ehemals so­
wjetischen Raketen befinden, ist sehr schwierig und zudem umweltbela­
stend. 

Militiirische Probleme und politische Risiken 
Sollten sich die GUS und die übrigen Staaten Osteuropas zu Ländern mit 
blühender Marktwirtschaft und pluralistischer Demokratie entwickeln, 
haben sie eine Reihe von Problemen zu bewältigen, die sich aus der ein­
stigen Nutzung der Ressourcen für den militärischen Bereich ergeben. 
Diese Probleme sind in allen früheren Ostblockstaaten Europas beson­
ders gravierend. 

Zunächst müssen in ganz Osteuropa die Streitkräfte und Verteidigungs­
einrichtungen unter zivile und möglichst demokratische Kontrolle gestellt 
·werden, worunter die Einrichtung ziviler Stäbe (mit Kompetenzen in Be­
reichen wie Gestaltung der Verteidigungspolitik, Beschaffung und Mili­
tärdoktrin) und die Gewährleistung einer angemessenen parlamentari­
schen Kontrolle oder auch Orientierung der Verteidigungspolitik zu ver­
stehen ist. Wenn man davon ausgeht, daß die GUS militärisch gesehen 
keinen Bestand hat und die einzelnen Republiken sich um die Aufstellung 
eigener Streitkräfte bemühen, bedarf es einer Reorganisation der einsti­
gen Sowjetarmee. Die Truppen müssen umgruppiert und untergebracht 
werden. Mit oder ohne KSE-Vertrag sind in den GUS-Staaten und in 
ganz Osteuropa neue militärische Strukturen erforderlich. Überall in Ost­
europa besteht die Notwendigkeit, den Rüstungshaushalt zu beschränken 
und umzugestalten. Die aus demographischen, technologischen und wirt­
schaftlichen Gründen notwendige Umwandlung der russischen .Streit-. 
kräfte in eine Berufsarmee erfordert gewaltige o.rganisatorische Anstren-
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gungenund ein völliges Umdenken. Rußland benötigt keine wesentlich 
größere Zahl von Berufssoldaten als jetzt, wird aber nicht nmhinkönnen, 
einen Teil der derzeitigen Militärs zu entlassen und durch andere zu er­
setzen. Für die Unterhaltung und Entwicklung von Streitkräften in den 
neuen Republiken und den anderen osteuropäischen Staaten müssen erst 
einmal Strategien und Doktrinen ausgearbeitet werden. Diese sollten 
möglichst mit den Zielen des KSZE-Prozesses und dem KSE-Vertrag im 
Einklang stehen, so daß die sicherheitspolitischen Beziehungen innerhalb 
Osteuropas durch gegenseitigen Rückhalt und nicht durch P~ovokationen 
und Ängste gekennzeichnet sind, die einen Rüstungswettlauf und Kon­
flikte auslösen. In der ehemaligen Sowjetunion machten die Verteidi­
gungsausgaben wahrscheinlich über 20 Prozent des Gesamtbudgets aus. 
Aus wirtschaftlichen Gründe~ müssen die Nachfolgestaaten diesen Haus­
haltsposten entsprechend den Bemühungen des Westens auf vier Prozent 
oder weniger reduzieren. Darüber hinaus müssen die früher militärisch 
genutzten Ressourcen effektiv für zivile Zwecke eingesetzt werden, dar­
unter auch die nicht mehr benötigten Angehörigen der Streitkräfte und 
das zuvor für die Rüstungsproduktion eingesetzte Humanvermögen und 
Kapital. 

Die Umstellung der Wirtschaft und der Gesellschaften Osteuropas von 
militärischen auf zivile Bedürfnisse ist mit zahllosen Problemen verbun­
den. Auch die ungemein schwierige Aufgabe der Umschulung von Offi­
zieren für Tätigkeiten im zivilen Bereich muß bewältigt werden. Mögli­
cherweise müssen allein im Jahre 1992 etwa 600 000 Offiziere und Unter­
offiziere aus der Roten Armee entlassen werden. Bis 1992 waren die Kon­
versionsbemühungen in der Industrie der ehemaligen Sowjetunion zwar 
selten von Erfolg gekrönt, jedoch können es sich die GUS-Staaten nicht 
leisten, das Kapital der über 2 000 rüstungsorientierten Produktionsunter­
nehmen einfach abzuschreiben. Die Umstellung der Rüstungsindustrie 
war auch ein Schwerpunktthema in der CSFR, besonders in der Slowakei. 
In den anderen osteuropäischen Staaten hatte die Rüstungsproduktion 
einen geringeren Umfang, war aber auch dort nicht ohne Bedeutung. 

Wenn es nicht gelingt, diese Probleme in der GUS und in Osteuropa ver­
nünftig zu regeln, wird sich der militärische Sektor auf staatlicher Ebene 
als große Belastung erweisen. Die Rüstungsunternehmen in Rußland und 
der Ukraine werden ihre Absatzbemühungen auf dem internationalen 
Waffenmarkt intensivieren und vor allem versuchen, ihre Produkte an 
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Länder der Dritten Welt zu verkaufen. Der militärisch-industrielle Kom­
plex wird aus seiner ökonomischen Schwäche eine politische Tugend ma­
chen und weiterhin staatliche Subventionen verlangen, wobei für den Fall 
der Nichterfüllung dieser Forderung unterschwellig Massenentlassungen 
angedroht werden. Angesichts des weiter sinkenden sozialen Status, des 
Wegfalls des Feindbildes, der teilweisen Demobilisierung und neuer Etat­
kürzungen setzen in den Streitkräften Auflösungserscheinungen ein. Die 
Soldaten treiben mit allem Handel, was Käufer fmdet, und die Offiziere 
beteiligen sich zunehmend an den überall stattfinden Privatisierungsmaß­
nahmen. Zudem bem:ühen sich die politischen Führer der neuen regiona­
len Machtzentren um militärischen Rückhalt für ihre politischen Aktivi­
täten, vor allem für die Unabhängigkeitsbestrebungen ihrer Regionen, 
wodurch sich der Auflösungsprozeß beschleunigt. 

Das Fazit lautet also, daß sich speziell in Rußland die Streitkräfte kaum 
als Instrument der Stabilität in den Händen einer demokratisch gewählten 
Regierung erweisen dürften, sondern eher zur zunehmenden Instabilität 
und Auflösung Rußlands beitragen werden. 

Politische Probleme und militärische Risiken 
Wie bereits dargelegt, leidet Osteuropa unter zahlreichen Problemen im 
Zusammenhang mit der strukturellen Entropie und der Instrumentalisie­
rung emotionsgeladener Themen, die bereits zu Gewaltanwendung ge­
führt haben oder in nächster Zeit dazu führen werden. Hierdurch können 
sich auch indirekte Risiken für den Westen ergeben. Einige dieser Pro­
bleme resultieren aus dem Widerspruch zwischen dem vielbeschworenen 
abstrakten Recht auf nationale Selbstbestimmung durch Eigenstaatlich­
keit und der Realität, daß Vorschläge zu Grenzkorrekturen in der Regel 
auf heftigen Widerstand stoßen und Osteuropa nicht eindeutig in Gebiete 
eingeteilt werden kann, die jeweils von Angehörigen der gleichen "Nation" 
bewohnt werden. 

Unter dem Gesichtspunkt möglicher Gewaltanwendung ist wohl der 
ukrainisch-russische Konflikt in der GUS das gravierendste "interna­
tionale" Problem. In der zweiten Hälfte des Jahres 1992 war man zwar auf 
beiden Seiten bemüht, den Streit unter Kontrolle zu halten, aber eine 
künftige kriegerische Auseinandersetzung wurde immer wahrscheinlicher. 
Ein Konflikt ähnlicher Größenordnung könnte bei einer Macht­
übernahme nationalistischer und/oder islamischer Kräfte in Kasachstan 
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entstehen, das bisher ein strategischer Verbündeter Rußlands war und 
geographisch wie bevölkerungspolitisch eine Pufferfunktion wahrnimmt. 
Solche Veränderungen könnten sehr wohl zur Abspaltung des hauptsäch­
lich von Russen bewohnten Nordteils von Kasachstan führen, was wie­
derum heftige Reaktionen auf ·kasachischer Seite auslösen würde. Möglich 
wäre dann die Eskalation zu einem Krieg von beträchtlichen Ausmaßen 
und mit unkalkulierbaren Folgen. 

Die 25 Millionen Russen, die nun im Ausland, d.h. in den früheren 
Sowjetrepubliken, leben, stellen ein weiteres Problem dar, das unter Um­
ständen den Einsatz militärischer Gewalt nach sich zieht. Rußland sieht 
sich in der Rolle des Beschützers und beansprucht ein Mitspracherecht 
überall dort, wo man den Angehörigen der alten Kolonialmacht eine tiefe 
Abneigung entgegenbringt. Bis fQr diese Russen ein besonderer Status ge­
schaffen und ihre Sicherheit garantiert wird, besteht vor allem in den 
mittelasiatischen Staaten ständig die Gefahr einer militärischen Interven­
tion russischer Streitkräfte, die ernste politische Konsequenzen für die 
betreffenden Staaten hätte. Ein solcher Triumph russischer Großmanns­
sucht wäre ein gefundenes Fressen für die nationalistischen Kräfte in 
Rußland, die in einer solchen Situation sogar an die Macht gelangen 
könnten. · 

Daneben sind aber auch Probleme mit nichtrussischen Minderheiten zu 
nennen. Bis 1992 war es bereits zu gewalttätigen Auseinandersetzungen in 
Nagorny-Karabach, Südossetien, Abchasien und Moldawien gekommen, 
doch sind weitere Konflikte schon vorprogrammiert. In Osteuropa gibt es 
ebenfalls Minderheitenprobleme. Die Grenzen Ungarns verdeutlichen 
auch heute noch, daß das Land zu den Verlierern des Ersten Weltkriegs 
gehörte und durch den Vertrag von Trianon große Teile seines Territo­
riums verlor. Rund 40 Prozent derjenigen, die sich als Ungarn betrachten, 
leben in Nachbarstaaten, darunter in Serbien und Bulgarien. 

Vorstellbar ist, daß Konflikte aus regionalen Abspaltungsbewegungen 
innerhalb der Russischen Föderation selbst erwachsen, denn ~s besteht 
keine Klarheit darüber, welche Bevölkerungsgruppen Anspruch auf den 
Status einer "Nation" mit dem Recht auf Eigenstaatlichkeit erheben kön­
nen. Erschwerend kommt hinzu, daß die einzelnen Gruppen unterschied­
liche Vorstellungen von "Autonomie" oder "Unabhängigkeit" gegenüber 
Moskau haben. Mitte 1992 kämpften die Tschetschenen und lnguschen 
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für die Errichtung zweier Republiken in der autonomen Region. In 
Tatarstan setzte sich eine starke nationalistische Bewegung für einen un­
abhängigen Staat innerhalb der GUS ein. In der ölreichen Region Tjumen 
wurde überlegt, ob nicht d.ie Eigenstaatlichkeit günstiger wäre als die Zu­
gehörigkeit zu Rußland. Das Gebiet Wladiwostok könnte ebenfalls die 
Unabhängigkeit anstreben, da durch immer engere Beziehungen zu 
China, Südkorea, Japan und andere asiatische Staaten die psychologische 
Distanz zu Moskau ständig zunimmt. Nach Meinung von Sachverständi­
gen befand sich die Russische Föderation 1992 trotz des Föderationsver­
trags ebenso am Rande der Auflösung wie die UdSSR im Jahre 1989. 
Nach anderer Auffassung wurde 1992 ein Modus vivendi vereinbart, wo­
nach die Regionen die Rechte der Zentrale in begrenzten Bereichen ak­
zeptieren, aber ansonsten ihre Geschicke selbst bestimmen. Dieses Mo­
dell ähnelt fast dem Osmanischen Reich im 19. Jahrhundert. Zwar ist 
durchaus denkbar, daß sich Moskau mit Gebietsverlusten abfindet (es hat 
1991/92 seine Streitkräfte aus einigen Konfliktgebieten abgezogen), doch 
ist fraglich, ob es auch die Abspaltung von Territorien tolerieren würde, 
wenn dadurch der eigene Großmachtstatus verloren ginge. 

Im Gegensatz zur Auflösung der Sowjetunion, die zumindest bis Mitte 
1992 größtenteils friedlich verlief, wurde die Auflösung Jugoslawiens 
durch anhaltendes Blutvergießen gekennzeichnet. Historisch begründete 
ethnische und religiöse Gegensätze verschärften sich durch wirtschaftliche 
Probleme und nationalistische Stimmungsmache. Ohne Bevölkerungsbe­
wegungen riesigen Ausmaßes besteht keine Möglichkeit, das Jugosla­
wienproblem so zu lösen, daß souveräne Territorialstaaten mit homogener 
ethnischer Struktur entstehen. Die Europäische Gemeinschaft ging des­
halb in ihren Bemühungen zur Befriedung der Region von dem Grundsatz 
aus, die alten Binnengrenzen des jugoslawischen Bundesstaats in unver­
änderter Form als künftige völkerrechtlichen Grenzen der neuen Staaten 
beizubehalten und . umfassende Minderheitenregelungen zum Schutz der 
Serben in Kroatien und Bosnien, der Kroaten in Bosnien und Serbien 
usw. zu treffen. Sollten diese Leitlinien von den Hauptkonfliktparteien ak­
zeptiert werden, so müßten sie voraussichtlich mit Hilfe von Friedens­
truppen der Vereinten Nationen und eines europäisch-atlantischen Gre­
miums, beispielsweise der KSZE im Zusammenwirken mit der NATO 
oder Westeuropäischen Union, durchgesetzt werden. 
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Aus den kriegerischen Auseinandersetzungen im ehemaligen Jugoslawien 
ergeben sich für die Staaten der Gemeinschaft vier Gefahren. Erstens be­
steht die Möglichkeit, daß Nachbarstaaten in die Kampfbandlungen ver­
wickelt werden. So könnte Ungarn versucht sein, die ungarische Bevölke­
rung in der Vojvodina zu schützen, Albanien im Kosovo aktiv werden 
oder ein unabhängiges Mazedonien danach trachten, griechisches Territo­
rium an sich zu bringen (sieh~ auch Kapitel 2). Zweitens könnten die in 
Europa, vor allem aber in Deutschland, lebenden Serben danach trachten, 
den Krieg in den Westen hineinzutragen. Drittens könnten die Entwick­
lungen im ehemaligen Jugoslawien auf intellektueller, emotionaler und 
politischer Ebene Konflikte in anderen Teilen Europas hervorrufen. Ver­
leiht die Bildung eines souveränen Staats in Slowenien nicht dem katalani­
schen Nationalismus neuen Auftrieb? Könnten nicht auch die Korsen das 
Recht auf Eigenstaatlichkeit einfordern? Wenn die Bewohner des Kosovo 
den Anschluß an Albanien vollziehen, wie· Werden dann die Türken in 
Bulgarien reagieren? Nur wenige Staaten in Buropa dürften erfreut dar­
über sein, daß mit dem Recht auf nationale Selbstbestimmung so ober­
flächlich und hemmungslos umgegangen wird. Einer wichtigen (und zu­
mindest diskussionswürdigen) These zufolge wird die Forderung laut 
werden, den im ehemaligen Jugoslawien angewandten Prinzipien auch in 
der GUS Geltung zu verschaffen. Viertens ist zu befürchten, daß die Lage 
im ehemaligen Jugoslawien als Nagelprobe für den Zusammenhalt und 
die Effektivität der EG angesehen wird und daß die Gemeinschaft dabei 
versagt und damit unter den eigenen Mitgliedstaaten wie auch in der 
übrigen Welt an Glaubwürdigkeit verliert. 

Die Folgen eines Scheiterns im gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Be­
reich der GUS dürfen nicht vernachlässigt werden. Wenn Rußland oder 
andere Republiken in Chaos und Aufruhr geraten, droht auch eine 
Machtübernahme durch die Armee. Gelingt es Politikern nicht, einen 
Staat erfolgreich zu regieren, glaubt das Militär in der Regel, diese Auf­
gabe besser wahrnehmen zu können. Einmal an die Macht gelangt, könnte 
die militärische Führung dann eine ausgesprochen nationalistische und 
aggressive Haltung gegenüber der übrigen Welt beziehen. Wer kann an­
gesichts der Paralyse des politischen Systems in Polen eine Machtüber­
nahme durch das Militär ausschließen? 
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~usar.nr.nenfassung 

Von Moskau geht auch weiterhin eine militärische Bedrohung des 
Westens aus, die zu berücksichtigen ist. Im wesentlichen aber sind die 
militärischen Risiken und Gefahren für die westliche Sicherheit, die ihren 
Ursprung in Osteuropa haben, nicht so unmittelbar greifbar wie in der 
Vergangenheit. Dennoch sind sie sehr ernst zu nehmen. Die sozio­
ökonomischen und politischen Verwerfungen, die von riesigen militärisch­
industriellen Komplexen verursacht werden, sind ein großes Hemmnis bei 
der Schaffung einer pluralistischen Demokratie und einer wettbewerbs­
orientierten sozialen Marktwirtschaft. Die politische Entropie in ihren 
vielfältigen Erscheinungsformen, die Versuchung der Instrumentalisie­
rung von Ideologien wie Nationalismus, völkischem Denken oder religiö­
sem Fundamentalismus, die Schwäche der neuen demokratischen Struktu­
ren und die regionalen Abspaltungsbestrebungen - a11 diese negativen 
Entwicklungstendenzen begünstigen möglicherweise politische Gewalt 
und den Einsatz von Waffen. Unter diesen Umständen erwachsen aus der 
Anhäufung riesiger Mengen von Kriegsgerät, darunter Zehntausende von 
Massenvernichtungswaffen, massive direkte Gefahren für die Sicherheit 
Westeuropas. 

Die Auswirkungen der wirtschaftlichen Umgestaltung 

Osteuropa 
Im vorangegangenen Kapitel war von beunruhigenden Tendenzen bei der 
Umgestaltung der osteuropäischen Planwirtschaften in international 
lebensfähige und sozial stabile Marktwirtschaften die Rede. Auch wenn 
zwischen den vier Teilregionen, den verschiedenen Ländern und sogar 
einzelnen Landesteilen deutliche Unterschiede bestehen, ist selbst in den 
Staaten Ost-/Mitteleuropas, die vergleichsweise über die besten Voraus­
setzungen verfügen, der Übergang zu international wettbewerbsfähigen 
und im sozialen Bereich stabilen marktwirtschaftliehen Ordnungen noch 
keineswegs gesichert.· Bestenfalls vollzieht sich dieser Prozeß mit Unter­
brechungen, Kompromissen und wachsenden Belastungen. Im sch1imm­
sten Falle kommt es zu einer allgemeinen Krise der Marktwirtschaft und 
Demokratie, die in ganz Buropa eine bedrohlich instabile Situation her­
vorruft. 

Weder Ost-/Mitteleuropa noch Südosteuropa - von der ehemaligen So­
wjetunion ganz zu schweigen - dürften in der Lage sein, aus eigener Kraft 
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die innere und gegebenenfalls zwischenstaatliche Stabilität zu gewährlei­
sten, die für die europäische Sicherheit unerläßlich ist. Zudem ist auch ein 
supraregionales Engagement erforderlich, das zur Modernisierung und 
damit zu größerer innerer und regionaler Sicherheit führt. Eine erneute 
Orientierung auf den Osten kommt auf absehbare Zeit nicht in Frage. 
Aus diesem Grunde ist die Europäische Gemeinschaft trotz der gegen­
wärtigen Verunsicherung über die weitere Integration ein Faktor von aus­
schlaggebender Bedeutung für die Stabilisierung der Verhältnisse in Ost­
europa. Dies läßt sich nicht nur an der Ausrichtung der Außenhandelsbe­
ziehungen der Reformstaaten ablesen. Der gescheiterte Versuch, der 
NATO beizutreten, und die psychologischen Folgen des Konflikts im 
ehemaligen Jugoslawien haben die Hoffnung gesteigert, daß die Europäi­
sche Gemeinschaft bei der Förderung der regionalen Stabilität eine grö­
ßere Rolle übernimmt. 

Ein wirtschaftlicher Aufschwung in Osteuropa wäre ohne den EG-Markt 
undenkbar, was die Bedeutung der Assoziierungsabkommen unterstreicht. 
Doch trotz der Vorteile, die diese Länder genießen, können sie das aus 
dem Systemwechsel resultierende Bedürfnis nach Modernisierung und 
den Wunsch nach politischer Stabilität und einer psychologischen Zu­
kunftsorientierung nur teilweise befriedigen. Unverbindliche Bemerkun­
gen über eine mögliche Vollmitgliedschaft osteuropäischer Staaten lösen 
nicht den notwendigen psychologischen Effekt aus. Handelsschranken be­
stehen auch jetzt noch gerade in jenen Bereichen, in denen diese Länder 
etwas anzubieten haben und wettbewerbsfähig sind. Die fmanzielle Zu­
sammenarbeit der Europäischen Gemeinschaft mit den assoziierten 
Staaten wurde nur vage umschrieben. Die Liberalisierung der Einfuhr von 
Waren der Gemeinschaft in die ost-/mitteleuropäischen und südosteuro­
päischen Länder fällt zeitlich mit einem Produktionsrückgang und 
raschen Anstieg der Arbeitslosigkeit zusammen. Dadurch könnte es 
letztendlich zu einer weniger positiven Haltung Osteuropas gegenüber der 
Europäischen Gemeinschaft kommen. 

Da die Konsolidierung der Gemeinschaft Vorrang genießt und die Staa­
ten Ost-/Mitteleuropas und Südosteuropas den strengen Anforderungen 
an eine EG-Mitgliedschaft nicht gerecht werden, ist vorerst nicht mit 
einem l3eitritt zu rechnen. Dies ist nicht allzu problematisch, solange die 
politische und wirtschafliehe Entwicklung Osteuropas unter Kontrolle 
bleibt, was aber eher unwahrscheinlich ist. Würde die Europäische Ge-
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meinschaft zumindest in Ost-/Mitteleuropa über die in den Assoziie­
rungsabkommen defmierte Rolle hinausgehen (ohne dabei unbedingt die 
Vollmitgliedschaft auf die Tagesordnung zu setzen), so wäre dies ein Bei­
trag zur Stabilisierung der Lage in Osteuropa und zu einem entscheiden­
den Durchbruch im Modernisierungsprozeß. 

Sollte das politische Engagement der EG auf das jetzige Niveau be­
schränkt bleiben, bestehen nur geringe Aussichten, die westeuropäische 
Stabilitätszone auf Ost-/Mitteleuropa und Südosteuropa auszudehnen. 
Die daraus für die Gemeinschaft und die europäische Ordnung erwach­
senden Risiken lassen sich wie folgt umreißen: 

Die permanente Instabilität Osteuropas würde außerordentliche 
HUfsmaßnahmen erforderlich machen, wodurch die Aufmerksamkeit 
des Westens von anderen wichtigen Aufgaben abgelenkt würde. 

Zwischen Ost- und Westeuropa käme es zu einerneuen Teilung. Im 
Osten würden die politischen Konflikte zunehmend unter ideologi­
schen, nationalistischen und ethnischen Vorzeichen ausgetragen und 
gewaltsam gelöst, während Westeuropa bemüht wäre, seinen gemein­
schaftlichen Ansatz bei der Behandlung wirtschaftlicher und politi­
scher Differenzen beizubehalten. Längerfristig gesehen wäre diese 
Zweiteilung ebensowenig stabil wie die alte Teilung Europas und 
führte auch in Westeuropa zu einer stärker national ausgerichteten 
Politik. 

Die wirtschaftliche, soziale und politische Instabilität der Region 
hätte zuerst Auswirkungen auf Deutschland. Anstatt im Rahmen einer 
gemeinsamen europäischen Ostpolitik vorzugehen, müßte die Bun­
desrepublik bilaterale Maßnahme ergreifen oder nach einem Interes­
senausgleich suchen. Die Chance zur Einbindung der deutschen Ost­
europapolitik in die Politik der Europäischen Gemeinschaft wären 
damit vertan. 

Da Deutschland die Aufgabe der Stabilisierung übernehmen müßte, 
wären die Möglichkeiten zur Lösung der bestehenden Entwicklungs­
probleme in Osteuropa noch begrenzter. 
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Die ehemalige Sowjetunion 
Mit dem wirtschaftlichen Umgestaltungsprozeß in der ehemaligen So­
wjetunion sind zwei Hauptrisiken verbunden. 

Der Übergang zu einer wettbewerbsorientierten Wirtschaft hat eine 
Krise ausgelöst, die durch ein Absacken von Investitionstätigkeit, 
Kaufkraft und Nachfrage sowie durch Betriebsschließungen gekenn­
zeichnet ist. Es läßt sich nicht vorhersagen, wie lange diese Krise an­
dauern und welche sozialen und politischen Folgen sie nach sich zie­
hen wird. 

Das homogene Wirtschaftsgebiet der nicht mehr bestehenden So­
wjetunion und des einstigen russischen Zarenreiches ist in Auflösung 
begriffen. Möglicherweise ergeben sich daraus langfristig gesehen 
keine Gefahren. Doch gegenwärtig ist es. so, daß Verfallserscheinun­
gen jeglicher Art die sozioökonomische Destabilisierung in der Um­
gestaltungsphase verstärken würden. Auch würden sie eine mehr 
nationalistisch oder ethnisch orientierte Wirtschaftspolitik begünsti­
gen oder notwendig machen und damit in den betreffenden Gebieten 
die Spannungen verschärfen. 

Im Kontext der wirtschaftlichen Entwicklung in der GUS erwächst die 
Hauptgefahr für den Westen aus der Tatsache, daß die Umwandlung 
einer Planin eine Marktwirtschaft hohe soziale Kosten (Arbeitslosigkeit, 
sinkender Lebensstandard und geringere Investitionstätigkeit) verursacht 
und der Bevölkerung und den Politikern der GUS sehr viel abverlangt. Es 
ist keineswegs sicher, daß die in der Nachfolge der Sowjetunion entstan­
denen Gesellschaften diese Belastung aushalten können. Die gewaltigen 
Probleme beim Übergang zu marktwirtschaftliehen Verhältnissen haben 
bereits zu weitverbreiteter Unzufriedenheit mit den politischen Entschei­
dungsprozessen der parlamentarischen Demokratie und zu mangelndem 
Vertrauen in ihre Institutionen geführt. Auch ist durchaus ein Um­
schwung in Richtung auf einen autokratischen Populismus vorstellbar. 
Möglich erscheint sogar die Machtübernahme durch rechtsgerichtete na­
tionalistische Kräfte, die dem Westen eher feindselig gegenüberstehen. 

Wenn es nicht gelingt, die aus der Zeit der Planwirtschaft herrührenden 
Probleme der wirtschaftlichen Umstrukturierung zu lösen und den Über­
gang zu einer funktionierenden demokratischen und marktwirtschaftli-
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chen Ordnung zu vollziehen, wozu auch neue Formen der Koexistenz und 
Kooperation zwischen den Nachfolgestaaten der Sowjetunion gehören, 
dann ist gegebenenfalls mit den folgenden bedrohlichen Entwicklungen zu 
rechnen: 

Bei der Auflösung des Wirtschaftsverbunds kommt Rußland am 
besten davon (siehe Kapitel 2). Die mögliche Folge ist die Teilung 
Burasiens in einen Nord- und einen Südteil, bei der es im Kaukasus 
zu Chaos und in Mittelasien zu Massenelend kommt. Durch die chao­
tische Wirtschaftslage und das Scheitern liberaler Reformen gelingt es 
autoritär gesinnten Politikern, den Reformern die Macht zu ent­
reißen. 

Selbst bei der optimistischen Annahme, daß sich die Produktion in 
einigen Jahren stabilisiert, wird die Arbeitslosigkeit dramatisch an­
steigen (und bis zu 30 Prozent der arbeitsfähigen Bevölkerung erfas­
sen). Die gegenwärtigen Bemühungen, diese Entwicklung sozial­
verträglich zu gestalten, reichen nicht aus. Die sozialen Spannungen 
nehmen zu, und die bessergestellten Regionen versuchen, sich von 
den ärmeren zu trennen. Dadurch kommt es wiederum zu einer Ver­
schärfung der Spannungen zwischen den Staaten und Nationalitäten. 

Aus wirtschaftlichen und politischen Gründen ist eine wirtschaftliche 
Anhindung der GUS-Staaten und insbesondere Rußlands an den 
Westen erforderlich. Für eine solche .Aitbindung wäre ein westlicher 
Kapitaltransfer in gewaltigem Umfang (etwa in Höhe von 10 bis 20 
Prozent der russischen Investitionsausgaben) nötig. Die wirtschaftli­
chen und politischen Voraussetzungen für einen derartigen Zustrom 
ausl~dischen Kapitals sind aber nicht gegeben. Damitfehteine um­
fassende politische und wirtschaftliche Verknüpfung der GUS mit 
dem Westen und somit auch ein Rettungsanker, der vor allem Ruß­
land vor einem. Rückfall in autoritäre Regierungsformen bewahren 
könnte. 

Die möglichen Konsequenzen der wirtschaftlichen Umgestaltung in den 
GUS-Staaten könnten in ihrer Gesamtheit dazu führen, daß die ehemalige 
Sowjetunion zu einem permanenten Krisenherd gigantischen Ausmaßes 
wird und die Aussicht auf eine Partnerschaft demokratisch und ·markt­
wirtschaftlich orientierter Staaten in ganz Buropa l.n weite Ferne rückt. 
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Unterbrechung von Erdgas- und Erdöllieferungen 

Die in Teilen Europas bestehende Abhängigkeit von sowjetischer Energie 
ist zu einer Abhängigkeit von russischer Energie und turkmenischem Erd­
gas und von der Ukraine und der CSFR als den Haupttransitländern ge­
worden. Der Ausfall von turkmenischem Erdgas ließe sich ohne weiteres 
kompensieren. Somit beschränkt sich für Buropa das Problem der Ab­
hängigkeit auf Rußland und die beiden Transitländer Ukraine und 
Tschechoslowakei. 

Der Bedarf Westeuropas, d.h. der europäischen OECD-Länder, an Pri­
märenergie wird zu 40 Prozent aus Einfuhren gedeckt. Ein Viertel dieser 
Importe, also etwa 10 Prozent der Gesamtlieferungen, kommt aus der 
Sowjetunion in Form von Erdgas. und Erdöl. Der Anteil der Erdölbezüge 
aus der Sowjetunion am Gesamtverbrauch betrug 1989 in Westeuropa 14 
Prozent, in der Europäischen Gemeinschaft 13 Prozent und in der Bun­
desrepublik Deutschland 10 Prozent. Im Jahre 1990 stiegen die deutschen 
Ölimporte stark an und lagen im nunmehr vereinten Deutschland doppelt 
so hoch wie ein Jahr zuvor in der alten Bundesrepublik. Dies ist ein Zei­
chen für die zunehmende Flexibilität des Ölmarktes, die vor allem nach 
dem dramatischen Preisverfall Mitte der achtziger Jahre einsetzte. Wenn 
es auf der Angebotsseite zu einer Abschwächung des Wettbewerbs 
kommt, könnte sich der Ölmarkt allerdings auf längere Sicht wieder zu 
einem Verkäufermarkt entwickeln. Nach einer von der Internationalen 
Atomenergiebehörde vorgelegten Studie müssen die Nahostländer ihre 
Ölproduktion bis zum Jahre 2005 fast verdoppeln, d.h. auf 32,5 Million 
Barrel pro Tag steigern (im Vergleich zu 16,9 Millionen Barrel im Jahre 
1989), damit der Weltbedarf von 85 Millionen Barrel befriedigt werden 
kann. Dies bedeutet eine immer stärkere Marktstellung der OPEC­
Länder und eine größere Abhängigkeit von Lieferungen aus 
Ölförderländern außerhalb der OPEC. 

Beim Erdgas ergibt sich ein anderes Bild. Westeuropa bezieht sein Gas zu 
etwa 20 Prozent über Rohrleitungen aus Rußland und Tur~enenien, 
Deutschland sogar zu fast 40 Prozent. Es ist für Buropa nicht ohne wei­
teres möglich, für sämtliche Erdgaslieferungen aus den GUS-Staaten Er­
satz zu rmden, doch wäre ein zeitweiliger Ausfall durchaus zu verkraften. 
Die Ausnutzung der mittelfristig bestehenden Abhängigkeit hätte für 
Rußland kaum Vorteile. Realistischer wäre die Möglichkeit eines terrori-
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stischen Anschlags oder einer sehr aggressiven Politik in der Ukraine 
oder Slowakei. 

Ein besonderes Problem ist die Situation in den Ländern Osteuropas, die 
bis 1990 völlig auf sowjetische Energielieferungen angewiesen waren. Erst 
in einigen Jahren wird sich diese Abhängigkeit so vermindert haben, daß 
sie nicht höher als in Westeuropa ist. Eine Unterbrechung der Versor­
gung osteuropäischer Länder würde die Sicherheitsvorräte in Buropa 
stark beanspruchen, und die betreffenden Staaten bemühen sich bereits 
um die Einbeziehung in das westliche System zur Gewährleistung einer si­
cheren Energieversorgung. 

Die osteuropäischen Staaten streben eine Verringerung ihrer Abhängig­
keit von Energielieferungen aus der ehemaligen Sowjetunion an. Unglück­
licherweise konzentrierten sie sich 1990 in ihrer Politik zur Diversifizie­
rung der Bezugsquellen auf Verträge mit dem Irak und Kuwait, die nicht 
verwirklicht werden konnten. Es kam jedoch zu Geschäftsbeziehungen mit 
dem Iran {1992 Lieferung von 3,6 Millionen Tonnen an Polen), Saudi­
Arabien, Venezuela und anderen Staaten. In Osteuropa besteht aber nach 
wie vor ein vorrangiges Interesse an Verträgen mit russischen Erdölund 
Erdgasproduzenten, weil sich hierbei größere Möglichkeiten für 
Kompensationsgeschäfte ergeben. 

Kriege oder schwerwiegende politische Auseinandersetzungen zwischen 
Mitgliedstaaten der GUS, namentlich zwischen Rußland und der Ukraine, 
aber auch Konflikte innerhalb Rußlands könnten sehr wohl eine Unter­
brechung der Lieferungen zur Folge haben. Ein solcher Ausfall würde die 
wirtschaftliche Sicherheit und folglich auch die politische Stabilität von 
Energieimporteuren und -exporteuren in Osteuropa gefährden. Somit 
könnten Gefahren und Risiken für die Energieversorgungssicherheit be­
stimmter osteuropäischer Länder letztendlich zu einer Bedrohung der Si­
cherheit in Buropa werden. 

Die Gefahr der Wanderungsbewegungen 

Durch den Zusammenbruch des Kommunismus wurden zugleich die Bar­
rieren beseitigt, die im wahrsten Sinne des Wortes al1 jenen den Weg ver­
sperrten, die der Unterdrückung und Knechtschaft in ihrem Lande ·ent­
fliehen wollten. Nachdem nun weitgehend Reisefreiheit besteht, erhebt 
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sich die Frage, ob auf Westeuropa eine riesige Welle von Zuwanderern 
aus Osteuropa und der GUS zurollt. Die Frage ist vor allem deshalb nicht 
leicht zu beantworten, weil keine verläßlichen Informationsquellen vor­
handen sind. 

Festzustellen ist in jedem Falle eine schleichende Einwanderung aus Ost­
europa, vor allem aus Rumänien und Bulgarien, aber auch aus Polen. Zu­
dem machen der Ansturm albanischer Flüchtlinge auf Italien und die 
Welle von Bürgerkriegsflüchtlingen aus Kroatien und Bosl)ien ~entlieh, 
daß eine massenweise Abwanderung durchaus denkbar ist, wenn eine 
oder mehrere der folgenden Voraussetzungen eintreten: 

eine tiefgreifende innenpolitische Krise, die zur Verelendung großer 
Bevölkerungsteile führt, 

keine Aussicht auf Wirtschaftsreformen oder westliche Hilfe, 

kriegerische Auseinandersetzungen, 

eine ökologische Katastrophe, 

die offensichtliche Bereitschaft westlicher Länder, Flüchtlinge aufzu­
nehmen, unterzubringen und zu ernähren. 

Durch die Verwerfungen in den Staaten der ehemaligen Sowjetunion ist 
eine deutlich erkennbare strukturelle Basis für große Wanderungsbewe­
gungen innerhalb der GUS und unter gewissen Bedingungen für eine 
massenhafte Auswanderung entstanden. Wie eine solche Entwicklung zu­
stande käme und welchen Verlauf sie nehmen könnte, bedarf allerdings 
noch einer näheren Untersuchung. 

Bei einer nüchternen Analyse der in der GUS möglicherweise einsetzen­
den Binnen- und Auswanderung sollte man zwischen verschiedenen Arten 
der Bevölkerungsbewegung unterscheiden. Dabei muß deutlich zwischen 
Binnen- und Auswanderung unterschieden werden. Bei den in Westeu­
ropa geführten Debatten sollte man der Binnenwanderung größere Auf­
merksamkeit als bisher schenken nicht nur, weil diese in eine Auswande­
rungswelle umschlagen kann, sondern auch, weil sie destabilisierende 
Auswirkungen auf die Zielregionen hat. Was die Abwanderung nach 
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Westen anbelangt, so ist zwischen "normalen" Bevölkerungsbewegungen, 
die durch materielle und ethnische Faktoren ausgelöst werden, und den 
Flüchtlingsbewegungen, die ihre Ursache in Naturkatastrophen, Havarien, 
Kriegen und Pogromen haben, zu unterscheiden. Die "normale" Zuwan­
derung aus den GUS-Staaten erscheint nicht sehr bedrohlich, doch ist 
stets mit der Möglichkeit einer von Kriegen und Umweltkatastrophen 
verursachten Flüchtlingswelle zu rechnen, wobei weder deren Zeitpunkt 
noch deren Umfang und Richtung genau kalkulierbar sind. Aus dieser 
Eventualität ergibt sich für den Westen die größte Gefahr. Er muß daher 
unbedingt für einen solchen Fall gewappnet sein. 

Ökologische Konsequenzen und Risiken 

Der Kommunismus hat den Staaten Ost-/Mitteleuropas und der ehemali­
gen Sowjetunion im Umweltbereich ein furchtbares Erbe hinterlassen. 
Umweltbelastende Produktionsverfahren, die weitgehend ohne Rücksicht 
auf die ökologischen Kosten der Wirtschaftstätigkeit praktiziert wurden, 
hatten zur Folge, daß natürlicl)e und soziale Lebensräume schwer beein­
trächtigt und bisweilen irreparabel geschädigt wurden. Der sorglose Um­
gang mit Abfällen (Giftmüll wurde häufig bewußt mit Haushaltsabfällen 
"versetzt") ließ zahlreiche ökologische Zeitbomben entstehen, die das 
Grundwasser bedrohen. Durch lasehe und nachlässig durchgesetzte Um­
weltschutznormen befinden sich viele Industrieanlagen (darunter Kern­
kraftwerke, Wiederaufbereitungsanlagen und chemische Werke) in einem 
solchen Zustand, daß die Produktion auf lokaler, regionaler und sogar 
globaler Ebene nur unter ernster Gefährdung der menschlichen Gesund­
heit betrieben werden kann. Hinzu kommen noch militärische Einrichtun­
gen für Massenvernichtungswaffen, die bereits schwere Umweltschäden 
hervorgerufen haben und von denen auch künftig erhebliche Gefahren 
ausgehen. Als Folge davon sehen sich die betreffenden Länder und die 
ganze Völkergemeinschaft seit dem Ende des Kommunismus mit zwei 
großen Herausforderungen konfrontiert: der Beseitigung von Umwelt­
schäden in der ganzen Region und der Verminderung des bisweilen 
äußert hohen Risikos von Störfällen. 

Wie wird an diese beiden Aufgaben herangegangen? Die allgemeine 
Tendenz ist nicht sehr ermutigend. In dem Maße, wie der riesige Umfang 
der Probleme des wirtschaftlichen Umbaus offenkundig wurde und die 
Industrieproduktion absank, kam es durch den Rückgang der Wirt-
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Schaftstätigkeit zu einer gewissen Verminderung des Schadstoffausstoßes. 
Doch verlaufen die Neuinvestitionen in den betreffenden Regionen so 
schleppend, daß bei den Bemühungen, der andauernden Umweltzerstö­
rung Einhalt zu gebieten, nur geringe Fortschritte erzielt wurden. Somit 
werden die Umweltprobleme immer bedrohlicher. Im Osten hat man ei­
gentlich nirgendwo damit begonnen, die ökologischen Altlasten zu besei­
tigen, denn andere Bereiche genießen Vorrang, was zwar verständlich, 
aber sehr gefährlich ist. Auch wurde wenig oder gar nichts zur Entschär­
fung der zahlreichen "ökologischen Zeitbomben" unternommen. Gemeint 
sind damit Atomreaktoren, Standorte der Rüstungswirtschaft, Giftmüll­
deponien, Zwischenlager für radioaktive Abfälle sowie Emissionen von 
Blei, Kadmium, Quecksilber, Schwefeldioxid und Stickoxiden. 

Wie bereits erwähnt, sind die mit diesen ökologischen Zeitbomben ver­
bundenen Gefahren zum Teil struktureller Art, d.h. sie ergeben sich aus 
Mängeln wie fehlerhafter Konstruktion, niedrigem Sicherheitsstandard 
und schlechter Bauausführung, wie sie in einer Zentralverwaltungswirt­
schaft an der Tagesordnung waren. Zum Teil werden diese Risiken aber 
jetzt durch zusätzliche Faktoren noch bedrohlicher: 

Durch den Zerfall des alten sowjetischen Staates und der zentralen 
politischen Strukturen verlagerte sich die rechtliche und administra­
tive Zuständigkeit auf neue Staaten. Diese Staaten haben damit be­
gonnen, die Anlagen auf ihrem Territorium unter ihre eigene Kon­
trolle zu stellen. Die Folgen davon sind eine Schwächung der admini­
strativen Kontrolle insgesamt, nicht klar abgegrenzte Kompetenzen 
und unklare Vorstellungen über künftige Maßnahmen zur Gewährlei­
stung einer wirksamen administrativen und technischen Überwa­
c~ung. 

Die sozioökonomische Krise in Ost-/Mitteleuropa und vor allem in 
der GUS hat zu einer allgemeinen Lockerung des gesellschaftlichen 
Gefüges geführt, das letztendlich für die Sicherheit komplexer und 
gefährlicher Industrieanlagen und militärischer Einrichtungen aus­
schlaggebend ist. Qualität, Motivation und Engagement des Personals 
leiden natürlich unter den Auswirkungen der Krise, wodurch die Ge­
fahr von Störfällen noch weiter zunimmt. 
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Parallel zur Aushöhlung der gesellschaftlichen und politischen Kon­
trolle ist es bereits überall zu einem dramatischen Anstieg von sozia­
len Gewaltakten gekommen, die vom organisierten Verbrechen über 
Nationalitätenkonflikte bis zu zwischenstaatlichen Spannungen und 
Kriegen reichen. In einer derartigen Situation könnten hochsensible 
Anlagen gewollt oder unabsichtlich zur Zielscheibe von Gewaltakten 
werden und damit eine Katastrophe auslösen. 

Es wäre ein aussichtsloses Unterfangen, diese Risiken genau quantifizie­
ren zu wollen. Unbestreitbar ist jedoch, daß die Wahrscheinlichkeit 
schwerer umweltbelastender Zwischenfälle schon vor 1989 besorgniserre­
gend hoch war und in den letzten drei Jahren noch beträchtlich zuge­
nommen hat. Auch wenn ein Unfall vor allem das Leben, die Gesundheit 
und Sicherheit der Bevölkerung in der näheren Umgebung bedroht, ist in 
bestimmten Fällen auch mit gravierenden Folgen für die weiter entfernt 
lebende Bevölkerung zu rechnen, wofür Tschernobyl ein deutlicher Beleg 
ist. Ähnlich verhält es sich mit der Zerstörung und Versehrnutzung von 
Boden, Wasser, Luft und Atmosphäre in der ehemaligen UdSSR sowie in 
anderen Teilen Osteuropas. Diese Umweltschäden gefährden nicht nur 
die Biosphäre in den verseuchten Gebieten, sondern haben möglicher­
weise auch eine internationale Dimension. Das auffälligste, aber keines­
wegs einzige Indiz dafür ist der hohe Anteil der Staaten Ost­
/Mitteleuropas und der GUS an der globalen Erwärmung. Wenn nicht 
rechtzeitig Gegenmaßnahmen eingeleitet werden, bekommt die gesamte 
Menschheit die Folgen zu spüren. Ein weiteres Beispiel ist der saure Re­
gen, der große Teile West- und Nordeuropas in Mitleidenschaft zieht und 
hauptsächlich durch Schadstoffemissionen aus Osteuropa, darunter der 
GUS, verursacht wird. 

Die gegenwärtigen Entwicklungstendenzen sind daher nicht nur eine Be­
drohung für die Sicherheit der Bewohner dieser Regionen, sondern für 
die gemeinsame Sicherheit Westeuropas. Die größten Risiken im zivilen 
Bereich lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

Als erstes sind die Atomreaktoren sowjetischer Bauart in der GUS 
und in Ost-/Mitteleuropa zu nennen. Am gefährlichsten sind die elf in 
der ehemaligen Sowjetunion betriebenen Reaktoren des in Tscherno-

. byl verwendeten Typs (RBMK 1000/1500). Grund zur Besorgnjs ge- . 
ben auch die Leichtwasserreaktoren der ersten Generation (WWER 
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440/230). Zehn dieser Reaktoren in der ehemaligen UdSSR und in 
Ost-/Mitteleuropa wurden von der Internationalen Atomenergiebe­
hörde in die höchste Gefährdungskategorie eingestuft. Seit Tscherno­
byl ist es zu mehreren Zwischenfällen gekommen, die sich glückli­
cherweise als nicht so schwerwiegend erwiesen. Dennoch ist das Ri­
siko eines neuen größeren Störfalls außerordentlich hoch. 

Die globale Klimaerwärmung stellt langfristig gesehen eine Gefahr für 
die globale Sicherheit dar. Die Auswirkungen der globalen Erwär­
mung sind vermutlich nicht genau kalkulierbar, aber die notwendigen 
Korrekturmaßnahmen stellen für die Völkergemeinschaft eine so 
hohe und zudem· noch ungleich verteilte - Belastung dar, daß alles 
unternommen werden sollte, um dieser Entwicklung vorzubeugen. 
Auf die GUS-Staaten allein entfallen 17 bis 19 Prozent des weltweiten 
Ausstoßes von C0

2
, dem wichtigsten Treibhausgas. Die Emissionen 

pro Kopf der Bevölkerung liegen in Osteuropa und der GUS um etwa 
50 Prozent höher als in Westeuropa. Wenn man das BSP zugrunde 
legt, betragen sie sogar mindestens das Vierfache. Der geschätzte An­
stieg der C02-Emissionen in der GUS um 24 bis 48 Prozent bis zum 
Jahre 2020 würde allein schon eine weltweite Zunahme des Ausstoßes 
um 5 bis 10 Prozent bewirken, was mit dem erklärten Ziel der 1988 in 
Toronto abgehaltenen Weltklimakonferenz unvereinbar ist, denn dort 
wurde eine 20prozentige Reduzierung der globalen C0

2
-Emissionen 

bis zum Jahre 2005 empfohlen. Es wird unmöglich sein, die globalen 
Ziele zu erreichen, wenn die westlichen Industriestaaten den Anstieg 
in Osteuropa und der GUS (sowie in China und der Dritten Welt) 
ausgleichen müssen. 

Die Versehrnutzung der Ostsee ist ein drastisches Beispiel dafür, wie 
sich die Kontaminierung des Grundwassers von einem lokalen zu 
einem größeren regionalen Problem ausweiten kann. So befördert 
allein die Weichsel jährlich 1,4 Millionen Tonnen an Ablagerungen in 
die Ostsee, die zu einem erheblichen Teil stark verseucht sind. Die 
zunehmende Umweltschädigung ist zu einer starken Belastung für die 
künftige wirtschaftliche Entwicklung im Ostseebereich geworden. 

Schließlich müssen auch die mittelbaren Folgen von Umweltschäden 
und örtlichen Störfällen als Bedrohung für die gemeinsame und die 
westeuropäische Sicherheit angesehen werden. Sie könnten größere 
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Wanderungsbewegungen und sozioökonomische Verwerfungen auslö­
sen, mit denen die ohnehin schwachen Grundlagen für wirtschaftli­
chen Aufschwung und politische Stabilität weiter ausgehöhlt werden. 
Für die sozioökonomische und politische Stabilität ist im wahrsten 
Sinne des Wortes eine gesunde Umwelt erforderlich. 

Schlußfolgerungen 

Die in diesem Kapitel dargestellten beunruhigenden Tendenzen der öko­
nomischen Entwicklung deuten darauf hin, daß eine erfolgreiche wirt­
schaftliche Umgestaltung in ganz Osteuropa mit ernsten Risiken verbun­
den ist, auch wenn diese differenziert zu betrachten sind. Die Wirtschafts­
krise könnte zu sozialen Unruhen und politischer Destabilisierung führen 
sowie Spannungen und gewaltsame Auseinandersetzungen zwischen 
Staaten, Nationalitäten und Regionen schüren. Umgekehrt gefährdet na­
türlich eine unübersichtliche politische Lage den Erfolg der wirt­
schaftlichen Erneuerung. Die Auswirkungen von Wirtschaftskrisen und 
sozialem Chaos werden mit Gewißheit nicht vor politischen Grenzen halt­
machen. Die Möglichkeit, daß es zu gewaltigen Flüchtlings- und 
Wanderungsbewegungen, zu Umweltkatastrophen und zur Auflösung der 
internationalen Beziehungen in ganz Buropa kommen könnte, stellt eine 
ernst zu nehmende Gefahr für die Sicherheit in West- wie in Osteuropa 
dar. 
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IV. POLITISCHE ZIELE: SICHERHEIT UND STABILITÄT 

Wie bereits ausgeführt, ist die europäische Politik aufgrund der neuen 
"Ostproblematik" einem Wandel unterworfen. Nach dem Abdanken des 
Kommunismus wurde der Osten von seiner Geschichte eingeholt, kamen 
alte ethnische Konflikte wieder zum Ausbruch, die von den totalitären 
Machthabern unterdrückt, aber nicht gelöst worden waren. Dem noch 
ungefestigten sozialen Gefüge der jungen Demokratien droht eine Wirt­
schaftskatastrophe, die zuvor dur:ch die völlige gesellschaftliche und fman­
zielle Abschottung nicht erkennbar war. Die sicherheitspolitische Lage 
wird durch die Fehleinschätzung ökologischer Risiken, durch politisch 
und wirtschaftlich motivierte Wanderungsbewegungen sowie Unwägbar­
keiten im militärischen Bereich weiter verschärft. 

Aber auch auf positive Faktoren muß hingewiesen werden. Die militäri­
sche Bedrohung durch den ehemaligen Warschauer Pakt ist verschwun­
den. Fast in ganz Europa sind nun demokratisch gewählte Regierungen 
im Amt. Der wirtschaftliche und soziale Austausch zwischen Ost und 
West nimmt ständig zu. Man ist sich des gemeinsamen Erbes und des ge­
meinsamen Schicksals bewußt. Die traurige Hinterlassenschaft des Kom­
munismus kann diese erfreulichen Entwicklungen zwar bremsen und 
hemmen, aber nicht völlig aufhalten. 

Auf die daraus resultierenden Umwälzungen ist Westeuropa nicht vorbe­
reitet, und dies in einer Situation, in der geographische, kulturelle, politi­
sche und wirtschaftliche Unterschiede zu. einer jeweils anderen Bewer­
tung von Risiken und Chancen führen und die Divergenzen zwischen den 
westeuropäischen Staaten deutlich machen. Auch die Forderung nach In­
vestitionen und Kapitalanlagen in erheblichem Umfang sowie nach ein­
fallsreichen Konzepten für die Entwicklung im Osten führt zu Konflikten 
bei der Festlegung der Prioritäten. 

Damit kommen wir zur Frage der Solidarität, die im sicherheitspolitischen 
Bereich von großer Bedeutung ist. Wenn sich die Westeuropäer vom Ge­
danken der sozialen Gerechtigkeit und Gleichheit leiten lassen, kann dies 
zu der Verpflichtung führen, das gemeinsame Schicksal von Ost- und 
Westeuropa in die Hand zu nehmen. Doch der Grad des westlichen En­
gagememts wird davon abhängen, wie Risiken und Gefahren für West-
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europa eingeschätzt werden. Solidarität ist nur eine mögliche Reaktion 
auf die Osteuropa-Problematik. Weitere Möglichkeiten sind Abschottung 
und Eingrenzung. Das Ziel besteht darin, die Sicherheit in einem verei­
nigten Buropa zu gewährleisten. 

Die Rolle Europas im Gesamtgefüge 

Westeuropa muß seine lebenswichtigen Interessen definieren, die Kosten 
der vorgesehenen Maßnahmen abwägen und die Leistungsfähigkeit seiner 
Institutionen überdenken. Es sollte besonderen Wert darauf legen, leere 
Schlagworte zu vermeiden und knappe Ressourcen im wirtschaftlichen 
und militärischen Bereich nicht über Gebühr zu beanspruchen. Durch 
überzogene Erwartungen geraten wir bereits jetzt zunehmend in eine 
Zwickmühle. Benötigt wird ein neues sicherheitspolitisches Konzept, das 
ein kompliziertes Geflecht von Interessen und Maßnahmen beinhaltet. Es 
muß auf einem umfassenden Europa-Begriff beruhen und sollte darauf 
abzielen, durch Mobilisierung der verschiedenen zur Verfügung stehen­
den institutionellen und operativen Instrumente in Buropa und seinem 
Umfeld eine stabile Sicherheitsordnung zu schaffen. 

Von der EG und anderen internationalen Institutionen wurden gemein­
same Initiativen eingeleitet. Zur Bewältigung der Probleme wurde ein 
übergreifender institutioneller Rahmen geschaffen, dem in erster Linie 
die EG und die Westeuropäische Union (WEU) als künftige Bestandteile 
der Europäischen Union, die NATO, der Nordatlantik-Kooperationsrat, 
die KSZE und der Europarat angehören. Kennzeichnend für die Struktur 
der internationalen Politik in Buropa ist gegenwärtig ein Netz von Organi­
sationen mit einander überschneidenden Kompetenzen, mit Unterschie­
den in der Zusammensetzung und den Entscheidungsverfahren und mit 
jeweils anderer Akzentsetzung. 

Auf globaler Ebene fungieren die Vereinten Nationen als ein allumfas­
sendes Gremium. In Buropa versteht sich die KSZE als Organisation, die 
alle Republiken der ehemaligen Sowjetunion einschließt und durch den 
Japan eingeräumten Sonderstatus auch dem pazifischen Raum offensteht 
Die Kompetenzen und Funktionen der UNO und der KSZE überschnei­
den sich in erheblichem Umfang, da beide an Fragen wie Krisenbewälti­
gung, Konfliktlösung, staatlichen Befugnissen und Menschenrecht~n in- . 
teressiert sind. Chara~teristisch für die KSZE sind ein konkreteres 
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Herangehen an Menschenrechtsfragen, demokratische Institutionen, ein 
ständiges System zur Überwachung von Konflikten und Krisen, vertrau­
ensbildende Maßnahmen und darauf basierende Vereinbarungen zur 
Rüstungsbegrenzung sowie der Themenbereich "wirtschaftliche Zusam­
menarbeit". Die UNO hat ihre Wirksamkeit in wirklichen Krisensituatio­
nen unter Beweis gestellt, da ihr Entscheidungsmechanismus im Sicher­
heitsrat nicht so schwerfällig wie die KSZE ist und den Realitäten in der 
Welt besser entspricht. Dennoch sind beide Institutionen nicht in der 
Lage, der jugoslawischen Krise wirksam zu begegnen, und erweisen sich 
auch gegenüber Auseinandersetzungen in und zwischen ehemaligen So­
wjetrepubliken als hilflos. 

Der Europarat, dem alle europäischen Demokratien angehören, kann vor 
allem auf folgende Stärken verweisen: 

Er verleiht eine demokratische Legitimität, die auf Dauer oder vor­
übergehend wieder aberkannt werden kann, und trägt damit zur Auf­
stellung von Regeln und Normen sowie von demokratischen Grund­
sätzen bei. 

Zu seinen Organen gehört eine parlamentarische Versammlung, die 
(wenn auch in begrenzten Maße) als Beispiel dienen kann. 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte kann für die 
Durchsetzung von Menschenrechten in konkreten Fällen und im all­
gemeinen Sinne sorgen. 

Der Europarat unternimmt offenbar als einzige Institution überhaupt 
den Versuch, durch die Vorgabe bestimmter Mindestnormen für 
Rechte und Pflichten auf die Probleme der nationalen Zersplitterung, 
des Regionalismus und der Rechte von Sprachgemeinschaften ein­
zugehen. 

Der nicht auf Buropa beschränkten OECD gehören nur wirtschaftlich 
entwickelte Länder an. Im Hinblick auf die Staaten Osteuropas bestand 
ihre politische Hauptfunktion bisher darin, die Vergabe von Mitteln zu 
kontrollieren. Sollten die G-7-Staaten aktiver werden oder die Zukunft 
der NATO es gegeben erscheinen lassen, könnte diese Organisation 
durchaus eine größere Rolle als bisher spielen. 
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Die Einrichtung des Nordatlantik-Kooperationsrats (NACC) bedeutete 
die Ausdehnung der atlantischen Gemeinschaft nach Osten. Dieser 
Schritt ist sowohl nachdrücklich befürwortet als auch kritisiert worden. 
Die Länder Ost-/Mitteleuropas sehen darin eine Vorstufe zur Mit­
gliedschaft in der NATO und eine erste institutionalisierte Form der si­
cherheitspolitischen Anhindung an die USA, wodurch bei ernsten Zwi­
schenfällen in der Region möglicherweise ihre nationale Sicherheit erhöht 
wird. Die Republiken der ehemaligen So~etunion sind vornehmlich an 
der multilateralen Ausrichtung ihrer neuen Beziehungen zu den USA in­
teressiert. Aus westlicher Sicht liegt der Wert des NACC vor allem in der 
Möglichkeit, Rußland und die anderen Staaten der früheren UdSSR unter 
ein gemeinsames sicherheitspolitisches Dach für Ost und West zu bringen. 

Die bisherige Politik der EG 

Die Tätigkeit der EG war bisher von ehr.geizigen Zielen, unzureichenden 
Mitteln und unklaren Konzepten geprägt. Die Gemeinschaft ist nach wie 
vor der wichtigste internationale Akteur auf der europäischen Bühne, 
doch hat das politische Ansehen etwas unter den relativ erfolglosen Be­
mühungen in Jugoslawien und dem endlosen Gerangel um die Ratifizie­
rung des Maastrichter Vertrags gelitten. Wenn es nicht bald zur Ratifizie­
rung des Vertrages kommt, wird die EG kaum noch als bedeutender si­
cherheitspolitischer Faktor auf internationaler Ebene gelten. 

Grundlagen der gemeinsamen Buropapolitik gegenüber den Ländern des 
Ostens waren die gemeinsame Erklärung von EG und RGW (25. Juni 
1988), die Aufnahme diplomatischer Beziehungen zu allen Mitgliedstaa-
, ten und der Abschluß von Handels- und Kooperationsabkommen mit 
zehnjähriger Laufzeit zwischen der EG und den Ländern Mittel- und 
Osteuropas zwischen Oktober 1988 und März 1991 (nur das Abkommen 
mit Polen hat eine Laufzeit von fünf Jahren). Die EG hat das Allgemeine 
Präferenzsystem auf Einfuhren aus osteuropäischen Staaten, darunter 
auch Albanien und die baltischen Republiken, ausgedehnt, aber die Ge­
meinschaft Unabhängiger Staaten sowie Ausfuhren nach Spanien und 
Portugal davon ausgenommen. Die gleichen osteuropäischen Staaten pro­
fitieren auch vom PHARE-Programm, mit dem die Wirtschaftsreformen 
und die Errichtung einer freien Marktwirtschaft ~nterstützt werden soll. 
Das Budget des PHARE-Programms belief sich 1990 auf 500 Millionen 
ECU und 1991 auf 785 Millionen ECU und sollte bis Ende 1992 auf eine 



86 

Milliarde ECU aufgestockt werden. Für Sonderprogramme zur 
Umstrukturierung der Montanindustrie steht ein eigener Haushalt in 
Höhe von 200 Millionen ECU zur Verfügung. Außerdem hat die 
Gemeinschaft Sonderdarlehen zur Verbesserung der Zahlungsbilanzen in 
den Staaten Mittel- und Osteuropas mit einem Gesamtumfang von 2 090 
Milliarden ECU, d.h. rund 50 Prozent des Gesamtbeitrags der G-24, 
bewilligt. 

Am 15. April 1991 wurde die Europäische Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung (EBWE) von den 24 OECD-Staaten ins Leben gerufen, wo­
bei die EG 51 Prozent des Kapitals zur Verfügung stellte. Zudem hat die 
Europäische Investitionsbank (EIB) ihre Aktivitäten auf Polen, Ungarn, 
die CSFR, Rumänien und Bulgarien ausgedehnt. Die EIB rechnet damit, 
daß bis Ende 1992 Darlehen in Höhe von 1,7 Milliarden ECU gewährt 
werden. 

Wertmäßig verzeichnete der Handel mit den fünf größten Ländern 
Mittel- und Osteuropas 1991 einen Zuwachs (um 23 Prozent bei den Im­
porten und um 52 Prozent bei den Exporten). Die Handelsbilanz ist für 
die EG positiv (über eine Milliarde ECU für den Zeitraum Januar bis 
September 1991). Im November 1991 schloß die · EG 
Assoziierungsabkommen (sogenannte Europaabkommen) mit Polen, 
Ungarn und der CSFR. Diese enthalten Bestimmungen über den 
politischen Dialog und über kulturelle Zusammenarbeit sowie Finanzhilfe 
und haben die Schaffung einer Freihandelszone zum Ziel. Diese 
"speziellen" Assozüerungsabkommen sehen nicht den automatischen 
Beitritt der betreffenden Staaten zur EG vor, eröffnen aber diese 
Möglichkeit und sollen einen möglichedn Beitritt erleichtern. Ähnliche 
Vereinbarungen werden zur Zeit mit Bulgarien und Rumänien 
ausgehandelt. 

Die EG spielt bereits international bei der Koordinierung· der westlichen 
Hilfe für die GUS eine wichtige Rolle und hat ihr Interesse an der Stabi­
lität dieser Region dadurch zum Ausdruck gebracht, daß sie einen Beitrag 
zum neugegründeten Internationalen Zentrum für Wissenschaft und 
Technologie leisten will, mit dem der Abwanderung von Fachkräften, vor 
allem von Nuklearexperten, aus der ehemaligen Sowjetunion entgegenge­
wirkt werden soll. 
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Im Dezember 1989 unterzeichnete die EG mit der damaligen UdSSR ein 
Abkommen über handelspolitische und wirtschaftliche Zusammenarbeit 
mit einer Laufzeit von zehn Jahren. Die Vereinbarung enthält Punkte 
(Kernforschung und vor allem Reaktorsicherheit), die für die Europäi­
sche Atomgemeinschaft (Euratom) von besonderem Interesse sind. Neu­
verhandlungen zu diesem Abkommen, die eigentlich nach 1990 aufge­
nommen werden sollten, haben bisher wegen der Ereignisse in der ehe­
maligen Sowjetunion und der Gründung der GUS nicht stattgefunden. In 
dieser völlig veränderten Situation strebt die EG-Kommission eine ganz 
neue Art von Vereinbarungen an. Sie hätten Ähnlichkeit mit den Europa­
Abkommen, auch wenn nicht ausdrücklich von einem Assozüerungsstatus 
die Rede ist. Die Gemeinschaft hat Sonderhilfen gewährt, z.B. Lebens­
mittelsoforthilfe (in Höhe von 45 Millionen ECU) für die GUS und die 
Regionen Moskau und St. Petersburg. Die EG hat zudem für ein 
Darlehen eines Bankenkonsortiums in Höhe von 500 Millionen ECU die 
Bürgschaft übernommen und für alle mittel- und osteuropäischen Staaten, 
darunter die GUS, weitere Kredite mit einem Gesamtumfang von 1,25 
Milliarden ECU genehmigt. Schließlich wurde auch ein Sonderfonds für 
technische Hilfe in Höhe von 450 Millionen ECU eingerichtet. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß die EG bei ihrer Assoziie­
rungspolitik zwischen den mittel- und osteuropäischen Ländern und den 
ehemaligen Sowjetrepubliken eine politische Unterscheidung vornimmt. 
Erstere sind mögliche Kandidaten für eine EG-Mitgliedschaft, während 
letztere in eine andere Kategorie eingestuft werden. Schwierig dürfte sich 
die Zuordnung der baltischen Staaten zu einer der beiden Gruppen er­
weisen. Diese "politische" Differenzierung bietet den Vorteil, daß sie den 
EG-Rahmen eindeutig auf den europäischen Kontinent im engeren. Sinne 
begrenzt und ihn nicht auf Asien (oder die gesamte eurasische Land­
masse) ausdehnt. Dennoch stellt sich die Frage, ob nicht entsprechend 
dem politischen und sicherheitspolitischen Raum, der durch die Erweite­
rung der KSZE und der Institutionalisierung des NACC geschaffen 
wurde, ein "eurasischer" Wirtschaftsraum gebildet werden sollte, dem 
letztendlich auch Japan angehören könnte. Dieses Thema war Gegen­
stand der vom WEU-Rat im Juni 1992 auf dem Petersberg getroffenen 
Entscheidung, mit einer Anzahl mittel- und osteuropäischer Staaten, zu 
denen das Baltikum, aber nicht Rußland zählen, Konsultatioen zu außen­
und verteidigungspolitischen Fragen aufzunehmen. Diese kleinere euro­
päische Variante des NACC macht deutlich, daß Westeuropa gegenüber · 
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Rußland eine anderes sicherheitspolitisches Konzept verfolgt als gegen­
über den anderen osteuropäischen Staaten. Dies könnte in Rußland zu 
gefährlichen Isolationsbestrebungen führen und die Zersplitterung der 
ehemaligen Sowjetunion beschleunigen, was sicherlich nicht dem Gedan­
ken eines einheitlichen europäischen Sicherheitsraums entsprechen 
würde. 

Die EG spielt im wirtschaftlicheil Bereich eine zentrale Rolle, nimmt aber 
im sicherheitspolitischen Bereich ihre Verantwortung gemeinsam nüt der 
NATO und der KSZE sowie der WEU wahr. Obwohl eine ganze Reihe 
von bedeutenden Programmen und politischen Entscheidungen des 
Westens in die Tat umgesetzt wurden, hat sich die Krise im Osten insge­
samt weiter vertieft, wodurch ·das partnerschaftliehe Verhältnis zwischen 
den Westeuropäern getrübt und belastet wird. Die Krise Osteuropas ist 
somit zu einem wichtigen Thema für Westeuropa selbst geworden. 

Für die EG besteht das Hauptproblem darin, daß einzelne Initiativen 
zwar für sich genommen ihren Wert haben, aber eine sicherheitspolitische 
Gesamtstrategie gegenüber dem Osten nicht ersetzen können. Der vom 
Europäischen Rat im Juni 1992 in Lissabon angenommene Bericht über 
die voraussichtliche Entwicklung der Gemeinsamen Außen- und Sicher­
heitspolitik ( GASP) bekräftigte die in Maastricht eingegangen Verpflich­
tungen. Somit entstand ein zwiespältiger Eindruck. Zum einen wurde mu­
tig auf die besondere Verantwortung der Europäischen Union verwiesen, 
andererseits zögerte man, die notwendigen Konsequenzen in Form kon­
kreter Verpflichtungen zu ziehen. Hierdurch werden mehr Erwartungen 
geweckt als eingelöst werden können. Zur besseren Veranschaulichung 
der Grenzen der EG soll im folgenden kurz auf die Politik und Haltung 
der einzelnen Mitgliedstaaten eingegangen werden. 

Die Position der einzelnen Länder 

Deutschland 
Es erscheint angebracht, sich bei der Betrachtung der unterschiedlichen 
nationalen. Standpunkte und Vorgehensweisen zunächst Deutschland zu­
zuwenden. Dieses Land sieht sich dem zweifachen Problem der wieder­
erlangten Einheit und der Ausweitung seiner Ostpolitik gegenüber. Zwar 
ist die Wiederherstellung der deutschen Einheit eine "innere" Angelegen­
heit Westeuropas, doch wirkt sie sich auf Europas "auswärtige" Beziehun-
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genzum Osten insgesamt aus. Der Grund dafür ist vor allem in der deut­
schen Einigungspolitik zu suchen, bei der schnelles Handeln, die Beibe­
haltung eines innenpolitischen Konsens, marktwirtschaftliche Grundsätze 
und orthodoxe Maßnahmen zur Geldwertstabilisierung Hand in Hand . 
gmgen. 

Diese Politik beinhaltet die Mobilisierung gewaltiger finanzieller Mittel 
bei antiinflationärer Geldpolitik, doch liegt ihr keine in sich schlüssige 
steuerpolitische Strategie zugrunde. Sie führt zur Umgestaltung und 
Schrumpfung der ostdeutschen Wirtschaft, zu wachsender Arbeitslosig­
keit, sozialen Spannungen und einer Binnenwanderung von Ost nach 
West. Auf europäischer Ebene verstärkt sie den bereits erheblichen Ka­
pitalabfluß zur D-Mark und setzt das Europäische Währungssystem 
(EWS) einer enormen Belastung aus. Auch wenn diese negativen Auswir­
kungen voraussichtlich nur vorübergehender Natur sind, könnte die 
Übergangsphase weitaus länger dauern. als ursprünglich angenommen und 
die Verwirklichung der westeuropäischen Wirtschafts- und Währungs­
union erschweren. 

Deutschlands Ostpolitik wurde zu einer Zeit konzipiert, als das Land 
noch geteilt und die Einheit ein weit entferntes Ziel war, das nur in einem 
versöhnten und vereinigten Buropa zu erreichen war. Die deutsche Ein­
heit kam jedoch zuerst zustande. Bonn hat es daraufhin für notwendig ge­
halten, eine Politik mit zwei sich ergänzenden Komponenten zu verfolgen: 
die Intensivierung der westeuropäischen Integration und die aktive Unter­
stützung der politischen und wirtschaftlichen Umgestaltung in Osteuropa 
und der ehemaligen Sowjetunion. Entgegen der landläufigen Meinung ist 
man in Deutschland der Auffassung, daß die Vertiefung und Erweiterung 
der EG parallel angestrebt werden sollte. 

Das deutsche Engagement für den Osten ist sowohl eine freie Entschei­
dung als auch eine Frage der Notwendigkeit. Durch die wiedererlangte 
Einheit rückte Deutschland in vielfacher Hinsicht näher an Mittel- und 
Osteuropa heran, zumal die neuen Bundesländer wirtschaftlich eng mit 
den ehemaligen RGW-Staaten, vor allem der UdSSR, verflochten waren. 
Deutschland bemühte sich daher, diese Verbindungen weitgehend zu er­
halten, um die Kosten der Einheit zu verringern~ Hinzu kommt, daß der 
"Zwei-plus-Vier"-Vertrag sowie das deutsch-sowjetische Abkommen von 
1990 die Zukunft Deutschlands in gewissem Grade mit dem Schicksal der 
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Sowjetunion und ihrer Nachfolgestaaten verknüpfen. Da schließlich Arti­
kel 116 des Grundgesetzes besagt, daß die in Osteuropa lebenden soge­
nannten Volksdeutschen das Recht haben, ihren Wohnsitz in Deutschland 
zu nehmen, muß sich die deutsche Regierung um ihre Lebensverhältnisse 
in den Aufenthaltsländern kümmern. Aufgrund dieser Verbindungen er­
kannte Deutschland schon bald die Chancen der Perestroika-Politik 
Gorbatschows, übersah aber zum Teil die Gefahr eines inneren Kollaps 
der Sowjetunion. 

Auch die deutsche Politik in der Jugoslawienfrage litt unter Fehleinschät­
zungen. Zwar war es richtig, davon auszugehen, daß der Bundesstaat kei­
nen Bestand haben würde, doch unterschätzte man die negativen Folgen 
einer frühzeitigen und fast bedingungslosen internationalen Anerkennung 
der neu entstandenen Staaten. 

Deutschland sieht sich durch die Auswirkungen der Veränderungen und 
Krisen in Ost- und Mitteleuropa über Gebühr beansprucht und wird mit 
Forderungen konfrontiert, die seine Möglichkeiten und seinen Hand­
lungsspielraum überschreiten. Um diese Nachteile auszugleichen, suchte 
es Rückhalt in Buropa und war über die Reaktionen enttäuscht. In 
Deutschland besteht die weitverbreitete Meinung, daß nicht der eigene 
Einfluß im Osten zu groß, sondern die Unterstützung anderer Länder bei 
der Umwandlung der postkommunistischen Gesellschaften zu gering ist. 

Da Deutschland zudem innenpolitisch, bilateral und multilateral enorme 
fmanzielle Verpflichtungen zur Förderung der wirtschaftlichen und so­
zialen Entwicklung in Osteuropa (und in den eigenen neuen Bundeslän­
dern) übernommen hat, verstärkte sich weithin der Eindruck, daß 
Deutschland einen unverhältnismäßig großen Beitrag zur Umgestaltung 
Europas ·leistet, der das Land überfordert. Zudem wird die auf friedli­
chem Wege vollzogene Einheit mittlerweile nicht mehr als große Leistung, 
sondern als kostspielige und lästige Verpflichtung angesehen. 

So entschlossen sich Deutschland auch sonst zeigt, so vorsichtig verhält es 
sich, sobald die Frage eines direkten militärischen Engagements aufge­
worfen wird. Durch die verfassungspolitischen Bedenken gegen einen mi­
litärischen Einsatz außerhalb des Bündnisses, die sich aufgrund der bishe­
rigen Auslegung des Grundgesetzes ergeben, besteht die Notwendigkeit, 
jeden Widerspruch zwischen Wort und Tat zu vermeiden, zumal wenn die 
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politischen Entscheidungen Deutschlands von anderen Ländern in die Tat 
umgesetzt werden müssen. 

Deutschland ist jetzt nicht mehr der zentrale Pfeiler eines geschlossenen 
westlichen Blocks in Europa, sondern die äußerste westliche Randzone 
entlang einer tiefen Kluft, die ·sich durch den Zusammenbruch der So­
wjetunion aufgetan hat. Deutschland hielt es für unumgänglich, dringend 
erforderliche Entscheidungen zu treffen, auch wenn es sich dabei biswei­
len über die unterschiedliche Betrachtungsweise und zögerliche Haltung 
seiner EG-Partner hinwegsetzen mußte. Es hat einerseits die Notwendig­
keit erkannt, das inhaltliche und operative DefiZit der europäischen Ost­
politik zu überwinden, aber andererseits durch Verlagerung dieser schwe­
ren Bürde auf die schwachen Schultern Europas die Mängel in den Ent­
scheidungsprozessen der europäischen Institutionen deutlich gemacht und 
zugleich die Meinungsunterschiede zwischen den Verbündeten stärker 
hervortreten lassen. 

Frankreich 
Ein charakteristisches Beispiel ist Frankreich, das auf den Zerfall des 
Ostblocks mit einer Mischung aus Hoffnung und Besorgnis reagierte. Es 
hoffte, daß sich durch eine neue gesamteuropäische Perspektive die Rolle 
Europas (und Frankreichs) in der Welt verändern würde, und befürch­
tete, daß das Gleichgewicht und die Rollenverteilung, die sich in Buropa 
herausgebildet hatten, zu Ungunsten Frankreichs umgestoßen werden 
könnten. Die traditionelle Unabhängigkeit des Landes in sicherheitspoliti­
schen Fragen wurde durch die Notwendigkeit der Krisenbewältigung in 
Osteuropa und durch den Ruf der Osteuropäer nach einem stärkeren 
Eintreten des Westens für ihre Sicherheit auf eine harte Probe gestellt. 
Um eine Ausrichtung des neuen europäischen Sicherheitsrahmens auf die 
NATO - die "Otanisation" - zu verhindern oder zumindest zu begrenzen, 
betonte Frankreich die Vorrangigkeit gemeinsamer europäischer Initiati­
ven im Sicherheitsbereich, darunter die Stärkung der WEU (im Einklang 
mit dem Maastrichter Vertrag) und der KSZE, unter der Voraussetzung, 
daß es nicht zur Herstellung von Sonderbeziehungen zwischen KSZE und 
NATO kommt. Zwar wurde dieser Wunsch bei den meisten Entscheidun­
gen dieser internationalen Organisationen (beispielsweise in Oslo auf der 
Tagung des Atlantischen Rates im Juni 1992) respektiert, doch wird 
Frankreich erst dann zufriedengestellt sein, wenn die GASP und die g~­
meinsame Verteidung der Europäischen Union verwirklicht sind. Die Er-



92 

reichung dieses Ziels hängt von der aktiven Mitarbeit der wichtigsten 
europäischen Partner, vor allem Deutschlands, ab. 

Wie alle anderen westeuropäischen Länder verfolgt Frankreich nur be­
grenzte wirtschaftliche Interessen in den Ländern Ost- und Mitteleuropas, 
auf die nur 2 Prozent seiner Ausfuhren und 2,4 Prozent seiner Einfuhren 
entfallen (was dem OECD-Durchschnitt entspricht), doch könnte einer 
stärkere Öffnung des europ.äischen Binnenmarktes gegenüber diesen 
Ländern die französische Landwirtschaft vor neue schwerwiegende Pro­
bleme stellen. Auch fehlt im Falle Frankreichs die geographische Nähe zu 
Osteuropa, die weitgehend Deutschlands Sichtweisen und Prioritäten be­
stimmt. 

Deshalb betont die politische Strategie Frankreichs stärker die "inneren" 
als die "äußeren" Erfordernisse der EG-Ostpolitik, d.h. die Vertiefung der 
europäischen Integration genießt deutlich Vorrang gegenüber der Aus­
dehnung der EG auf die ost- und mitteleuropäischen Staaten. Demzufolge 
würde es vorerst ausreichen, wenn die Länder des Ostens mit der EG auf 
der Grundlage von Assoziierungsabkommen kooperieren, von Fall zu Fall 
durch Finanzhilfe und multilaterale Instrumente unterstützt werden, 
Rückhalt durch die KSZE und Maßnahmen sicherheitspolitischer Organi­
sationen des Westens erhalten oder auch in einer lockeren, allumfassen­
den europäischen Konföderation zusamm.engefaßt werden. Auf einem 
1991 in Prag durchgeführten Forum über die Möglichkeiten einer gesamt­
europäischen Konföderation wurde jedoch deutlich, daß zwischen den 
Organisatoren (Fran~ois Mitterrand und Vaclav Havel) tiefe Meinungs­
verschiedenheiten bestanden. Während die Franzosen sich gegen eine 
Beteiligung der USA aussprachen, vertraten alle osteuropäischen Länder 
aus Besorgnis über die Möglichkeit eines wiedererstarkenden russischen 
Reiches die entgegengesetzte Auffassung und würdigten die Bedeutung 
desNACC. 

Zwischen der französischen und der deutschen Position besteht zwar kein 
grundsätzlicher Gegensatz, aber auch keine völlige Übereinstimmung. 
Politisch gesehen liegt der Unterschied vor allem im zeitlichen Bereich. 
Deutschland betrachtet die Fragen, um dies es hier geht, als sehr dring­
lich, während Frankreich alles etwas gelassener sieht. Der entscheidende 
Schwachpunkt der französischen Haltung besteht darin, daß Paris seine 
Politik ohne Bonn nicht durchsetzen kann, wohingegen Deutschland auch 
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im Alleingang oder mit anderen Verbündeten zu handeln vermag. Trotz 
dieser Probleme hat die französische Politik bisher die Handlungsmög­
lichkeiten Deutschlands und Europas nachhaltig geprägt und eingeengt 
und damit eine stärkere europäische Sicherheits- und Verteidigungsop­
tion wahrscheinlicher werden lassen sowie eine Vertiefung des bilateralen 
Verhältnisses zu Deutschland bewirkt. 

Längerfristig gesehen ist Frankreich anscheinend überzeugt, daß ein zu 
starkes militärisches Engagement mit großen Risiken verbunden ist und es 
ein aussichtsloses Unterfangen ist, die Krisen in Osteuropa durch ständige 
Erhöhung der Wirtschaftshilfe beilegen zu wollen. Abgesehen von dem 
Bemühen um eine verstärkte sicherheitspolitische Rolle der WEU (im 
Gegensatz zur NATO) befürwortet es daher keine rasche Ausweitung der 
gemeinsamen europäischen Verantwortung nach Osten. Es hat im Ge­
genteil eher bescheidene bilaterale Kontakte zu den meisten mittel- und 
osteuropäischen Länd~r (mit Ausnahme des ehemaligen Jugoslawiens 
und Albaniens) aufgenommen. In Bosnien und Kroatien ·wurde ein großes 
französisches Truppenkontingent dem UNO-Kommando unterstellt, und 
französische Streitkräfte beteiligten sich an humanitären Aktionen Euro­
pas. Auf diese Weise bekräftigt Frankreich sein Interesse und Engage­
ment, bewahrt sich aber zugleich einen größeren Handlungsspielraum -
möglicherweise in der Hoffnung, daß noch überzeugendere Strategien 
vorgelegt werden. 

Vereinigtes Königreich 
Die britische Position gegenüber der NATO und Buropa ist größtenteils 
anders, aber ebenfalls von Vorsicht geprägt. Obwohl das Vereinigte 
Königreich keine nennenswerten Wirtschaftsbeziehungen zu den früheren 
RGW -Staaten unterhält, erachtet es die Förderung der dortigen wirt­
schaftlichen und politischen Entwicklung aus Gründen der westeuropäi­
schen Sicherheit für notwendig. Da es nicht über die Mittel für massive 
Hilfsprogramme verfügt, konzentriert es sich auf weniger kostspielige und 
weniger spektakuläre technische Hilfe. Damit will man den Osteuropäern 
dabei helfen, die Wirtschaft wirksam in den Griff zu bekommen und ein 
demokratisches politisches System aufzubauen, und hofft zugleich, daß 
sich durch den Einsatz relativ bescheidener Mittel große Erfolge erzielen 
lassen. Ein Grund für die Zurückhaltung ist die Tatsache, daß die briti­
sche Regierung nur begrenzt auf die Entscheidungen der Privatwirtschaft 
Einfluß nehmen kann. 



94 

Zugleich hält es das Vereinigte Königreich traditionell für die Aufgabe 
der NATO, dem Westen direkte Sicherheitsgarantien zu bieten, während 
dem Osten nur indirekt Rückhalt gewährt werden soll. London ist noch 
nicht bereit, die NATO von einem kollektiven Verteidungsbündnis in eine 
Organisation zur Gewährleistung kollektiver Sicherheit umzuwandeln. 
Vor allem sind die Briten der Auffassung, daß sich die amerikaDisehe 
Truppenpräsenz in Buropa bei jedem denkbaren Szenario als Vorteil er­
weisen dürfte und das atlantische Bündnis vor allem diese Präsenz sicher­
stellen soll. 

Im Hinblick auf Fragen der nationalen Selbstbestimmung und der gewalt­
samen Grenzveränderung vertritt Großbritannien eine vorsichtigere Posi­
tion als Frankreich und insbesondere Deutschland. Vor allem lehnt es den 
Gedanken ab, der Grundsatz der Selbstbestimmung könne in Osteuropa 
oder andernorts als Grundlage der internationalen Ordnung dienen, und 
befürwortet stattdessen Regelungen mit Hilfe multilateraler KSZE­
Mechanismen. Man ist zwar prinzipiell gegen die Anwendung von Gewalt 
zur Lösung internationaler Grenzstreitigkeiten, will aber nicht unbedingt 
einen hohen Preis zahlen, um vorgenommene Korrekturen wieder rück­
gängig zu machen. Die britische Regierung ist über die Aussicht, in einen 
anhaltenden Krieg hineingezogen zu werden, sehr besorgt. 

Die britische Haltung zu friedenserhaltenden Missionen orientiert sich an 
einer sehr engen Auslegung dieses Begriffs. Friedenstruppen sollen nur 
bei Aussicht auf Friedenserhaltung und auch dann nur mit dem Einver­
ständnis der wichtigsten Konfliktparteien eingesetzt werden. Friedens­
stiftende oder gar friedenserzwingende Maßnahmen gehören in eine ganz 
andere Kategorie, denn sie erfordern ein wesentlich stärkeres militäri­
sches und politisches Engagement, da sie wirkliche kriegerische Handlun­
gen voraussetzen. In.der Praxis zwingt die Verschärfung der Jugoslawien­
Krise das Vereinigte Königreich zu "humanitären" Einsätzen, aus denen 
ohne weiteres militärische Operationen größeren Umfangs entstehen 
können, die zwischen friedenserhaltenden und friedensstiftenden Maß­
nahmen einzuordnen sind. 

Die britische Haltung in der Frage Erweiterung oder Vertiefung der EG 
läßt sich .noch schwerer bestimmen. Großbritannien befürwortet eine re­
lativ schnelle Erweiterung der EG, der Anfang des nächsten Jahrhunderts 
auch einige mitteleuropäische Länder angehören könnten. Zugleich 
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möchte man nicht, daß die wirtschaftliche Zusammenarbeit automatisch 
auf den Bereich der Politik und der Sicherheit ausgedehnt wird. Doch 
diese britische Haltung steht in deutlichem Gegensatz zum Geist und In­
halt des Maastrichter Vertrages, demzufolge alle EG-Mitglieder An­
spruch auf Vollmitgliedschaft in der WEU haben. Auch wenn in der 
Petersberger Erklärung des WEU-Rates von verschiedenen möglichen 
11Ebenen11 der sicherheits- und verteidigungspolitischen Zusammenarbeit 
die Rede ist, kann jedes neue Mitglied der Europäischen Union sich sou­
verän für eine dieser 11Ebenen" entscheiden. Das Vereinigte Königreich 
erkennt somit an, daß es gegebenenfalls Veränderungen hinnehmen muß, 
möchte diese aber beispielsweise dadurch soweit wie möglich in Grenzen 
halten, daß die WEU-Mitgliedschaft nur Staaten offensteht, die bereits 
Mitglied der NATO sind. Diese Position dürfte sich nur schwer beibe­
halten lassen, wenn Nicht-NATO-Staaten wie Schweden, Finnland, Öster­
reich oder die Schweiz der EG beitreten und anschließend einen Antrag 
auf Aufnahme in die WEU stellen. 

Italien 
Für das Interesse Italiens an Osteuropa sind wirtschaftliche Gründe und 
die geographische Nähe maßgeblich. Die wirtschaftlichen Interessen des 
Landes konzentrieren sich mehr auf die GUS (speziell Rußland) und we­
niger auf die anderen Länder Mittel- und Osteuropas, auch wenn gegen­
wärtig in Polen und den anderen mitteleuropäischen Staaten umfangrei­
che private Investitionen getätigt werden. Um den Beziehungen zu ande­
ren Staaten der Region einen multilateralen Charakter zu verleihen, rief 
die italienische Regierung die Mitteleuropäische Initiative (MEI) ins 
Leben, der neben Italien auch Österreich, Polen, die Tschechische und 
vermutlich auch die Slowakische Republik, Ungarn und Slowenien ange­
hören. Besondere Verbindungen bestehen auch zur Schweiz, Kroatien, 
Bosnien, der noch als Mazedonien bezeichneten Republik und Bayern 
(dem einzigen Akteur, der kein selbständiger Staat ist). Die MEI hat die 
Beziehungen zum serbischen Restjugoslawien "eingefroren". 

Die Initiative ist als 11Ergänzung11 zu den Beziehungen dieser Länder zur 
EG gedacht und soll die Investitionstätigkeit in verschiedenen Bereichen -
vor allem auf dem Gebiet der Infrastruktur und der Kommunikation -
verbessern sowie die Handels- und Wirtschaftsbeziehungen zwischen den 
Partnern fördern. Die MEI spielte auch eine begrenzte politische ~olle, 
vor allem während der ersten Phase der J ugoslawienkrise. In der Praxis 
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besteht das Hauptziel wohl darin, den geopolitischen und wirtschaftlichen 
Begriff Mitteleuropa durch Ausdehnung auf die Apennin- und Balkan­
halbinsel möglichst konfliktarm neu zu gestalten. Dies bietet den spürba­
ren Vorteil, daß eine überwiegend von bilateraler Politik geprägte Region 
einen multilateralen Rahmen erhält. Die Nichteinbeziehung Deutschlands 
wird je nach Blickwinkel als Vorzug oder Mangel betrachtet, schränkt 
aber in jedem Falle die wirtschaftlichen Möglichkeiten der Gruppierung 
ein. Durch die Eskalation des Krieges zwischen den ehemaligen jugosla­
wischen Republiken hat sie wirtschaftlich und politisch an Bepeutung 
verloren. 

Legt man die im November 1991 zur Auszahlung gelangten Mittel zu­
grunde, so lag Italien bei den direkten Hilfsleistungen an die GUS-Staa­
ten hinter Deutschland (auf das 52 Prozent entfallen) an zweiter Stelle. 
Der italienische Anteil, der 8,7 Prozent des Gesamtbeitrags aller Staaten 
betrug, lag über dem der USA (6,1 Prozent), Japans (4 Prozent) und der 
EG (4,5 Prozent). Italiens Kreditzusagen gegenüber Osteuropa gelten 
überwiegend der GUS (etwa 4,5 Milliarden Dollar) und vor allem 
Rußland, doch ist Italien auch weiterhin der größte Investor bei Joint 
Ventures in der Ukraine (gefolgt von den USA und Deutschland), auch 
wenn die Gesamtsumme dieser Investitionen sich noch recht bescheiden 
ausnimmt. Das Hauptproblem dabei ist die tiefe Wirtschafts- und 
Verwaltungskrise in der ehemaligen Sowjetunion, die jegliche Investitions­
und Handelstätigkeit bremst. 

Politisch gesehen neigt Italien eher zur Vertiefung als zur Ausweitung der 
Gemeinschaft, wenn man einmal von den Staaten (insbesondere den 
EFf A-Staaten) absieht, die unmittelbar für den Beitritt in Frage kommen. 
Die italienische Regierung hat allerdings wiederholt zum Ausdruck ge­
bracht, daß die Mitgliedschaft in der EG ein politisches Bekenntnis zu 
den langfristigen föderativen Zielen der Gemeinschaft voraussetzt, wie sie 
in den Verträgen dargelegt sind und jüngst in Maastricht bekräftig wur­
den. 

Niederlande 
Die Niederlande haben spezielle Hilfsmaßnahmen für Osteuropa be­
schlossen, um im wesentlichen die Entwicklung demokratischer Rechts­
staaten, den Übergang zur Marktwirtschaft und die Einbeziehung Osteu­
ropas in das Weltwirtschaftssystem zu fördern. Die von den Niederlanden 
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auf bilateraler Ebene. gewährte Unterstützung umfaßt Maßnahmen und 
finanzielle Mittel zur Export· und Investitionsförderung sowie Hilfspro· 
gramme für die Bereiche Management, Bildung, Verwaltung und Infra· 
struktur. 

Die Kriterien für langfristige Hilfsprogramme sind offenbar besonders 
schwer zu erfüllen, und so hatten auch die Niederlande (wie alle anderen 
westlichen Geberländer) . mit erheblichem Zeitverzug, bürokratischen 
Hemmnissen und steigenden Betriebskosten zu kämpfen. Um diesen 
negativen Faktoren. entgegenzuwirken, plant die niederländische Regie· 
rung eine Verlagerung der Mittel von bilateralen Hilfsvereinbarungen auf 
Kofinanzierung und multilaterale Programme. 

Ebenso wie die anderen Geberländer sehen sich die Niederlande mit dem 
Problem konfrontiert, daß sowohl der ~üden als auch der Osten Hilfe be· 
anspruchen. Die niederländischen Hilfsleistungen für die Entwicklungs· 
Iänder liegen über den Zielvorgaben der OECD (0,93 Prozent des BSP 
bei einer Vorgabe von 0,7 Prozent). Somit stellte sich die Frage, in wel· 
ehern Umfang Mittel für Osteuropa zusätzlich bereitgestellt oder aus dem 
bestehenden Haushalt für Entwicklungshilfe abgezweigt werden sollten. 

Ähnlich umstritten sind die Mittel auch in allen größeren Staaten Euro· 
pas, deren Entwicklungshilfe unter der Zielmarke der OECD liegt. Durch 
die gegenwärtige Rezession haben die Verteilungskämpfe noch an Schärfe 
zugenommen. 

Die zentrale Rolle Westeuropas 

Buropa wird bisweilen wirtschaftlich oder politisch als Gebiet definiert, 
das sich vom Atlantik bis zum Paziftk erstreckt und der nördlichen Halb· 
kugel entspricht. I~stitutionell betrachtet bildet die Europäische Union 
das Zentrum, allerdings im Zusammenwirken mit anderen Organisationen 
wie KSZE und. NATO. Sicherheitspolitisch gilt Buropa entweder als 
Bollwerk der USA, als gemeinsame Festung der Europäer, als künftiger 
Eroberer des wehrlosen Ostens oder als zerstrittenes und schwaches Ob· 
jekt der Begierde für neue asiatische Mächte in ihrem Drang nach 
Westen. Diese Begriffsbestimmungen sind zu unterschiedlich, als daß man 
daraus eine klare gemeinsame Strategie ableiten könnte. Buropa ist in 
Wirklichkeit ein Prozeß und keine feste Realität, und daher differieren 



98 

die unterschiedlichen Modelle je nach Zeitrahmen ganz beträchtlich. Ein 
funktions- und problembezogenes Herangehen kann Buropa aus dieser 
Schwierigkeit heraushelfen. 

Es ist sehr wahrscheinlich, daß sich Westeuropa politisch viel stärker als 
erwartet nach Osten orientieren muß - bis hin zum Pazifik und nach 
China. In gewissem Umfang ist mit Hilfe aus Japan zu rechnen, auch 
wenn diese weitgehend auf den asiatischen Teil Rußlands beschränkt 
bleibt (immer vorausgesetzt, daß sich der Streit um die Kurilen nicht 
weiterhin als Hindernis erweist). Die USA werden der Erhaltung der mi­
litärischen Stabilität großes Interesse und Engagement entgegenbringen, 
aber auch künftig nur einen bescheidenen wirtschaftlichen Beitrag leisten. 

Somit wird die Last vor allem auf 4en Schultern der Westeuropäer ruhen. 
Es ist nun an Westeuropa, nach der besten Möglichkeit zu suchen, um 
Osteuropa, einschließlich der ehemaligen Sowjetunion, in den Weltmarkt 
einzubinden und die innenpolitische Stabilität durch verbesserte interna­
tionale Zusammenarbeit abzusichern. Dies ist eine wirklich schwierige 
Aufgabe, vor allem wenn die GASP nicht über bloße Absichtsbekundun­
gen hinauskommt. 

Funktionell betrachtet sollte es bei einer glaubhaften europäischen Reak­
tion um GASP-Maßnahmen gehen, die nicht auf den traditionellen euro­
päischen Raum beschränkt sind, aber deren Institutionen, Entscheidungs­
mechanismen und politische Verantwortlichkeiten auf einer klar defi­
nierten europäischen Grundlage beruhen. Um die neuen Herausforde­
rungen bewältigen zu können, muß man zunächst festgestellt werden, wer 
sie bewältigen wird. Buropa sollte als Ganzes umgewandelt werden, aber 
die Europäische Union muß zum Motor dieses Prozesses werden. Ihre 
Leistungsfähigkeit und Solidarität muß eine harte Probe bestehen. 

Wie wir gesehen haben, verfügen eine Reihe internationaler Organisatio­
nen über wichtige Kompetenzen und Mittel, die für ein gemeinsames Kri­
senmanagement zu nutzen sind. Im sicherheitspolitischen Bereich werden 
UNO, KSZE und NATO eine vorrangige Rolle spielen, doch eine Wirt­
schaftsstrategie hat nur dann Aussicht auf Erfolg, wenn der IWF dabei 
mitwirkt oder die G-7 ihre Zustimmung geben. Der Westen verfügt über 
eine Vielzahl von Möglichkeiten, in unterschiedlichen institutionellen und 
rechtlichen Formen entweder als NATO, Amerika oder Buropa tätig 
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werden zu können. Dies zeigte sich sowohl in der Golf- als auch in der 
Jugoslawienkrise. Im ersten Fall engagierten sich hauptsächlich die USA 
mit praktischer Rückendeckung durch die NATO und andere westliche 
Verbündete. Im zweiten Fall sehen wir Ansätze einer westeuropäischen 
Führungsrolle, die ebenfalls das Engagement und die Hilfe der USA und 
des Atlantischen Bündnisses erfordert. 

In einigen Szenarien des künftigen westlichen Engagements liegt der 
Schwerpunkt auf der Entwicklung des- NACC. So wurde vorgeschlagen, 
unter Nutzung der Erfahrungen mit dem Marshallplan einen neuen euro­
päischen Raum der wirtschaftlichen und militärischen Stabilität und Si­
cherheit unter Führung des Westens und vor allem der USA zu schaffen. 
Dazu würden die gemeinsame Steuerung der Wirtschafshilfe (nach dem 
OECD~Modell) sowie Sicherheitsgarantien (nach dem NATO-Modell) 
gehören. Ein anderes Konzept sieht den Ausbau der Beziehungen zwi­
schen NATO und KSZE zur Stabilisierung der Lage auf dem gesamten 
Kontinent vor. 

Das Hauptproblem bei der Umsetzung dieser Konzepte ist die starke 
Belastung der NATO, der eine Verantwortung zukommen würde, die weit 
über die ursprünglichen vertraglichen Verpflichtungen hinausgeht. Dar­
über hinaus wäre eine radikale Änderung der vereinbarten Strategie (und 
letztlich auch der militärischen Struktur) erforderlich. Beide Konzepte 
gehen davon aus, daß sich ein europäisches und Atlantisches Bündnis 
nachdrücklich um die Lösung der osteuropäischen Probleme bemüht und 
die USA dabei weiterhin eine starke und unangefochtene Führungsrolle 
übernehmen, mit deren Hilfe die wirtschaftliche Unterstützung der Euro­
päer und J apaner mobilisiert werden kann. Eine solche Betrachtungs­
weise dürfte aber mit den innenpolitischen Erwägungen und Prioritäten 
sowohl der Amerikaner als auch der Westeuropäer schwer in Einklang zu 
bringen sein. 

Die EU hat die Verpflichtung, eine größere Verantwortung für die euro­
päische Sicherheit im weiteren Sinne des Wortes zu übernehmen. Sie ist 
dazu in der Lage, weil sie die grundlegenden wirtschaftlichen und politi­
schen Funktionen der Mitgliedstaaten durch einen "Subsidiaritäts­
mechanismus" integriert, um auf diese Weise die Voraussetzungen· für das 
Erreichen gemeinsamer Ziele zu verbessern. Vor dem Hintergrund der 
jetzigen verworrenen Lage ist die EU als einzige europäische Institution 
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potentiell imstande, ihre Strukturen und Befugnisse so zu verändern, daß 
zwei verschiedene, aber miteinander im Zusammenhang stehende Pro­
blemkreise angegangen werden können: die übergeordneten Probleme 
der "internationalen Ordnung" und die innenpolitischen Probleme. 

Die Übernahme sicherheitspolitischer Verantwortung durch die EU 

Das Hauptziel Westeuropas ist die Sicherstellung stabiler und friedlicher 
Verhältnisse mit und in Osteuropa. Dazu werden unterschiedliche Maß­
nahmen sowie vorläufige und funktionelle Ziele verfolgt, die zum Teil auf 
den KSZE-Prinzipien beruhen und zum Teil die gesamteuropäische Inte­
gration und Solidarität vers~ärken sollen. Bei diesen Zielen geht es zwar in 
erster Linie um die Frage der Sicherheit, doch wird sich die EU auf ab­
sehbare Zeit stärker im zivilen als im militärischen Bereich engagieren 
und sich dabei mit vielschichtigen Krisen auseinandersetzen müssen, die 
beide Bereiche berühren. Langfristig strebt die EU nach einer Gestaltung 
der internationalen Beziehungen unter rein zivilen Vorzeichen, doch 
bleibt die legitime Anwendung von Gewalt auch ein wesentliches Element 
jeder zivil ausgerichteten Gesellschaft. Dies bedeutet nicht unbedingt, daß 
die EU ein umfassendes militär- und verteidigungspolitisches ProfJ.l benö­
tigt, aber sie sollte doch in der Lage sein, sich mit allen denkbaren 
Aspekten der Politik auseinanderzusetzen. Andernfalls wäre ihre Effekti­
vität stark beeinträchtigt. 

Das Problem ist sowohl institutioneller als auch inhaltlicher Art. Auf der 
institutionellen Ebene schwächt die eindeutig funktionsbezogene Be­
trachtungsweise des Maastrichter Vertrags die Möglichkeiten und Befug­
nisse der Gemeinschaftsinstitutionen zur Krisenbewältigung, da deren 
Kompetenzen eng begrenzt sind und darüber hinaus zu sehr zwischen 
nationalen und europäischen Mitteln unterschieden wird. Der Grundsatz 
der Subsidiarität, der einen sinnvollen Ausgleich zwischen einzelstaatli­
cher Souveränität und zunehmendem Supranationalismus schaffen soll, 
kann sich unter Umständen lähmend auswirken. 

Was die inhaltliche Seite anbelangt, so können schwache gemeinsame In­
stitutionen weder die großen Belastungen, die sich auf dem Weg zur 
Wirtschafts- und Währungsunion ergeben, geschweige denn größere in­
ternationale Krisen erfolgreich bewältigen. Die Unfähigkeit der interna­
tionalen Sicherheitsordnung, die Jugoslawienkrise in den Griff zu be-
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kommen, hat sich bereits negativ auf die bestehenden Bündnissysteme 
und die internationale Ordnung ausgewirkt. 

Ein praktisches Herangehen der Europäer an ~die neue Situation erfordert 
die volle Einbeziehung der verschiedenen internationalen Institutionen. 
Die UNO kann kollektiven Maßnahmen die nötige internationale Legiti­
mität verleihen und zur Eindämmung globaler Gefahren wie der Weiter­
gabe von Atomwaffen einen nützlichen Beitrag leisten. Ein konsequentes 
und geschlossenes Auftreten der EGJEU in den Entscheidungsgremien 
der UNO könnte die Effektivität beider Organisationen verbessern. 

Die Veränderungen der internationalen Lage lassen eine effektivere Nut­
zung der UNO in den verschiedensten Bereichen geboten erscheinen: 
Konsensbildung, Unterstützung der Supermacht USA bei der Zusam­
menarbeit mit andere.n Großmächten, Einräumung von Möglichkeiten, 
das Gesicht zu wahren, Schaffung eines Rahmens für diplomatische Kon­
takte und Verhandlungen, Bereitstellung von Friedenstruppen und Beob­
achtern, unparteüsche Erkundungsmissionen und Bewertung von Verant­
wortlichkeiten. 

Daraus ergibt sich die Frage, wie Westeuropa am besten im UNO-Sicher­
heitsrat vertreten werden kann. Durch die Mitgliedschaft Frankreichs und 
Großbritanniens kann Buropa nur indirekt seine Stimme abgeben. An­
dere europäische Staaten könnten jedoch nicht damit einverstanden sein, 
die Zahl der ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats zu erhöhen. Zwar 
sind zahlreiche Veränderungen denkbar, doch könnte eine Verstärkung 
der Europäischen Politischen Zusammenarbeit (EPZ) in Fragen, die den 
Sicherheitsrat betreffen, die Beschränkungen des gegenwärtigen Systems 
etwas abmildern. 

Die KSZE und die NATO, die stärker auf Buropa ausgerichtet sind, ent­
wickeln zunehmend eine sich gegenseitig ergänzende sicherheitspolitische 
Rolle. Die KSZE bietet allen am Geschehen in Buropa beteiligten 
Mächten ein Forum, verschiedene Probleme und Krisen zu erörtern, ohne 
bereits vorgegebene Verpflichtungen eingehen zu müssen. Sie könnte 
selbst in den schlimmsten Krisensituationen daran mitwirken, Koll)llluni­
kationskanäle zur eröffnen und die Art des Vorgehens festzulegen. Die 
NATO hingegen ist zu militärischer Solidarität verpflichtet. Sie bietet eine 
direkte und indirekte Sicherheit,. die über die in der UNO-Charta und den 
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KSZE-Vereinbarungen verankerten allgemeinen Garantien hinausgeht. 
Die Mitglieder der EG bilden in der NATO eine deutliche Mehrheit und 
könnten nach einem Beitritt der EFfA-Staaten zur Gemeinschaft etwa 
ein Drittel aller KSZE-Mitglieder stellen. Die EG-Staaten haben sich 
darauf verständigt, eine gemeinsame Verteidigungspolitik zu entwickeln, 
die auf längere Sicht zu einer gemeinsamen Verteidigung führen könnte. 
Auch wenn eine Trennung zwischen der operativen Kontrolle der Streit­
kräfte und den politischen Befugnissen zur Entscheidung über den Zeit­
punkt des Einsatzes militärischer und sicherheitspolitischer Bündnisse 
möglich ist, kann ein einheitliches europäisches Sicherheitssystem ohne 
den aktiven Beitrag der EU nicht verwirklicht werden. 

Es wäre vielleicht sinnvoll, bei der GASP dementsprechend zwischen 
Verteidigungs- und Sicherheitspolitik zu unterscheiden. Im Rahmen der 
GASP könnte die Verteidigungspolitik sich den grundlegenden militäri­
schen Problemen des EU-Raums {Abwehr von Angriffen und Gefahren, 
die sich gegen das Territorium und die Bevölkerung Europas richten, 
auch beim Einsatz nichtkonventioneller Mittel) zuwenden. Aufgabenbe­
reiche der Sicherheitspolitik wären die Bewältigung äußerer Krisen und 
militärische Interventionen sowie globale Fragen wie die. Nichtweitergabe 
von Atomwaffen. Eine solche Unterscheidung könnte die Zusammenar­
beit zwischen den verschiedenen Institutionen, die sich mit der Sicherheit 
und Verteidigung Europas befassen, erleichtern. 

Westliche Solidarität und Lastenteilung 

Jede ausgewogene Betrachtungsweise der atlantischen Partnerschaft setzt 
ein gemeinsames Vorgehen Amerikas und Europas bei der Festlegung 
von Strategien und Grundsätzen zur Krisenbewältigung voraus. Es müssen 
tragfähige Konzepte zur Lastenteilung entwickelt werden, weil eine ein­
seitige ·Orientierung auf die USA dazu führen könnte, daß die Bünd­
nispartner ihre Verantwortung allein auf Washington abwälzen. Die inter­
nationale Ordnung kann nicht auf der Annahme beruhen, daß die Ameri­
kaner bei jeder Krise allein die Führungsrolle übernehmen. Eine Lasten­
teilung setzt die Schaffung eines neuen, multilateralen Sicherheitssystems 
voraus, in dem die Verantwortung zwar aufgeteilt, die Solidarität jedoch 
gewährleistet ist. Das Problem der Lastenteilung gilt auch für die Bezie­
hungen innerhalb der EU, wenn es um die Krisenbewältigung, Sicher­
heitsfragen oder internationale Wirtschaftsverpflichtungen geht. 
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Ein wesentliches Ziel der Westeuropäer besteht darin, die wirtschaftliche 
Talfahrt Osteuropas zu stoppen und zugleich den Regeln einer freien 
Marktwirtschaft zum Durchbruch zu verhelfen. Wirtschaftshilfe ist ein 
Mittel, um dieses Ziel zu erreichen. Die hohen Kosten und die verzögerte 
Wirkung wirtschaftlicher Hilfsmaßnahmen verlangen ein hohes Maß an 
multilateraler Abstimml.mg und Kontinuität. Bilaterale "Ausnahmere­
gelungen" oder Vorzugsbedingungen könnten die gesamten 
Anstrengungen beeinträchtigen oder das Eintreten der gewünschten Er­
gebnisse verzögern. Besonders wichtig ist es, eventuelle Probleme mit 
Drittländern zu berücksichtigen, die an ähnlichen Hilfeleistungen des 
Westens interessiert sind und möglicherweise zu Recht Verteilungs­
kämpfe um begrenzte Mittel und politische Diskriminierung befürchten. 
Bei wirtschaftlichen Maßnahmen, die auf ein bestimmtes Land zuge­
schnitten sind oder mit denen ein konkretes politisches Ziel verfolgt wird, 
sind stets die globalen Auswirkungen zu bedenken. Entwicklungspoliti­
sche Maßnahmen sollten nicht ohne Rückendeckung aller wichtigen 
Länder des Westens durchgeführt werden. Dies bedeutet nicht, daß 
"punktuelle" Strategien zur wirtschaftlichen Entwicklung zwangsläufig 
kontraproduktiv sind; sie sollten jedoch so angelegt sein, daß sie für alle 
Beteiligten akzeptabel sind. 

Zudem erscheint es sinnvoll, bei der Vergabe von Wirtschaftshilfe einen 
Anreiz für die betreffenden Länder zu schaffen und sich künftig weniger 
auf bilaterale Beziehungen (die negative politische Reaktionen auslösen 
können) als vielmehr auf Programme zur regionalen Zusammenarbeit zu 
orientieren. In der Regel sollte die wirtschaftliche Entwicklung Osteuro­
pas zunehmend auf dem Wege des freien Handels erfolgen, auch wenn in 

·bestimmten Bereichen noch zeitlich begrenzte Ausnahmeregelungen zu­
lässig sein können. 

Die Einbeziehung Rußlands 

Die EU muß zunächst einige grundlegende Weichenstellungen vorneh­
men. Als erstes muß man sich darauf verständigen, daß die EU im Ge­
gensatz zu einem gemeinsamen Markt nicht beliebig erweitert werden 
kann. Es geht vielmehr um die Entwicklung von Integrationsformen, die 
die EU mit anderen internationalen Gremien verbinden. Diese Frage 
steht in logischem Zusammenhang mit einer strategischen Entscheidung 
über die Grenzen der sicherheitspolitischen Verpffichtungen Europas. 
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Das Ausmaß dieser Verpflichtungen wird vom Grad der angestrebten 
Integration zwischen EG/EU und den jeweiligen Ländern beeinflußt. 

Der GUS kommt dabei eine grundlegende Bedeutung zu. Man kann wei­
terhin zwischen ihr und den Staaten Mittel- und Südosteuropas unter­
scheiden, aber es wäre aus wirtschaftlichen und politischen Gründen ein 
Fehler, die GUS völlig getrennt von den einstigen europäischen Mitglied­
staaten des Warschauer Pakts und des RGW zu behandeln. Die EG/EU 
sollte ausgewogenere Beziehungen anstreben, die eine Einbeziehung 
Mittel- und Südosteuropas in die EU gegenstandslos werden lassen 
könnten. 

Besonders gegenüber der GUS könnte eine vorrangige Orientierung 
Westeuropas auf Rußland wünschenswert sein. Weder die EU noch die 
NATO dürften in der Lage sein, wirksame Sicherheitsgarantien für GUS­
Republiken zu übernehmen, aber im Falle Rußlands wäre dies denkbar. 
Es wäre ratsam, eine multilaterale Zusammenarbeit in Sicherheitsfragen 

·anzustreben, deren Schwerpunkt Rußland und die GUS-Staaten bilden, 
um auf diese Weise zur Lösung oder zumindest Eindämmung nationalisti­
scher Konflikte und Krisen beizutragen. Rein sicherheitspolitisch gesehen 
sollte die Beibehaltung der strategischen Stabilitität gegenüber der Unab­
hängigkeit und Sicherheit der baltischen Staaten Vorrang haben. Der 
Westen sollte zwar keinen Zweifel daran lassen, daß er den ungerechtfer­
tigten Einsatz von Gewalt durch Rußland oder andere Mächte nicht gut­
heißen wird, aber er muß auch damit rechnen, daß es zu Gewaltanwen­
dung kommt und der Westen weder fähig noch willens ist, militärisch ein­
zugreifen. 

Die EU sollte generell deutlich machen, daß Selbstbestimmung und Un­
abhängigkeit keine absoluten Rechte darstellen und nicht automatisch 
Unterstützung fmden. In einer von Atomwaffen und gegenseitiger Abhän­
gigkeit geprägten Welt kann von unbegrenzter Souveränität und Hand­
lungsfreiheit keine Rede sein. Eine zeitgemäße Betrachtungsweise und 
globale Sicht auf die gemeinsamen Interessen und grundlegenden Men­
schenrechte legt den Schluß nahe, daß eine gewisse Einschränkung des 
Grundsatzes staatlicher Souveränität unvermeidbar ist. 

Um Unklarheiten· zu vermeiden, wäre es angebracht, durch gemeinsame 
Vereinbarungen zu klären, in welchen Fällen gegen Staaten rechtmäßig 
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Zwangsmittel angewendet werden können, selbst wenn es sich um soge­
nannte innere Angelegenheiten handelt. Vor allem drei mögliche Inter­
ventionsformen bedürfen der Klarstellung: 

humanitäre Interventionen zur Verhinderung oder Unterbindung 
umfangreicher Verstöße gegen die Menschenrechte; 

sicherheitspolitische Interventionen als Maßnahme gegen den dro­
henden oder fortgesetzten Einsatz von Massenvernichtungswaffen; 

umweltpolitische Interventionen zur Beendigung oder Eindämmung 
der Freisetzung von Stoffen, die schwere und ausgedehnte Schädigun­
gen des Klimas, des Bodens oder der Meere verursachen. 

Es geht um einen Ausgleich zwischen den Persönlichkeitsrechten, staatli­
chen Befugnissen und den Vorrechten des internationalen Sicherheitssy­
stems. Die EGIEU sollte sich für einen solchen Interessenausgleich ein­
setzen. 

Vorbeugende Diplomatie und Bewältigung der Wirtschaftskrise als 
Schwerpunkte 

Sicherheitspolitisch betrachtet erstreckt sich die neue Strategiezone bis 
nach Mittelasien, wobei auch Verbindungen zum Nahen Osten bestehen 
und dem Mittelmeergebiet größere Aufmerksamkeit gebührt. Diese Aus­
dehnung erfordert ein höheres Maß an strategischer Flexibilität und 
Unterscheidungsfähigkeit 

Das einfache Erkennen eines Risikos oder Problems erfordert noch keine 
konkreten Schritte. Deshalb sollte das erste europäische Ziel darin beste­
hen, Verunsicherung und nicht klar abgegrenzte Verpflichtungen zu ver­
meiden. Auf die Beilegung von Krisen ausgerichtete Strategien des 
Krisenmanagements, sind äußerst kostspielig und mit Unwägbarkeiten 
behaftet. Die gegenwärtige Situation verlangt eine Krisenverhütungspoli­
tik zur Bewältigung unterschiedlichster Risiken (Umweltprobleme, Wei­
tergabe von Massenvernichtungswaffen, Wanderungsbewegungen u.ä.), 
bevor sie ein kritisches Ausmaß erreichen. Sollte dieses Vorgehen fehl­
schlagen, kann eine Politik zur Risikoverminderung entwickelt werden, 
die verschiedene Hilfsmaßnahmen sowie die Ausarbeitung internationaler 
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Normen und Verfahren beinhaltet. Hierzu gehört die Kontrolle der Ein­
haltung völkerrechtlicher Verträge und Abkommen und die Festlegung 
von Normen im Zusammenhang mit den Menschenrechten sowie der 
persönlichen Verantwortung und Verantwortlichkeit. Durch ein vorher 
festgelegtes System von Anreizen und Sanktionen ließe sich das Verhalten 
lokaler Entscheidungsträger positiv beeinflussen. 

Um Risiken handhaben und bewältigen zu können, muß man jeweils für 
den Einzelfall den richtigen Grad des Engagements bestimmen und zu­
dem erkennen, daß Krisenmanagement keine rein militärische Angele­
genheit ist. Zu den Stärken Europas gehören seine wirtschaftliche Be­
deutung und seine Fähigkeit, internationale Koalitionen reicher und rela­
tiv mächtiger Verbündeter zusammenzubringen. Diese recht vorteilhafte 
Ausgangsposition sollte in einer sinnvollen Strategie zur Krisenbewälti­
gung zum Ausdruck kommen. · 

Wirtschaftssanktionen können als politisches Signal dienen, das die Hal­
tung des Westens deutlich macht, seinen inneren Zusammenhalt bekräf­
tigt und die Bereitschaft unterstreicht, unakzeptables Verhalten nicht zu 
tolerieren. Noch nachhaltiger ließe sich das Verhalten bestimmter Länder 
durch eine Politik von Zuckerbrot und Peitsche im wirtschaftlichen Be­
reich beeinflussen. Die internationale Wirtschaftspolitik kann mit politi­
schen Auflagen leben, ohne daß das reibungslose Funktionieren der 
Marktwirtschaft darunter leidet. 

Erstens geht es darum, neue Wirtschaftskräfte schrittweise in das interna­
tionale Wirtschaftssystem einzubeziehen, ohne dabei die traditionellen 
Spielregeln wesentlich zu verändern. Zweitens erhebt sich die Frage, ob 
lokale Krisen mit wirtschaftspolitischen Maßnahmen zu verhindern oder 
einzudämmen sind. Die beiden Problemkreise stehen miteinander im Zu­
sammenhang. Eine neue Wirtschaftskraft, die in den westlichen Mecha­
nismus globaler Wirtschaftslenkung fest integriert ist, weist in der Regel 
viele gemeinsame Interessen mit dem Westen auf und dürfte daher eher 
zu Mäßigung und Mitwirkung bereit sein. Die wirtschaftliche I~tegration 
kann natürlich nicht mit völliger Sicherheit die Anpassung lokaler 
Mächte garantieren, aber fraglos dazu beitragen. Umgekehrt gilt aber 
auch, daß wirtschaftliche Isolierung ein verantwortungsloses Verhalten 
begünstigt. 
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Die zweite Frage läßt sich aufgrund der Erfahrung beantworten. Zur Kri­
senbewältigung werden unter anderem folgende wirtschaftspolitische 
Maßnahmen eingesetzt: 

Wirtschaftshilfe (vor, während oder nach der Krise); 

(fast oder völlig) unentgeltlich gewährte militärische Hilfe; 

Handelsbeschränkungen in bestimmten Bereichen wie Rüstungsex­
portregelungen, der Koordinierungsausschuß für Ausfuhrkontrollen 
(CoCom) oder das Kontrollregime für Raketentechnologie (MTCR); 

Wirtschaftssanktionen; 

Handelsembargos. 

Buropa muß verstärkt wirtschaftliche Mittel des Krisenmanagements ein­
setzen und sie auf erreichbare Ziele ausrichten. Ist ein Krieg erst einmal 
im Gange, können Wirtschaftssanktionen wenig ausrichten. Es ist aber 
möglich, das Verhalten lokaler Entscheidungsträger durch Wirtschafts­
sanktionen und Anreize zu beeinflussen. Wirtschaftspolitische Instru­
mente eignen sich unter Umständen ebenfalls gut zur Eindämmung von 
Konflikten und zur Krisenverhütung. 

Ein wirtschaftliches Eingreifen im "positiven" Sinne läßt sich vielleicht 
leichter bewerkstelligen. Die EG hat beispielsweise vorgeschlagen, Israel 
und die Palästinenser wirtschaftlich zu unterstützen und Israel die ·Ein­
bindung in den neuen europäischen Wirtschaftsraum zu ermöglichen, 
wenn der Friedensprozeß zu greifbaren Ergebnissen führt. Ein ähnliches 
Vorgehen wird in der Zypernfrage angestrebt. 

Die Übernahme militärischer Verantwortung 

Wenn Wirtschaftssanktionen erfolglos bleiben, kann die Fortsetzung des 
unakzeptablen Verhaltens die Glaubwürdigkeit der Initiatoren solcher 
Maßnahmen beeinträchtigen. In diesem Fall sind weitergehende Ent­
scheidungen und Maßnahmen in Erwägung zu ziehen. Daher sollten Wirt­
schaftssanktionen nicht ohne eine klare Vorstellung über die Folgeschritte 
ergriffen werden. 
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Zuerst bietet sich die Möglichkeit von Hilfeleistungen an, die in einer 
unmittelbaren friedlichen Einflußnahme zum Ausdruck kommen 
(humanitäre Hilfe, Friedenstruppen, Beobachter u.ä.). Dabei ist die Mög­
lichkeit der Eindämmung von Konflikten und Kriegen durch direkte mili­
tärische Intervention, Abschreckung oder andere Mittel offen zu halten. 
Der letzte Schritt einer glaubwürdigen Politik der Krisenbewältigung ist 
dann ein militärisches Eingreifen im eigentlichen Sinne. 

Wenn die EU in der Praxis auf dieses gesamte Instrumentarium zUrück­
greifen will, muß sie ihre militärische Organisation festigen und reformie­
ren, da die europäischen Mächte gegenwärtig nur über eine sehr be­
grenzte Transportkapazität zum Einsatz militärischer Kräfte außerhalb 
des Kontinents und selbst in Ost-/Mittel- und Südosteuropa verfügen. Es 
fehlen auch Kapazitäten im Bereich der Kommunikation und Aufklä­
rung. 

Eine moderne und effektive Militärstrategie erfordert ein komplexes 
Managementsystem, das sich die technischen Errungenschaften der 
Elektromagnetik, Optik und Raumfahrt sowie bei fortgeschrittenen Werk­
stoffen zunutze macht. Die bisherige Erfahrung zeigt, daß eine zahlenmä­
ßig geringe Zahl gut ausgebildeter und technisch gut ausgerüsteter Spe­
zialisten einem zahlenmäßig weitaus stärkeren, aber weniger gut ausgebil­
deten und ausgerüsteten Gegner überlegen sind. Zugleich ergeben sich 
aber aus der stärkeren Zentralisierung und der Abhängigkeit vom rei­
bungslosen Funktionieren eines komplexen Geflechts hochentwickelter 
Technologien neue Schwachpunkte. Der bloße Umfang des Kriegsgeräts 
und der Software, die im Golf vor dem Ausbruch der Krise in Stellung 
gebracht wurden, die Zeitspanne bis zur Herstellung der Gefechtsbereit­
schaft und die damit verbundenen Kosten weckten Zweifel an der Fähig­
keit des Westens, derartige Operationenen zu wiederholen. 

Auch die nukleare Abschreckung ist Veränderungen unterworfen. Das 
Kernwaffenpotential der GUS rechtfertigt zwar nach wie vor eine Art er­
weiterter nuklearer Abschreckung für Westeuropa, aber die Möglichkeit 
der Weiterverbreitung nuklearer (und chemischer) Waffen und die zu­
nehmende militärische Instabilität im Osten und Süden machen es not­
wendig, verstärkt "punktuell" ausgerichtete Formen der nuklearen Strate­
gie ins Auge zu fassen. 
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Eines der denkbaren Szenarien geht davon aus, daß kaum mit der Not­
wendigkeit eines nuklearen Gegenschlags zu rechnen ist. Anderen Szena­
rien zufolge könnte es sich aber sehr rasch als notwendig erweisen, an 
einer absolut glaubwürdigen (und somit funktionierenden) nuklearen Ab­
schreckung festzuhalten und sich rationale Möglichkeiten der Eskalation 
offen zu lassen. Es sind mehrere Varianten vorstellbar, bei denen es um 
unterschiedliche Formen der nuklearen Bedrohung geht, denen entweder 
die schon länger bestehenden Gefahren oder die neuen Risiken der Wei­
tergabe von Kernwaffen zugrunde liegen. In einer klar umrissenen Situa­
tion und einem stabilen politischen und strategischen Umfeld kann Abrü­
stung der richtige Weg sein. Wenn sich aber das Umfeld verändert, müs­
sen neue Antworten gefunden werden. Besonders alarmierend sind die 
Veränderungen bei den Massenvernichtungstechnologien. Die EU kann 
diese Problematik in ihrer Sicherheitspolitik nicht aussparen, auch wenn 
die Hauptverantwortung weiterhin auf den Schultern der Atommächte 
lastet. 

Die EU wird im nuklearen Bereich eine Rolle spielen, da zwei ihrer Mit­
glieder Kernwaffen besitzen, die Mehrzahl der Mitglieder über nukleare 
Technologien verfügt und sie selbst Eckpfeiler eines mit Kernwaffen aus­
gerüsteten Bündnisses ist. Es ist daher nur folgerichtig, daß die EU ver­
sucht, entsprechend dem Vorschlag von Präsident Mitterand Inhalt und 
Formen der neuen Atomwaffenstrategie für Westeuropa zu bestimmen 
und nach 1995 einen neuen Sperrvertrag zu erarbeiten, dessen Verhal­
tensregeln, Verpflichtungen und Kontrollmechanismen der veränderten 
Lage angepaßt sind. Von besonderer Bedeutung ist dies für die Frage der 
Einbeziehung Rußlands und der anderen GUS-Staaten in ein gemeinsa­
mes Sicherheitssystem. Gleichzeitig gilt es, sich dem Problem der Auf­
rechterhaltungund Verstärkung der Abschreckung zuzuwenden, um ein 
ausgewogenes Verhältnis von Risiken und Verantwortlichkeiten innerhalb 
des atlantischen Bündnisses und unter den Mitgliedern der EU zu ge­
währleisten. 

Dringend erforderlich ist eine neue multilaterale Politik zur Krisenbewäl­
tigung, die alle Zusammenhänge zwischen regionalen Krisen und globalen 
Problemen (Ost-West-Verhältnis, Handel, Finanz- und Wirtschaftspolitik, 
Ressourcen, Technologie, Bevölkerungsentwicklung usw.) gebühre1:1d be­
rücksichtigt und ein besseres Funktionieren des westlichen Bündnissy­
stems voraussetzt. Ein neuer Zusammenhalt und eine gerechte Vertei-
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lung von Befugnissen und Aufgaben zwischen den USA und ihren Haupt­
verbündeten in Europa und anderen Teilen der Welt sind unerläßlich. 
Dies bedeutet, daß auch ein stärkerer Zusammenhalt des westlichen Sy­
stems auf politischer Führungsebene notwendig ist, wozu auch eine ge­
meinsame Sicherheits- und Außenpolitik und eine gemeinsame militäri­
sche Planung gehören. Ein variabel einsetzbares System, das auf den ver­
schiedensten Schauplätzen mit äußerst unterschiedlicher Strategie und 
unterschiedlich zusammengesetzten nationalen und multinationalen 
Kräften auf Krisen aller Art reagieren und diese somit bewältigen kann, 
würde sich grundlegend von dem gegenwärtigen Atlantischen Bündnis 
unterscheiden, das geographisch abgegrenzt, strategisch einseitig ausge­
richtet und rein defensiv orientiert ist. Anzustreben ist eine wirkliche Ge­
meinschaft, ein neuer Akteur auf der internationalen Bühne, der in der 
Welt mit der gleichen Entschlossenheit und Flexibilität agiert wie norma­
lerweise ein Nationalstaat. 

Die Notwendigkeit, mehrere Arten der Einflußnahme miteinander zu 
verbinden, die Fähigkeit, gleichzeitig mit den Supermächten und den lo­
kalen Mächten zu verhandeln, und die Notwendigkeit, die Bündnispartner 
für eine gemeinsame Strategie zu gewinnen, die lokal und international 
mit militärischen und anderen Mitteln durchzusetzen ist - a1l dies kann 
zusammenfassend als Fähigkeit zur Verfolgung einer "Koalitionsstrategie" 
bezeichnet. Hierzu bedarf es einer verstärkten Integration der verschie­
denen an der Krisenbewältigung beteiligten Entscheidungsmechanismen 
auf nationaler und europäischer Ebene. Will man wirklich die kollektive 
Fähigkeit Europas zum Krisenmanagement verbessern, müssen die euro­
päischen Mechanismen grundlegend umgestaltet werden. Um die Pro­
bleme zu bewältigen, sollte Westeuropa einen Entscheidungsprozeß ent­
wickeln, der die Mobilisierung einer Vielzahl ziviler und militärischer 
Ressourcen ermöglicht. Dies könnte auf den verschiedenen Entschei­
dungsebenen zu Kompetenzstreitigkeiten führen, aber zumindest wäre 
man auf diese Weise in der Lage, die gemeinsam zu erreichenden Ziele 
festzulegen. 
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V. EMPFEHLUNGEN FÜR DAS POLITISCHE VORGEHEN 

Unsere Empfehlungen für das politische Vorgehen orientieren sich an 
den beiden grundlegenden Zielen, die seit 1950 für die westeuropäische 
Integration gelten: kriegerische Auseinandersetzungen zwischen unseren 
Ländern unmöglich zu machen und durch Errichtung einer Wirt­
schaftsunion die Voraussetzungen für ein Leben in Wohlstand zu schaf­
fen. Heute geht es den Westeuropäern in ihrem Verhältnis zu Osteuropa 
darum, den Frieden in der Region zu sichern und den Übergang zu plu­
ralistischer Demokratie und sozialer Marktwirtschaft zu fördern. Hinzu 
kommen neue Aufgaben wie die Verhütung von Umweltkatastrophen. 
Wir sind uns darüber im klaren, daß die Verfolgung dieser Ziele durch 
zwei negative Faktoren erschwert wird: die verwickelte Lage in allen ost­
europäischen Ländern und die gegenwärtige Schwäche aller westlichen 
Volkswirtschaften. So mußten wir nach einem Mittelweg zwischen kühnen 
und optimalen Lösungsvorschlägen und den Zwängen der tatsächlichen 
Gegebenheiten suchen. 

Nach unserer Auffassung haben es die Verantwortlichen der westlichen 
Länder bei der Bewältigung der historischen Herausforderungen, die sich 
durch den Wandel in Europa ergeben, an der notwendigen Weitsicht und 
Entschlossenheit fehlen lassen, so daß von Führung eigentlich keine Rede 
sein kann. Auch wenn es das bisher einzigartige Gefüge unserer Institu­
tionen zu schützen gilt, und wir unsere Volkswirtschaften umgestalten 
müssen, auch wenn unsere Gesellschaft sich nur schrittweise dem Zu­
strom aus dem Osten öffnen kann, läßt sich doch einiges mehr tun. Wie 
bereits in unserem vorangegangenen Bericht festgestellt wurde, kann sich 
der Westen nicht dem schwierigen Entstehungsprozeß von Demokratie 
und Marktwirtschaft in den ehemals kommunistischen Staaten entziehen. 
Selbst lokale Gefahrenherde können Folgen für ganz Europa nach sich 
ziehen. Es bringt uns nicht weiter, wenn wir einen nationalen oder subre­
gionalen Konflikt wie den Krieg in Jugoslawien als isolierte Erscheinung 
betrachten, vor der sich das nordwestliche Europa schützen kann. Die 
Folgen einer solchen Auseinandersetzung sind in der ganzen Region zu 
spüren. Wie Tschernobyl deutlich machte, gilt dies auch für wirtschaftli­
che und ökologische Katastrophen. Noch ist Europa nicht durch starke 
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gemeinsame Institutionen vereint, wohl aber durch gemeinsame ernste 
Gefahren. 

Angesichts der Lissaboner Beschlüsse des Europäischen Rates gehen wir 
davon aus, daß es im Verhältnis zu Osteuropa zu einer aktiveren und bes­
ser koordinierten Politik kommen wird. Wir halten es dabei für wichtig, 
der langfristigen Integration ökonomischer, politischer und 
sicherheitspolitischer Maßnahmen die gebührende Aufmerksamkeit zu 
schenken. Die EG-Kommission sollte sich mit den notwendigen' Mitteln 
ausstatten, um die Wirtschaftspolitik gegenüber Osteuropa mit der im 
Rahmen der GASP· konzipierten Außen- und Sicherheitspolitik zu koor­
dinieren. Wir haben daher unsere Vorschläge für das politische Vorgehen 
in vier Rubriken eingeteilt: Risikobewertung, Risikominderung, Krisen­
management und Instrumente der internationalen Politik. In jeder Rubrik 
sollen politische, militärische, sozioökonomische und ökologische Ge­
sichtspunkte Berücksichtigung fmden. 

Risikobewertung 

(1) 

1 

Benötigt wird ein System zum frühzeitigen Erkennen aller Kon­
flikte, die sich zu schwerwiegenden bewaffneten Auseinanderset­
zungen ausweiten können.1 Ein solches System sollte Netze offi­
zieller und privater Art umfassen. Die Nachrichtendienste der 
westeuropäischen Staaten, deren Aufgabe früher in der Abwen­
dung der sowjetischen Bedrohung bestand, müßten jetzt zur 
Sammlung von Erkenntnissen über die aus politischer Instabilität 
und militärischen Konflikten resultierenden Gefahren eingesetzt 
werden. Angesichts der Kosten nachrichtendienstlicher Tätigkeit 
ist es zweckmäßig - besonders über die Planungsstäbe der 

In ganz Europa, vor allem in Ost- und Südosteuropa, schwelen verschiedene politische 
Konflikte, die die friedliche Entwicklung der betreffenden Staaten gefährden und sogar 
in Bürgerkriege und bewaffnete internationale Auseinandersetzungen umschlagen 
können. In einer jüngst veröffentlichten Studie wurden 62 bestehende bzw. potentielle 
Konflikte in Buropa und weitere 12 im Kaukasus aufgeführt, die auf ethnische und reli­
giöse Auseinandersetzungen, Abspaltungsbewegungen oder Gebietsstreitigkeiten zu­
rückzuführen sind. Die nichteuropäischen Teile der ehemaligen UdSSR wurden bei 
diesen 74 Konfliktgebieten nicht einmal berücksichtigt. Siehe Hugh MiaU, New Con­
flicts in Europe: Prevention and Resolution (Oxford: Oxford Research Group, Juli 
1992). 
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Außenministerien, der EG und· der WEU - die Möglichkeiten für 
eine bessere Zusammenarbeit zwischen den europäischen Nach­
richtendiensten zu erkunden und eine Verbindung zum Konflikt­
verhütungszentrum der KSZE herzustellen. Die Gruppe für pro­
spektive Analysen der EG-Kommission würde in dieses Netz ein­
bezogen, um die Analyse der entsprechenden Informationen zu 
koordinieren.· · 

(2) Es wäre sinnvoll, zusätzlich ein gesamteuropäisches Netz 
nichtoffizieller Forschungseinrichtungen für internationale Bezie­
hungen ins Leben zu rufen, das regelmäßig zusammenkommt und 
Erfahrungen ·austauscht. Darin sollten ost- und westeuropäische 
Staaten vertreten sein. Die bereits bestehende Zusammenarbeit 
zwischen sieben Instituten könnte als Grundlage dienen. Es 
empfiehlt sich, die gemeinsame Forschungstätigkeit westlicher 
und östlicher Forschungszentren zu fördern, um mögliche inner­
europäische Konflikte und die Probleme der politischen und so­
zioökonomischen Umgestaltung in Europa, vor allem in den am 
wenigsten stabilen Gebieten, zu analysieren. 

(3) Die Achtung der Menschenrechte und der Minderheitenrechte in 
den · west- und osteuropäischen Staaten bedarf einer 
systematischeren Kontrolle. Die Menschenrechte sind Bestandteil 
der Assoziierungsabkommen, die Polen, Ungarn und die 
Tschechoslowakei mit der EG abgeschlossen haben. Es obliegt 
der EG, die Achtung der Menschenrechte in den betreffenden 
Ländern als Voraussetzung für die gewährten Hilfsmaßnahmen zu 
überwachen, doch kommt dabei auch weiteren Institutionen eine 
Rolle zu, vor allem dem Europäischen Ptp"lament, dem Europa­
rat, der KSZE, der Europäischen Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung und verschiedenen nationalen und internationalen 
Nichtregierungsorganisationen wie Amnesty International, 
Helsinki-Gruppen und anderen privaten Organisationen. 

( 4) Die Einschätzung ökologischer Risiken und Gefahren muß durch 
eine systematischere Erfassung und Analyse von Daten über 
Deponien und die Entsorgung radioaktiver und sonstiger giftiger 
Abfälle verbessert werden. Es werden Informationen über die 
Zerstörung bzw. Demontage von Standorten und Anlagen für 
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chemische und biologische Waffen benötigt. Die EG-Kommission 
sollte eine gründliche Überprüfung der gegenwärtigen internatio­
nalen Bestimmungen zur Erkennung von Gefahren und Frühwar­
nung bei nichtpolitischen, von Menschen oder Naturgewalten 
ausgelösten Katastrophen mit grenzüberschreitenden Folgen vor­
nehmen. 

Risikoverminderung 

Politischer Bereich 

( 5) Die bereits über demokratische Traditionen verfügenden Staaten 
Westeuropas sollten ihre Hilfsprogramme zur Förderung 
lebensfähiger demokratischer Institutionen ausbauen und besser 
koordinieren. Dabei geht es unter anderem um den Aufbau de­
mokratischer Parteien, die parlamentarischen Verfahren, die öf­
fentliche Verwaltung, die Rolle von Bürgerinitiativen (darunter 
Umweltvereinigungen), einen unabhängigen Journalismus und die 
Durchführung von Wahlen. Die Hilfe für die OECD-Mitglied­
staaten in Osteuropa konzentriert sich auf wirtschaftliche und 
technische Projekte, während die im immateriellen Bereich ange­
siedelten Fragen der demokratischen Wertvorstellungen und 
Verfahren überwiegend privaten Einrichtungen überlassen bleibt, 
was durchaus zweckmäßig erscheint. Zur Lösung dieser wichtigen 
Aufgaben ist jedoch die Bereitstellung umfangreicher Mittel ge­
rechtfertigt. Die 1992 erfolgte Einrichtung des mit 5 Millionen 
ECU ausgestatteten PHARE-Demokratiefonds ist ein nützlicher 
erster Schritt. Dieses Programm muß noch erheblich erweitert 
werden. 

(6) 

2 

Die regionale und subregionale Zusammenarbeit innerhalb 
Osteuropas im politischen, sozioökonomischen und technischen 
Bereich ist weiter zu fördern, um multilaterale Lösungsansätze für 
gemeinsame Probleme zu erarbeiten. Dabei sollte Entwicklungs­
und Umweltprojekten mit internationaler Zusammenarbeit in 
Osteuropa Vorrang eingeräumt werden.2 Langfristig gesehen muß 

Wir beziehen uns auf die Empfehlung in unserem vorangegangenen Bericht (S. 83, 
englische Fassung), die noch an Aktualität gewonnen hat. 
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das Ziel westeuropäischer ~olitik darin bestehen, Kooperation 
und Integratiön zu fördern, damit die Grenzen an Bedeutung ver­
lieren. 

(7) Auf der Grundlage der Pariser· KSZE-Charta und der 
Menschenrechtskonventionen der Vereinten Nationen und des 
Europarates müssen Regeln und Normen für ein tolerantes und 
demokratisches Verhalten entwickelt werden. Von besonderer 
Bedeutung ist dabei die Weiterentwicklung von Regeln zu folgen­
den Punkten: 

Menschenrechte für Minderheiten im Sinne der von der EG 
mit Kr.oatien ausgehandelten Vereinbarung; 

friedliche Beilegung von Konflikten durch internationale 
Vermittlung und Schlichtung, Entscheidungen von 
Rechtsinstanzen und vorbeugende diplomatische Schritte 
wie die Entsendung von Beobachtern und Friedenstrup­
pen; 

Verfahren zur Veränderung von Grenzen im gegenseitigen 
Einvernehmen nach demokratischer Befragung der Bevöl­

. kerung; 

Verfahren zur friedlichen Abspaltung nach demokratischer 
Befragung der Bevölkerung. 

Westeuropa sollte die Länder des Ostens weiterhin in einen 
gesamteuropäischen Prozeß der Vereinbarung und Durchsetzung 
von Normen einbeziehen. 

(8) Es müssen die Voraussetzungen verbessert werden für ( a) die 
Entsendung von Beobachtern in Spannungsgebiete; (b) die 
Bereitstellung von Sachverständigen zur Vermittlung und 
Schlichtung im Rahmen der KSZE- und UNO-Verfahren zur 
friedlichen Beilegung von Konflikten und ( c) den vorbeugenden 
Einsatz von Friedenstruppen. Diese Funktionen müßten von der 
KSZE und der UNO wahrgenommen werden - gegebenenfalls mit 
Unterstützung von NATO und WEU. Alle Staaten, die sich durch 
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Nachbarn oder Bürgerkrieg bedroht fühlen, könnten diese 
Dienste in Anspruch nehmen, doch sollten alle KSZE-Staaten von 
vornherein einem solchen Vorgehen auf ihrem eigenen Gebiet 
oder bei ihren Nachbarn zustimmen, wenn dafür die Grundlage 
durch eine qualifiZierte Mehrheitsentscheidung der KSZE gege­
ben ist. 

(9) Sobald akute bilaterale Probleme · im Zusammenhang mit 
Grenzstreitigkeiten oder der Behandlung von Minderheiten 
auftreten, sollten Kommissionen der betreffenden Länder einge­
richtet werden, die sich mit internationaler Unterstützung um Lö­
sungen bemühen. Finden die unterbreiteten Vorschläge keine Zu­
stimmung, so empfiehlt sich eine Schlichtung oder Anrufung von 
Rechtsinstanzen auf internationaler Ebene. 

(10) Die KSZE-Staaten sollten sich für den Fall von Verstößen gegen 
KSZE-Regeln und -Normen (siehe Empfehlung 7) zur Durchset­
zung eines Katalogs politischer, wirtschaftlicher, technischer und 
militärischer Sanktionen verpflichten. Diese Sanktionen müssen 
zum begangenen Verstoß im richtigen Verhältnis stehen, flexibel 
zu handhaben sein und begründet erscheinen. Die Frage der 
Wirtschaftssanktionen bedarf einer systematischeren Untersu­
chung. Die politischen Sanktionen sollten die Möglichkeit des 
Ausschlusses aus der KSZE und gegebenenfalls aus anderen 
Gremien einschließen. Da viele Konflikte in Osteuropa mit dem 
Zusammenbruch staatlicher Strukturen einhergehen und der Ver­
antwortungshereich der offiZiellen Stellen nicht klar ersichtlich ist, 
wäre es zweckmäßig, unter Einbeziehung des Internationalen und 
des Europäischen Gerichtshofes, die für Menschenrechtsfragen 
zuständig sind, den Rechtsmechanismus auszubauen, mit dem 
grobe Verstöße gegen das Völkerrecht als Verbrechen geahndet 
werden können. Es erscheint notwendig, Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit noch genauer zu definieren und es dem Europäi­
schen Gerichtshof zu ermöglichen, das Recht besser durchzuset­
zen. 

(11) Wir empfehlen, finanzielle Hilfen und besondere 
Handelsverg~stigungen nicht nur an wirtschaftliche, sondern 
auch an politische Bedingungen zu knüpfen: (a) Achtung der 

· .. 
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Menschenrechte, (b) Behandlung von Minderheiten, (c) ausrei­
chende Fortschritte bei der Herstellung eines pluralistischen po­
litischen Systems und der Rechtsstaatlichkeit und ( d) außenpoliti­
sches Wohlverhalten im Sinne der KSZE-Regeln. Die EG-Kom­
mission sollte die Fortschritte iin Bereich dieser vier Punkte be­
werten und dem Ministerrat und dem Europäischen Parlament 
jährlich ·einen Bericht darüber vorlegen. Diese Bewertung wäre 
dann die Grtiridlage für die Festlegung von Bedingungen. Län­
gerfristig gesehen wäre es allerdings ratsam, daß die Bewertungen 
durch die KSZE erfolgen. Nur humanitäre Hilfe, Unterstützung 
bei Umweltkatastrophen und Maßnahmen zum Katastrophen­
schutz sollten nicht von Bedingungen abhängig gemacht werden 
(siehe auch Empfehlung 23 zu Bedingungen im Zusammenhang 
mit Energiemärkten). 

(12) Die Hinterlassenschaft an Massenvernichtungswaffen in einigen 
Staaten (Ost-)Europas erfordert entschiedene Anstrengungen zur 

Eindämmung der Gefahr einer horizontalen und vertikalen 
Weitergbe von nuklearen, chemischen und biologischen 
Waffen; 

Verhütung von Störfällen und Diebstählen in Einrichtungen 
von militärischer Bedeutung, darunter in Lagerstätten für 
spaltbares Material aus demontierten taktischen und stra­
tegischen Atomwaffen. Die Kontrolle der Weitergabe er­
folgt am besten durch Einrichtungen mit globaler Aufga­
benstellung wie dem UNO-Sicherheitsrat und der IAEO 
und über die entsprechenden Mechanismen zur Überwa­
chung der Ausfuhr. von Technologien für kerntechnische 
Anlagen und Raketen sowie für andere Massenver­
nichtungswaffen. 

Um die Verbreitung von Atomwaffen einzudämmen, sollte die 
Europäische Gemeinschaft der Erweiterung und Verbesserung 
des Atomwaffensperrvertrags unter Federführung des UNO-Si­
cherheitsrates nach 1995 besondere Aufmerksamkeit schenken. 
Zudem sollten die zwölf Mitgliedstaaten ihre bereits jetzt ent­
scheidende Rolle bei der Durchsetzung des Vertrags beibehalten, 
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damit die Vorgaben mit einer wirksamen und konsequenten Poli­
tik bis 1995 verwirklicht werden. In diesem Zusammenhang wei­
sen wir darauf hin, daß 

(a) die EG über Euratom die bereits überlastete IAEO bei 
Sicherheitskontrollen unterstützt; 

(b) sie - nachdem die Nichtverbreitung von Atomwaffen zum 
Schwerpunkt der GASP erklärt wurde - ein gutes Beispiel 
für ein gemeinsames Vorgehen von Staaten mit und ohne 
Atomwaffen geben könnte; 

( c) sie bereits dabei ist, koordinierte und wirksame Kontrollen 
bei der Ausfuhr nuklearer Erzeugnisse und von Gütern mit 
doppeltem Verwendungszweck einzurichten. 

(13) Neben den USA müßten auch Frankreich und Großbritannien 
der GUS bei nuklearen Abrüstungsprogrammen Unterstützung 
gewähren. Euratom sollte bei der Entsorgung nuklearen Materials 
und seiner Nutzung für friedliche Zwecke einbezogen werden. 

Sozioökonomischer Bereich 

(14) Die OECD-Staaten sollten sich dazu verpflichten, ihre Finanzhilfe 
für Osteuropa zumindest auf dem Gesamtniveau von 1991 zu 
halten, aber bei der Verteilung der Mittel auf die einzelnen Län­
der und Wirtschaftsbereiche so flexibel vorgehen, daß eine opti­
male Wirkung erzielt wird. Zu verbessern ist das Verhältnis zwi­
schen zugesagten und ausgezahlten Mitteln. Wie bei der Durch­
führung des Marshallplans wäre es sinnvoll, eine zentrale Koordi­
nierungsstelle der G-24 einzurichtten, der ein gewissen Maß an 
Eigenständigkeit bei der Vergabe der Mittel eingeräumt wird, die 
über die verschiedenen nationalen und internationalen Kanäle be­
reitgestellt werden. der bisher zugesagte Finanzrahmen sollte im 
wesentlichen ausreichen, doch sind die Hilfsleistungen schlecht 
koordiniert, und bei der Auszahlung gibt es erhebliche Verzöge­
rungen. Dies ist nur zum Teil auf Probleme in den Empfängerlän­
dern zurückzufÜhren. 
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(15) Die Europäische Geme4tschaft sollte im Rahmen der OECD ge­
eignete Initiativen ergreifen, damit in den nächsten Jahren die 
Zahlungen osteuropäischer Staate~ zur Bedienung und Tilgung 
ihret Auslandsschulden nicht .die Umgestaltung gefährden. So 
könnte· die EG ein einheitliches Vorgehen der Gläubiger oder 
den Aufkauf von Schulden in Erwägung ziehen. 

(16) Dem Energiesektor der osteuropäischen Länder und der GUS­
Staaten kommt beim Übergang zu einer neuen Wirtschaftsord­
nung ·eine strategische Rolle zu. In allen Volkswirtschaften führt 
eine höhere Energieausnutzung nicht nur zu einer Stärkung des 
wirtschaftlichen Leistungsvermögens, sondern auch zu einer 
Verminderung der lokalen, regionalen und globalen Umweltbela­
stung sowie (in den rohstoffreichen Ländern) zu zusätzlichen 
Einnahmen in harter Währung. Der Energiesektor bietet einzig­
artige Möglichkeiten für die Ost-West-Kooperation und die re­
gionale und subregionale Zusammenarbeit in ganz Europa. Durch 
multilaterale Zusammenarbeit ließen sich auch Risiken verrin­
gern, die für die europäischen Länder im Hinblick auf eine gesi­
cherte Energieversorgung bestehen. 

(17) Für einen erfolgreichen wirtschaftlichen und politischen Wandel 
ist technische Hilfe und Ausbildung noch bedeutsamer als fman­
zielle Unterstützung. Da das Angebot an Fachkräften knapper 
bemessen ist als die Finanzmittel, muß die wirksame Koordinie­
rung der technischen Hilfe der OECD-Länder durch die EG 
einen besonderen Schwerpunkt bilden. 

(18) Das mit Abstand effektivste Wirtschaftsinstrument, das der 
Gemeinschaft zur Unterstützung des wirtschafltichen und politi­
schen U mgestaltungsprozesses im Osten zur Verfügung steht, ist 
der Zugang osteuropäischer Produkte zu den Exportmärkten. Die 
Gemeinschaft sollte d~n Marktzugang für Agrarerzeugnisse, Tex­
tilien, Stahl und andere arbeitsintensive Produkte, die Osteuropa 
vergleichsweise günstig erzeugen kann, noch weiter liberalisieren. 
Auch sind Möglichkeiten zu erkunden, wie man den Handel mit 
Agrarprodukten zwischen Osteuropa und jenen GUS-Staaten 
fördern kann, in denen ein Mangel an Nahrungsmitteln besteht. 
Wir möchten hier auf eine ähnliche Empfehlung in unserem vor-
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angegangenen Bericht verweisen, derzufolge die EG der Versu­
chung des Protektionismus widerstehen sollte. 

(19) Bei der wirtschaftlichen Umgestaltung Osteuropas ist der Rolle 
des Staates bei der Gestaltung der wirtschaftlichen Entwicklung 
und bei der Gewährung eines Mindestmaßes an sozialem Schutz 
größere Aufmerksamkeit zu widmen. Die Erfahrungen in Japan 
und in Ostasien vermitteln vielleicht Ansatzpunkte, die gründlich 
untersucht und gegebenenfalls in abgewandelter Form praktisch 
umgesetzt werden sollten. Zu den Aufgaben des Staates gehört 
unter Umständen die Festlegung von Schwerpunktbereichen und 
die Konzentration von Investitionen und Technologie auf diese 
Bereiche. 

(20) Ein beträchtlicher Teil der PHARE-Mittel dient gegenwärtig der 
Finanzierung von Soforthilfemaßnahmen, beispielsweise von 
Nahrungsmittellieferungen an Albanien. Wir würden empfehlen, 
daß das PHARE-Programm auf Strukturhilfe ausgerichtet wird 
und die EG einen speziellen Fonds für die Soforthilfe einrichtet. 

Ökologischer Bereich 

(21) Die OECD-Staaten sollten den osteuropäischen Regierungen 
beim Ausbau einer wirksamen administrativen Überwachung von 
nicht mehr benötigten nuklearen und chemischen Anlagen und 
Rüstungsgütern sowie von hochgradig umweltgefährdenden zivi­
len Einrichtungen Hilfestellung leisten. Unter Einbeziehung von 
Euratom und anderer Instrumente des Atomwaffen-Sperrvertrags 
sind Vorschläge auszuarbeiten, um die Überwachung oder gar 
den Betrieb auf die supranationale Ebene zu verlagern. Die öko­
logische Gefährdung, die von Kernkraftwerken, militärischen 
Atomanlagen und chemischen Waffen ausgeht, ist erheblich. 

(22) Die westeuropäischen Länder sollten das System der Übernahme 
von "Patenschaften" für Atomkraftwerke, deren Betriebssicherheit 
verbesserungsbedürftig ist, weiter ausbauen. Am besten wäre es, 
wenn derartige Maßnahmen westlicher Betreiber und Kernfor­
schungsinstitute zugunsten osteuropäischer Kraftwerke gemein­
sam von Euratom und der IAEO koordiniert würden. Bei Reak-
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toren, die eine nicht hinnehmbare Gefährdung der Umwelt dar­
stellen, solte die Gemeinschaft auf die frühestmögliche Stillegung 
drängen und mit Nachdruck Maßnahmen zur Erschließung alter­
nativer Energieversorgungskapazitäten auf der Grundlage von 
Erdöl und Erdgas (die gegenwärtig reichlich vorhanden sind) för­
dern und unterstützen. 

(23) Im Interesse des globalen Klimaschutzes sollten bestimmte 
. Vergünstigungen von einer umwelt- und wirtschaftspolitsch sinn­
vollen Energiepolitik wie der Freigabe der Preise für Energiepro­
dukte abhängig . gemacht werden. Die osteuropäischen Energie­
preise, die ~ der Regel unter dem Weltmarktniveau liegen, 
begünstigen die Energieverschwendung. 

(24) Eine hohe Priorität kommt der Verwirklichung der Ostsee­
Konvention zu, mit der spätestens bis 1995 die Einleitung von 
Schadstoffen in die Ostsee um 50 Prozent gesenkt werden soll. 
Dabei ergeben sich neben einem beträchtlichen Nutzen direkter 
Art auch gute Möglichkeiten für die subregionale Zusammenar­
beit. 

Militärischer Bereich 

(25) Es ist an der Zeit, die Konvention über biologische Waffen 
zumindest in den KSZE-Staaten und möglichst weltweit durch 
einen internationalen Überwachungsmechanismus zu ergänzen. 
Rüstungskontrollvereinbarungen und deren Durchsetzung sollten 

. in der KSZE gefördert werden. Dies gilt nicht nur für die Begren­
zung konventioneller Waffen im Rahmen des KSE-Vertrags, son­
dern auch für Abkommen "über chemische und biologische Abrü­
stung. 

(26) Angesichts der verteidigungspolitischen Entwicklung in Osteu­
ropa ist zu gewährleisten, daß die Staaten keine Politik verfolgen 
und keine Potentiale anstreben, die von den Nachbarn als Bedro­
hung empfunden werden. In diesem Zusammenhang sollten 
vertrauensbildende Maßnahmen wie der Austausch von 
OffiZieren, multilaterale Ausbildungseinrichtungen, Zonen mit 
begrenzter Dislozierung und sogar die Aufstellung multinationa-
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ler Einheiten konzipiert werden, um die Spannungen im KSZE­
Bereich auf ein Mindestmaß zu reduzieren. Subregionale und bi­
laterale Bemühungen können den allgemeinen KSZE-Rahmen 
untermauern. 

(27) Zur Verminderung der militärischen Risiken in Buropa kommt 
der vorbeugenden Stationierung von friedenssichernden Kräften 
des UNO-Sicherheitsrates und der KSZE in Gebieten mit 
zwischenstaatlichen Spannungen eine bedeutsame Rolle zu. Dar­
aus ergeben sich Konsequenzen im Hinblick auf Ausbildung, Ein­
satzplanungund Ausrüstung. Die Kosten für diese Operationen 
müssen von den KSZE-Mitgliedstaaten gemeinsam aufgebracht 
werden. 

(28) Zur Unterstützung der zivilen und demokratischen Überwachung 
des Verteidigungsbereichs in Osteuropa sollte die technische 
Hilfe des Westens für den militärischen und zivilen Verteidi­
gungsbereich der osteuropäischen Staaten erhöht werden. Bei­
spielsweise könnten Offiziere aus Osteuropa in größerer Zahl an 
westlichen Generalstabsakademien ausgebildet werden. Zudem 
sollte der Osten mit westlichem Management im Bereich der Be­
schaffung und des Zivilschutzes vertraut gemacht werden. 

Krisenmanagement 

Politischer und militärischer Bereich 

(29) Die europäische Sicherheit ist Bestandteil der globalen Sicherheit, 
und alle KSZE-Mitgliedstaaten sollten zum Aufbau eines globalen 
Systems der kollektiven Sicherheit auf der Grundlage der UNO­
Charta beitragen. Wir beziehen uns hier auf die Zielstellungen, 
die im Januar 1992 auf der Sondertagung des UNO-Sicherheits­
rates dargelegt wurden, auf Boutros Ghalis Bericht "An Agenda 
for Peace" und die Erklärung, die Douglas Hurd im Herbst 1992 
im Namen der Gemeinschaft vor der Vollversammlung abgab. Die 
KSZE-Mitgliedstaaten sollten Kräfte für friedenssichernde 
Operationen der UNO ausbilden und benennen und sie dem 
UNO-Generalsekretär zur Verfügung stellen, wie dies einige 
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Staaten bereits getan haben. Auch sind eventuell überfällige fi­
nanzielle Beiträge für UNO-Aktivitäten zu entrichten. 

(30) Alle . europäischen Mitgliedstaaten sollten die notwendigen 
Vorbereitungen für einen Beitrag zu internationalen Friedensmis­
sionen treffen. Konkret müßte Deutschland seine innenpolitische 
Auseinandersetzungen über die Beteiligung der Bundeswehr an 
Friedensmissjonen so zum Abschluß bringen, daß es künftig einen 
spürbaren Beitrag zu multilateralen friedenserhaltenden und frie­
densstiftenden Operationen auf der Grundlage von Entscheidun­
gen des UNO-Sicherheitsrates oder der KSZE leisten kann. Die 
Effektivität der Mitwirkung westeuropäischer Staaten ließe sich 
auch dadurch erhöhen, daß ihr Beitrag zu Friedensmissionen der 
UNO und der KSZE durch NATO und WEU koordiniert wer­
den. 

(31) Es besteht sicher die Notwendigkeit, die Entscheidungsmechanis­
men der KSZE zu verbessern, zu beschleunigen und effizienter zu 
gestalten. Auch wenn das Fernziel in qualifizierten Mehrheitsbe­
schlüssen bestehen sollte, kann die jetzige Regel "Konsens minus 
eins" vorerst bestehen bleiben. Sie sollte jedoch durch einige 
praktische Schritte in ihrer Wirkung abgemildert werden. Eine 
Möglichkeit wäre die zunehmende Orientierung auf "spezielle re­
gionale Gruppierungen", die mit konkreten Missionen betraut 
werden. Der Ausschuß Roher Beamter sollte durch Umwandlung 
in einen Ausschuß der ständigen Vertreter aufgewertet werden, 
dem ein KSZE-Generalsekretär zur Seite steht und der: alle ande­
ren von der KSZE geschaffenen Organe überwacht. Einige der 
Beteiligten an dieser Studie sprachen sich für einen Europäischen 
Sicherheitsrat nach dem Vorbild der·UNO aus. Andere äußerten 
die Befürchtung, daß ein solcher Rat, der weniger Kompetenzen 
als das entsprechende UNO-Organ hätte, sich als unwirksam er­
weisen und zugleich die ohnehin geringen Einflußmöglichkeiten 
des UNO-Sicherheitsrates weiter b'?schneiden würde. Sie regten 
an, daß sich die KSZE auf ein Subsidiaritätsprinzip verständigen 
sollte, demzufolge der UNO als der international am stärksten le­
gitimierten Organisation das Primat des Handeins zukommt, aber 
alle anderen internationalen und nationalen Gremien für deren 
Aktivierung Ve:r:antwortung tragen bzw. bei Nichttätigwerden der 
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UNO eigene Schritte zu ergreifen haben. Dies würde formelle in­
stitutionelle Beziehungen zwischen KSZE und UNO einerseits 
und zwischen KSZE, NATO und EU!WEU andererseits erfor­
derlich machen. Buropa sollte normalerweise nicht die UNO mit 
der operativen Friedenssicherung in Buropa belasten, sondern im 
Einklang mit Kapitel VIII der UNO-Charta eigene Friedens­
truppen unterhalten. 

(32) Die Vertreter beider Richtungen sind der Meinung, daß der 
politische Charakter der KSZE-Vereinbarungen durch einen 
formellen Vertrag erweitert und untermauert werden sollte. Man 
kann schwerlich verlangen, daß die KSZE als Regionalorganisa-

. tion der UNO fungiert, und ihr gleichzeitig den rechtlichen Status 
verweigern. Ein weiterer Punkt betrifft die KSZE-Ausgaben. Die 
schwache fmanzielle Grundlage gehört zu den Mängeln der be­
stehenden KSZE-Ordnung. Die KSZE kann keine Haushaltsmit­
tei der einzeinen Staaten beanspruchen. Sie ist von Ad-Hoc-Ent­
scheidungen und von den Budgets der Außenministerien für Ver-

. handlungen und Missionen abhängig. Um eine größere Rolle 
spielen zu können, benötigt die KSZE einen ausreichenden und 
gesicherten Haushalt. 

(33) Die beiden ständig im UNO-Sicherheitsrat vertretenen Mitglied­
staaten der Europäischen Union - Frankreich und Großbritan­
nien - sollten dort eine koordinierte Politik verfolgen und die in 
einer gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik zum Ausdruck 
kommenden Auffassungen aller HG-Mitgliedstaaten . vortragen, 
vor allem im Hinblick auf die Friedenssicherung in Europa. Es 
wäre zweckmäßig, wenn die Mitglieder der Europäischen Union 
ihr UNO-Politik regelmäßig mit Frankreich und Großbritannien 
erörterten. Wir verweisen dabei auf den Bericht zum gemeinsa­
men Vorgehen, der 1992 vom Europäischen Rat unter portugie­
sischer Präsidentschaft verabschiedet wurde. Sollte es den Staaten 
der Europäischen Union im Laufe der Zeit gelingen, eine wirk­
same GASP zu konzipieren, würde damit die Notwendigkeit ge­
trennter Sitze für die ständigen Mitglieder Großbritannien und 
Frankreich in Frage gestellt. Käme es zu einem einzigen ständigen 
Sitz für die Länder der Europäischen Union, könnte Japan den 
frei werdenden Platz als ständiges Mitglied einnehmen. Damit 
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würde sich die Gesamtzahl der Sitze mit Vetorecht nicht erhöhen. 
Es wäre nicht ratsam, den UNO-Sicherheitsrat so zu verändern, 
daß seine Entscheidungskompeten~en geschwächt werden. 

(34) Auf Ersuchen der KSZE sollteil die NATO und die WEU Streit­
kräfte für Friedensmissionen zur Verfügung stellen. Für die Mit­
gliedstaaten ergibt sich die Aufgabe, eigene Kräfte zu benennen 
und auszubilden sowie in enger Abstimmung mit der NATO und 
der WEU die notwendige Ausrüstung und Infrastruktur zum ra­
schen Einsatz bei Friedensmissionen bereitzustellen. Es sollten 
Bemühungen untern01iunen werden, um multinationale Einheiten 
für Friedensmissionen aufzustellen. 

(35) Die Schaffung eines angemessenen gesamteuropäischen 
Sicherheitsrahmens ist eine so dringende Notwendigkeit, daß wir 
ein anderes Vorgehen für den Fall empfehlen, daß sich die Mit­
glieder des UNO-Sicherheitsrates und der KSZE nicht auf die 
erforderlichen Maßnahmen verständigen können. Gelingt es der 
KSZE auch weiterhin nicht, einen wirksamen regionalen Mecha­
nismus für kollektive Sicherheit entsprechend der UNO-Charta 
zu schaffen, wird die Inanspruchnahme anderer internationaler 
Einrichtungen vonnöten sein. Genauer gesagt könnte dann der 
Nordatlantische Kooperationsrat ersucht werden, im Zusammen­
wirken mit der NATO geeignete Regeln und Institutionen zu 
konzipieren, mit denen sich regionale Konflikte in Buropa ein­
dämmen lassen. 

Sozioökonomischer und ökologischer Bereich 

(36) Die europäischen Staate~ sollten verstärkt die Bemühungen des 
Hohen Flüchtlingskommissars der UNO (UNHCR) zugunsten 
der gegenwärtig 2,5 Millionen Flüchtlinge aus dem ehemaligen 
Jugoslawien unterstützen. 

(37) Die europäischen Staaten sollten den UNHCR nicht mit europäi­
schen Flüchtlingsproblemen belasten, solange in ärmeren Teilen 
der Welt gravierende Flüchtlingsprobleme bestehen. Es wäre zu 
empfehlen, daß die Mitglieder der EG und der KSZE die Schaf­
fung eines europäischen Flüchtlingshilfswerks erörtern, das eng 
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mit dem UNHCR zusammenarbeitet. Die europäische Organisa­
tion sollte den Ländern Mittel und Osteuropas auch dabei behilf­
lich sein, geeignete Maßnahmen zur Bewältigung der möglicher­
weise sehr großen Flüchtlingsströme aus Osteuropa und den 
GUS-Staaten für den Fall auszuarbeiten, daß sich innere Unru­
hen, Verelendung und kriegerische Auseinandersetzungen weiter 
ausbreiten. 

(38) Die Europäische Gemeinschaft sollte ihren Fonds für Katastro­
phenhilfe und die humanitäre Soforthilfe, wie sie gegenwärtig 
Albanien gewährt wird, weiter aufstocken, damit nicht die für 
Strukturhilfe bestimmten Mittel zur Linderung der Not eingesetzt 
werden (siehe Empfehlung 20). 

(39) Die EG sollte sich für die Einrichtung eines gesamteuropäischen 
Koordinierungsbüros für Katastrophenhilfe nach dem Vorbild des 
vom Umfang seiner Aufgaben überforderten Katastrophenhilfs­
werks der UNO einsetzen. Die Mitgliedstaaten könnten techni­
sche Hilfsmittel für internationale Maßnahmen zur Verfügung 
stellen und einen Einsatzstab für Soforthilfe bei nichtmilitärischen 
Notfällen wie Naturkatastrophen, Industrieunfällen, Durch­
schmelzen von Reaktoren und Unfällen mit Massenvernichtungs­
waffen einrichten. 

( 40) Im Rahmen ihrer Wirtschaftspolitik gegenüber Osteuropa sollte 
die EG Maßnahmen zur Auflösung monopolistischer Strukturen, 
die zur Verschärfung internationaler Konflikte mißbraucht wer­
den könnten, vorsehen. Dies gilt insbesondere für den Bereich 
Energieerzeugung und -transport. Es empfiehlt sich der Bau einer 
Erdgasleitung, die von Rußland über Weißrußland und Polen 
nach Westeuropa führt. Dadurch könnte Rußland mit zusätzli­
chen Deviseneinnahmen rechnen. Falls derartige Leitungen oder 
ähnliche Beispiele struktureller Abhängigkeit in Konflikten zwi­
schen Staaten oder Regionen als Waffe eingesetzt werden, sollte 
die EG die Angelegenheit unter Berufung auf die Europäische 
Energiecharta der KSZE unterbreiten. Sofern es der Beilegung 
von Streitigkeiten dient, könnte die EG den Verantwortlichen die 
Einstellung der Wirtschaftshilfe androhen. 
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Instrumente und Mittel der internationalen Politik 

(41) Die Aufrechterhaltung der internationalen Sicherheit ist mit 
einem zusätzlichen Finanzierungsbedarf verbunden. Wir empfeh­
len, nach neuen Wegen zur Erschließung weiterer Mittel für in­
ternationale Friedensmissionen Zu suchen, wie dies im Vorschlag 
des UNO-Generalsekretärs zur Erhebung einer Abgabe auf den 
internationalen Flugverkehr, auf Rüstungsexporte und/oder die 
Verteidigungsbaushalte zum Ausdruck kommt. Wenn diese Anre­
gungen im globalen Maßstab nicht zu realisieren sind, sollten sie 
zumindest regional im breitestmöglichsten Rahmen Anwendung 
fmden. 

( 42} Bei internationalen Hilfsleistungen muß für eine gerechte 
Lastenverteilung gesorgt werden. Wenn man die Bevölkerungs­
zahl und das BSP zugrunde legt, nehmen gegenwärtig einige Län­
der (z.B. neutschland) bei der Finanz- und Flüchtlingshilfe eine 
weitaus größere Belastung auf sich als andere Staaten. Wir 
empfehlen, daß die OECD einen Index für internationale Hilfe 
erstellt, der verschiedene Formen der internationalen Hilfe be­
rücksichtigt und auf dem BSP pro Kopf der Bevölkerung beruht. 
Im Bereich der Entwicklungshilfe nimmt der Ausschuß für Ent­
wicklungshilfe (DAC) eine jährliche Prüfung der von den Mit­
gliedern erbrachten Leistungen vor. Für Hilfsleistungen an Osteu­
ropa sollte ein ähnlicher Ausschuß ins Leben gerufen werden, der 
alle erforderlichen Daten zusammenträgt und die Belastung der 
einzelnen OECD-Staaten miteinander vergleicht. Zunächst 
könnte die EG-Kommission damit bei den eigenen Mitgliedstaa­
ten einen Anfang machen. Es ginge darum, verläßlichere und ver­
gleichbare statistische Angaben zu erhalten und die Mitglieder zu 
größerer Solidarität zu verpflichten. 

( 43) Die wichtigste Aufgabe für Europa besteht darin, die nach dem 
zweiten Weltkrieg in Westeuropa geschaffene 
"Sicherheitsgemeinschaft" auf Osteuropa auszudehnen. Andern­
falls ist Osteuropa auch weiterhin inneren Unruhen, sozioökono­
mischen Verwerfungen, ethnischen Auseinandersetzungen und 
politischen Gewaltakten ausgesetzt, wie sie heute schon in Süd­
osteuropa an der Tagesordnung sind. Seit unserem vorange-
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gangenen Bericht haben die zwölf Mitgliedstaaten durch die 
Unterzeichnung des Vertrags von Maastricht einen bedeutenden 
Schritt nach vorn getan. Allerdings sind wir der Meinung, daß die 
Bestimmungen zur gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik 
sowie zur gemeinsamen Umweltpolitik nicht ausreichen. Wir 
empfehlen daher, Vorbereitungen für praktische Korrekturen 
einzuleiten, damit in beiden Bereichen schrittweise zu qualifi­
zierten Mehrheitsentscheidungen übergegangen werden kann. 
Falls und solange dies aufgrund des Widerstands einzelner 
Mitgliedstaaten nicht möglich ist, müssen von Gruppierungen, die 
nicht alle · zwölf Staaten umfassen, konsequentere gemeinsame 
Maßnahmen vorbereitet werden. Der Rahmen der WEU stellt 
möglicherweise ein geeignetes Forum für qualifiZierte 
Mehrheitsentscheidungen dar und kann damit der Sicherheitspo­
litik der Europäischen Union den Weg ebnen. 

(44) Die HG-Kommission sollte zur zentralen Koordinierungsstelle 
aller politischen, wirtschaftlichen und umweltpolitischen Hilfs­
maBnahmen für Mittel- und Osteuropa und die GUS-Staaten 
werden. Es wäre ratsam, ihr eine größere Rolle bei der Koordi­
nierung der bilateralen Maßnahmen der Mitgliedstaaten sowie 
eine bestimmte Eigenständigkeit bei der Zuweisung und Auszah­
lung von Mitteln sowie bei der Auswertung der Ergebnisse von 
Hilfsaktionen einzuräumen. 

( 45) Die Gewährleistung der Sicherheit in Osteuropa erfordert eine 
wirksame Koordinierung der Tätigkeit verschiedener internatio­
naler Organisationen. Wir empfehlen die regelmäßige Durchfüh­
rung offiZieller Tagungen, auf denen die zuständigen Stellen der 
EG, der WEU und der NATO vertreten sind. Zur Erhöhung der 
Effizienz müssen die offiZiellen Kontakte durch informelle Kon­
takte ergänzt werden, die auf einer Ad-Hoc-Zusammenarbeit bei 
Aktivitäten von gemeinsamem Interesse beruhen. Sollte der Mit­
arbeiterstab der KSZE einen größeren Umfang annehmen, so 
müßte er in das Netz der Kontakte und in die Zusammenarbeit 
der anderen internationalen Organisationen einbezogen werden. 

( 46) Da die Umweltverschutzung keine Grenzen kennt und die 
wirtschaftliche Integration voranschreitet, sind die U mweltpro-
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bleme West-· und Osteuropas zumeist nicht voneinander zu tren­
nen. Die umweltpolitischen Entscheidungsprozesse sind auf na­
tionaler wie europäischer Ebene noch sehr schwach ausgeprägt. 
Die Zuständigkeiten für Umw~ltund Naturschutzfragen verteilen 
sich auf die EG, den Europarat und die UNO-Wirtschaftskom­
mission für Buropa (ECE). Zudem bezeichnet die Pariser Charta 
der KSZE den Umweltschutz als gemeinsames politisches Ziel, 
und als Folge davon wird gegenwärtig über ein Protokoll der 
Europäischen Energiecharta verhandelt. Wir empfehlen, diese 
verschiedenen Initiativen zu koordinieren und zu einer 
gesamteuropäischen Umweltcharta zusammenzufassen, die zu­
mindest die jetzigen Regeln und Bestimmungen der EG, des Eu­
roparats wid der ECE widerspiegelt. Mit einer europäischen 
Umweltcharta wird u.a. das wichtige Ziel verfolgt, Umweltschutz­
normen für den gesamten europäischen Raum auszuarbeiten. Ge­
genwärtig konzentrieren sich die westeuropäischen Staaten bei ih­
ren Maßnahmen gegen die Umweltverschutzung auf zusätzliche 
Verbesserungen im nationalen Rahmen, doch wäre der Grenzer­
trag zusätzlicher Bemühungen im benachbarten Osteuropa un­
gleich höher. Dies gilt namentlich für die Versehrnutzung der Luft 
und der Gewässer. Nur eine europaweite Umweltpolitik könnte 
dem Grundsatz gerecht werden, daß man der grenzüberschrei­
tenden Umweltbelastung an der Quelle begegnen muß. 

Zusammenfassung 

Angesichts der Verwirrung und Uneinigkeit, die gegenwärtig unter den 
zwölf Mitgliedstaaten herrscht, erscheinen diese 46 Empfehlungen für das 
politische Vorgehen vielleicht wirklichkeitsfremd. Sie wurden aber bewußt 
nicht an die aktuelle Situation · angepaßt, die durch mangelnde Fort­
schritte bei der Bewältigung der akuten gemeinsamen Probleme Europas 
gekennzeichnet ist. Wir sind sogar der Auffassung, daß viele dieser Emp­
fehlungen nicht weit genug gehen und zu handlungsorientiertereD Vor­
schlägen ausgebaut werden sollten. Es ist zu hoffen, daß sie zumindest als 
Anregung für mutigere Ideen und Handlungsansätze dienen, als die heu­
tige Stagnation (oder gar Desintegration) der Europäischen Gemeinschaft 
erkennen läßt. Wenn diese Stagnation und die Unfähigkeit zum richtigen 
Umgang mit den Risiken in Osteuropa noch einige Zeit anhalten, wird die 
EG ihre Dynamik als ··fortgeschrittenste internationale Organisation ein-
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büßen und sich sogar der Gefahr aussetzen, daß sie auf das Niveau einer 
schwachen europäischen Zollunion absinkt und sich nicht zu einer wirkli­
chen Europäischen Union entwickelt. 
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